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EDITORIAL

Vergangenheit 
als Wegweiser 
für die Zukunft 

Kaum eine Frage wird derzeit in-
tensiver diskutiert als die, wie wir 
künftig wohnen und wie sich unse-
re Städte verändern. Wie realistisch 
sind Visionen von autofreien Städten, 
neuen Lebensmodellen, veränderten 
Nutzungskonzepten und anderem? 
Und was machen diese Visionen mit 
der Stadtplanung? Die Frage an sich 
ist gar nicht so neu, wie sie aktuell 
vermuten lässt. Die gesellschaft- 
lichen, ökologischen, demografi-
schen und wirtschaftlichen Heraus-
forderungen der Stadtentwicklung 
verändern sich stetig. Seit 1971 gibt es 
die Städtebauförderung. Ihr Ziel war 
und ist, nachhaltige Strukturen zu schaffen, die es 
Gemeinden und Städten ermöglichen, ihre Aufgaben 
wahrzunehmen. Anlässlich ihres 50-jährigen Jubilä-
ums haben wir ihr unser Thema des Monats gewid-
met (ab Seite 8) und blicken zurück – und voraus…

Heute ist es kaum möglich, einen Blick voraus zu 
werfen, ohne die Netzwerkinfrastruktur mitzuden-
ken. Ohne sie gibt es kein „Smart Living“ und kein 
Homeoffice. Doch mit der TKG-Novelle kommen 
neue Herausforderungen auf die Wohnungswirt-
schaft zu. Sammelinkasso über die Betriebskosten-
umlage wird in absehbarer Zeit nicht mehr möglich 
sein (siehe auch ab Seite 30). Neue Geschäftsmodelle 
sind gefragt, der Königsweg ist noch nicht gefunden. 

 Eine solcher wird auch in puncto Baustoffe der 
Zukunft noch gesucht (ab Seite 42). Passend dazu: 
Der Rückblick und die Zusammenfassung zum Panel 
„Holzbau“ des 1. Haufe Summit Real Estate.

Ich wünsche Ihnen immer den richtigen Blick-
winkel und eine erholsame Sommerpause, 

Ihre 

Iris Jachertz
Chefredakteurin
Iris Jachertz
Chefredakteurin
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Baustoffe wie Holz werden zunehmend rar und teuer. Gesucht  
werden alternative und im besten Fall nachhaltige Baustoffe –  

zum Beispiel Pilze oder Popcorn
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Stadt und  
Quartier

GBG Hildesheim baut neues Stadtteilzentrum 

In Hildesheim-Drispenstedt wird die Gemeinnützige Bauge-
sellschaft zu Hildesheim AG eine Ladenzeile aus den 1960er 
Jahren abreißen und neu errichten. Die Einkaufszeile soll bis 
2026 zu einem Ort der Begegnung in dem Stadtteil mit etwa 
5.500 Einwohnern werden und ein zeitgemäßes Nahversor-
gungsangebot bereitstellen. Neben Läden und Praxen ent-
stehen 51 Wohnungen und 130 Tiefgaragenstellplätze. Das 
Investitionsvolumen beträgt knapp 40 Mio. €. 

HWG-Halle schenkt  
„Musik für die Seele“
Mit Hofkonzerten bringt die Hallesche Wohnungs-
gesellschaft mbH (HWG) musikalische Abwechslung 
in ihre Wohngebiete. Da auch in diesem Jahr keine 
Mieterfeste veranstaltet werden können, sollen – nach 
dem Erfolg im Jahr 2020 – erneut zwölf kleine Konzer-
te in den Innenhöfen von Wohnanlagen den HWG-
Nachbarschaften eine Freude bereiten. Die Mischung 
aus Rock- und Popmusik, Schlagern und Liedern zum 
Mitsingen und Tanzen stößt auf positive Resonanz.

Bundesstiftung 
Baukultur veröf-
fentlicht Kodex 
für Baukultur
Baukultur soll zum 
anerkannten Ziel in der 
Immobilienbranche 
werden: Das Institut für 
Corporate Governance 
in der deutschen Immo-
bilienwirtschaft (ICG) 
und die Bundesstiftung 
Baukultur haben den 
den Kodex für Baukultur 
entwickelt – eine freiwilli-
ge Selbstverpflichtung für 
die verantwortungsvolle 
Aufgabenwahrnehmung 
von Unternehmen der 
Immobilienwirtschaft. In 
ihrer Aufgabe als Projekt-
entwickler, Planer, Bauherr 
oder Eigentümer trage sie 
in besonderem Maße ge-
sellschaftliche Verantwor-
tung für die Konsequenzen 
immobilienwirtschaftlichen 
Handelns, für die gebau-
ten Ergebnisse und die 
Gestaltung der Lebensräu-
me. Gleichzeitung würden 
baukulturelle Werte und 
gesellschaftliche Akzep-
tanz die Basis für wirt-
schaftlichen Erfolg bilden, 
so die Initiatoren.

Weitere Informationen: 
www.bundesstiftung- 
baukultur.de/presse/ 
leitfaden-fuer-die- 
gestaltung-unserer-
lebensraeume-kodex-fuer-
baukultur 
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Wohnungen und 
eine Kita für  
Geflüchtete 

und Wohnungs
suchende ent-

standen im 
Integrations-
wohnprojekt 

„ToM Tolerantes 
Miteinander“ von 
Degewo AG und 
Internationalem 
Bund in Berlin-

Altglienicke. 

164

Die Leipziger Wohnungs- und Baugesellschaft mbH (LWB) stellt Grundstücke für  
Konzeptvergaben zur Verfügung, um gemeinschaftliche Wohnprojekte zu fördern  
und bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. Die Immobilien – leerstehende Häuser aus  
städtischem Besitz, die auf die LWB übertragen wurden – werden im Rahmen eines  
Konzeptverfahrens vergeben und sollen eine neue Bestimmung erhalten. Es sei wichtig, 
alternative und kooperative Wohnformen zu unterstützen und damit Vielfalt in den Kiezen 
zu fördern, so LWB-Geschäftsführer Kai Tonne. Der Wettbewerb um die Erbpacht-
Vergaben startete am 1. Juli 2021. Die Erbpacht sei eine Voraussetzung dafür, dass die 
Vorhaben bezahlbar blieben, erklärte LWB-Geschäftsführer Klaus Hochtritt. Im Sommer 
2022 erfahren die Konzeptgruppen, ob sie das Auswahlgremium überzeugen konnten. 
Die Immobilien sind nach Vertragsabschluss binnen vier Jahren zu sanieren.

LWB vergibt  
Grundstücke per 
Konzeptvergabe
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Howoge stellt autofreies Wohnquartier mit  
314 Wohnungen in Berlin-Adlershof fertig
Mit dem Wohngebiet Johannisgärten setzte die Howoge Wohnungsbau-
gesellschaft mbH ein besonderes Bauprojekt um: Neben sechs Ge-
bäuden in Holz-Hybrid-, 13 in Massivbauweise und einem Haus in einer 
Kombination beider Bauarten, der Verwendung von Mieterstrom und ei-
ner innovativen Regenwasserwirtschaft, zeichnet die Johannisgärten ein 
Mobilitätskonzept aus. Das autofreie Quartier umfasst 20 freistehende, 
zwei- bis fünfgeschossige Häuser, die sich um fünf Innenhöfe gruppie-
ren. Fuß- und Radwege durchkreuzen das Quartier und vernetzen es mit 
der Umgebung und den Spiel-, Aufenthalts- und Gemeinschaftsflächen. 
Eine Quartiersgarage mit 121 Stellplätzen für Elektrofahrzeuge und Pkw 
entstand am Rande des Areals. Gewerbeflächen und eine Großtages-
pflege für Kinder sind ebenfalls Quartiersbestandteil.
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Neue Broschüre 
zur naturnahen 
Gestaltung von 
Wohnquartieren 
Im Rahmen des Projekts 
„Treffpunkt Vielfalt“ der 
Stiftung für Mensch 
und Umwelt haben die 
Beamten-Wohnungs-
Verein zu Köpenick eG, 
die Baugenossenschaft 
„Freie Scholle“ zu Berlin eG 
und die Charlottenburger 
Baugenossenschaft eG 
in einem Modellprojekt 
rund 6.000 m2 Grünfläche 
mithilfe heimischer Blüh-
pflanzen nach naturnahen 
und ästhetischen Gesichts-
punkten umgestaltet. Denn 
die Akzeptanz für Klima- 
und Artenschutz sowie für 
ökologisch aufgewertete 
Grünflächen vor der eige-
nen Tür steigt stetig.
Die Broschüre „Treff-
punkt Vielfalt – Natur-
nahe Gestaltung von 
Wohnquartieren“ soll die 
Wohnungswirtschaft bei 
der Umsetzung eigener 
Projekte unterstützen. Sie 
klärt auf, was „naturna-
hes Gärtnern“ bedeutet, 
wie es zu kommunizieren 
ist, welche Kosten entste-
hen und wie die Flächen 
langfristig zu pflegen sind. 
Die vorgestellten Beispiele 
dienen als Anregung für 
Projekte.
Die Broschüre steht zum 
Download zur Verfügung 
oder ist als gedruckte 
Version bei der Stiftung 
für Mensch und Umwelt 
kostenlos bestellbar: 
www.treffpunkt-vielfalt.de

155 der 314 Wohnungen in den Johannisgärten werden als geförderter Wohnraum vermietet, 
die übrigen Einheiten werden im Schnitt für unter 10 €/m2 angeboten
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Mit einem städtebaulichen Wettbewerb such-
ten die Baugenossenschaft Zuffenhausen und 
die Baugenossenschaft Neues Heim ein Kon-
zept für das Ersatzneubauvorhaben „Am Rot-
weg“ in Stuttgart. Der siegreiche Entwurf sieht 
zehn drei- bis siebengeschossige Gebäude vor, 
die sich um ein Netz kleiner Plätze gruppieren. 
Herz des Quartiers ist eine Gemeinschaftswiese; 
begrünte Ankerplätze schaffen eine Verbindung 
in die Nachbarschaften. In den Erdgeschossen 
sollen Läden, Ateliers, Co-Working-Spaces und 
eine Quartiersküche entstehen – darüber sind 
rund 280 Klein-, Familien- und Cluster-Wohnun-
gen sowie begrünte Dachterrassen vorgesehen.

6-Seen-Wedau: Größtes NRW-Stadtentwicklungs-
projekt schreitet voran

Das von der Gebag Duisburger Baugesellschaft mbH als kommunale Stadt- 
und Flächenentwicklerin vorangetriebene Stadtentwicklungsprojekt „6-Seen-
Wedau“ geht mit zwei 7.500 und 18.600 m2 großen Teilgebieten des Quartiers 
„Neue Gartenstadt“ in die Vermarktungs- und Interessensbekundungsphase. In 
Anlehnung an die bestehende Bebauung des Stadtteils Dusiburg-Wedau sollen 
Mehrfamilienhäuser und Stadthäuser im Gartenstadtcharakter entstehen. Auf 
dem 90 ha großen Gelände des ehemaligen Bahnausbesserungswerks und 
Rangierbahnhofs Wedau entstehen unter anderem bis zu 3.000 Wohnungen.
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T D M 50 JAHRE STÄDTEBAUFÖRDERUNGSGESETZ

Programme als  
Problemlöser

Von Monika Fontaine-Kretschmer 

Selbst nach fünf Jahrzehnten bleibt für die Städtebauförderung noch immer viel zu tun –  
wenn auch mit neuen Schwerpunkten und unter geänderten Rahmenbedingungen. 
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D er Städtebau ist und bleibt eines der 
wichtigsten Handlungsfelder für Kom­
munen – nach Corona mehr denn je. 
Auch nach 50 Jahren steht die Not­
wendigkeit der Förderung durch Bund 
und Länder nicht zur Diskussion, ob­

wohl sich Ausgangsbasis und Rahmenbedingungen 
heute anders darstellen als beim Start. Dank erzielter 
Erfolge und der im Laufe der Zeit eingearbeiteten pra­
xisnahen Anpassungen ist die Wirksamkeit 
der Städtebauförderung in Gesellschaft, 
Öffentlichkeit und Politik nach wie vor 
hoch. Und eine Fortführung ist definitiv 
sinnvoll – jedoch mit neuer Struktur, adä­
quat zu aktuellen gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Herausforderungen.

Stetig wachsendes Instrumentarium
Eine Weiterentwicklung der Städtebauför­
derung ist gefragt, liegt doch ihr Ursprung 
im historischen Erbe. Als 1960 das Bundesbaugesetz­
buch erarbeitet wurde, stand der Städtebau vor gro­
ßen Herausforderungen: die Sanierung überalterter 
Ortskerne, das Schaffen zeitgemäßer Infrastruktur 
und die Entwicklung von Neubaugebieten. Hierfür 
benötigten die Akteure ein Instrumentarium, das 
über das herkömmliche Baurecht hinausreichte. Nach 
über einem Jahrzehnt politischer Diskussion wurde 
1971 das Städtebauförderungsgesetz auf den Weg 
gebracht: Bund, Länder, Städte und Gemeinden leg­
ten damit den Grundstein für eine gemeinschaftlich 
finanzierte Förderung – Rechtssicherheit inklusive, 
da parallel städtebauliche Zielsetzungen formuliert 
wurden. 

Am Anfang stand die Stabilisierung
Vordringlichste Aufgabe war damals die Stabilisie­
rung historischer Stadt- und Ortskerne. Ihre Attrak­
tivität ging gegen null: Die Bausubstanz war schlecht, 
Wohn- und Gewerbeflächen waren nicht zeitgemäß 
zugeschnitten und ausgestattet, Aufenthaltsquali­
tät und Begrünung auf Freiflächen fehlten ebenso 
wie Areale für ruhenden Verkehr. Moderne Infra­
struktur- oder kommunale Einrichtungen, die die 
Besucherfrequenz hätten erhöhen können, waren 
oft nicht vorhanden. Nicht selten klafften hässliche 
Baulücken. Auch identitätsstiftende Schlossanlagen 
oder Brunnen fristeten ein trauriges Dasein … Trotz 
alter Stadtmauern und -türme, geschichtsträchtiger 
Anwesen und Denkmäler litt auch der wieder erstar­
kende Tourismus unter dieser Situation. 

Parallel herrschte besonders in den rasch wach­
senden Ballungsgebieten großer Siedlungsdruck. Die 
ganze Bandbreite städtebaulicher Maßnahmen war 
daher auch bei der Neuschaffung dringend benötigter 
Wohn- und Gewerbegebiete gefragt. 

Im 20. Jahr der Städtebauförderung fiel die Mau­
er. Notleidende pittoreske Stadtkerne und histori­
sche Schauplätze in den neuen Ländern mussten in 

Windeseile gerettet, viele Gebäude rückgebaut, neue 
Infrastruktur geschaffen werden – eine Transforma­
tion mit neuen Förderkulissen. 

Gleichzeitig begann der Abzug militärischer 
Streitkräfte in Ost und West. Nachnutzung und Re­
vitalisierung der Flächen kamen als neue Aufgaben 
hinzu. Das galt auch für industrielle Betriebsareale, 
die vom Zentrum in die Peripherie verlagert wurden, 
um Expansionen zu gewährleisten.

2020: Neuausrichtung auf drei Säulen
Die Ziele einer nachhaltigen Städtebauförderung ha­
ben sich nicht geändert – dennoch war 2020 eine 
Umstrukturierung nötig. Statt auf sechs ruht sie nun 
auf drei Säulen: Lebendige Zentren, Sozialer Zusam­
menhalt, Wachstum und nachhaltige Erneuerung.

Die neue Förderlandschaft ist weniger komplex 
und erleichtert damit den Kommunen die Antrag­
stellung. Allerdings sind durch den Föderalismus die 
Förderkulissen in den einzelnen Ländern sehr un­
terschiedlich. Innerhalb unseres Verbandes beflügelt 
dies jedoch den überregionalen fachlichen Austausch: 
Erfahrungen aus einem Bundesland können so in 
neue Programme eines anderen transferiert werden.

Auf dem Weg zur „multifunktionalen“ Stadt
Diese enge Kooperation ist ein wesentlicher Treiber 
der Stadtentwicklung: Gerade jetzt, da sich in der 
Nach-Corona-Phase der Trading-down-Effekt in 
den Städten verstärkt, sind neue Partnerschaften 
und mehr experimentelle Förderansätze erforder­
lich. Nicht nur kommunale Liegenschaften und öf­
fentliche Räume sollten profitieren, sondern auch 
Privateigentümer oder Wohnungswirtschaft. Mit 
ihren Gebäuden und Flächen können sie zu der in 
der „Leipzig Charta“ verankerten „multifunktionalen 
Stadt“ erheblich beitragen. Neben den Klassikern 

Handel und Gastronomie bieten sie in 
einer „arbeitsteiligen“ Stadt neue Chan­
cen: Wohnen für alle Altersklassen, neues 
Arbeiten, Start-ups, Pop-ups, Künstler, 
Kreative – eine Mischung, bestimmt von 
Toleranz und Respekt. 

Ergänzende Programme sind hier 
ebenso nötig wie beim Phänomen der 
– auch Pandemie-indizierten – neu­
en Stadtflucht. Unter den Vorzeichen 
fehlender Grundstücke, hoher Kosten, 
wachsenden Verkehrs, des Klimawandels 
und der CO2-Bepreisung wären infra­
strukturelle Maßnahmen für den ländli­

chen Raum erstrebenswert. Digitalisierung und Glas­
fasernetze – stärker gefördert oder in öffentlicher 
Hand – würden auch hier zu den im Grundgesetz 
verankerten „gleichwertigen Lebensverhältnissen“ 
beitragen. Einhergehend würde der Solidargemein­
schaft wieder höherer Stellenwert verliehen und auch 
die allseits geforderte Resilienz fände ihren Nieder­
schlag.�

Monika Fontaine-
Kretschmer

Sprecherin
Die Stadtentwickler 

Bundesverband
BERLIN

Geschäftsführerin 
Unternehmensgruppe 

Nassauische  
Heimstätte I Wohnstadt

FRANKFURT/MAIN

Die Ziele  
einer  

nachhaltigen 
Städtebau- 
förderung  
sind heute  

immer noch 
ganz aktuell.

THEMA DES MONATS
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Ein sehr besonderes  
Städtebauförderprogramm

Daraus entstand die Einsicht, dass allein mit baulich-
investiven Maßnahmen die sozialen Probleme in den 
Quartieren nicht gelöst werden können und es zu-
sätzlich sozial-integrativer Maßnahmen bedarf, um 
benachteiligte Stadt- und Ortsteile zu stabilisieren. 

Vor der Einführung des Programms „Soziale 
Stadt“ war die Städtebauförderung vor allem auf 
investive Maßnahmen begrenzt. Es hatte sich jedoch 

gezeigt, dass den investiven Maßnahmen 
meist auch nicht-investive Maßnahmen 
vorausgehen, wie beispielsweise vorbe-
reitende Untersuchungen, die Beteiligung 
von Betroffenen oder aber auch die von 
den Entwicklungsträgern aufzustellenden 
gebietsbezogenen Entwicklungskonzepte. 

Zudem gab es vielerorts Koordinie-
rungsstellen, die ebenfalls finanzielle Auf-
wendungen verursachten – und aus denen 
sich später das Quartiersmanagement ent-
wickelte.

Argebau-Gemeinschaftsinitiative 
„Soziale Stadt“

In einigen Bundesländern waren zudem bereits 
Erfahrungen mit dem Ansatz einer sozialen Stadt-
teil- und Quartiersentwicklung gesammelt worden, 
auf die man aufbauen konnte. Dies war zum Bei-
spiel in Berlin („Behutsame Stadterneuerung“), in 
Nordrhein-Westfalen („Stadtteile mit besonderem 
Erneuerungsbedarf“), in Hamburg („Armutsbekämp-
fungsprogramm“) sowie in Bremen („Wohnen in 
Nachbarschaften“) der Fall.

Vor diesem Hintergrund beschlossen die Vertre-
ter der Bundesländer, die in der „Argebau“ genann-
ten Konferenz der für Städtebau sowie Bau- und 
Wohnungswesen zuständigen Minister und Senato-
ren zusammengeschlossen sind, im Jahr 1996 den 
Start einer „Gemeinschaftsinitiative Soziale Stadt“. 
Zwei Jahre später folgte ein Leitfaden zur konkreten 
Ausgestaltung der Initiative. 

D as Programm „Soziale Stadt“, welches 
vor dem Hintergrund der seit letztem 
Jahr bestehenden neuen Programm-
struktur der Städtebauförderung in  
„Sozialer Zusammenhalt – Zusammen-
leben im Quartier gemeinsam gestal-

ten“ umbenannt wurde, gibt es bereits seit 1999. Es 
startete unter dem Programmtitel „Stadtteile mit 
besonderem Entwicklungsbedarf – die Soziale Stadt“.

Ziele des Programms
Dieses Programm verfolgte von Beginn an das Ziel, 
städtebaulich, wirtschaftlich und sozial benachtei-
ligte Stadtteile zu stabilisieren und aufzuwerten. Bis 
heute werden dabei die Akteure in den einzelnen 
Quartieren durch verschiedene Investitionen in die 
öffentliche Infrastruktur, den öffentlichen Raum und 
das Wohnumfeld zusammengebracht. „Soziale Stadt“ 
war als Titel zunächst nicht unumstritten, da viele 
Kommunen befürchteten, dass die ausgewiesenen 
Programmgebiete eine Stigmatisierung erfahren 
könnten. Inzwischen ist der Titel vor allem durch 
die vielen Erfolge in der Quartiersarbeit deutlich 
positiv besetzt.

Das Programm „Soziale Stadt“ ist das erste 
Programm der seit 1971 bestehenden Städtebau
förderung, welches die Stadt nicht nur als gebautes, 
materielles Konstrukt von Menschen, sondern vor 
allem auch als Lebens- und Sozialraum der dort le-
benden Bewohner versteht – ein Lebensraum, der 
nicht nur von Harmonie, sondern auch von Proble-
men im Zusammenleben und der gesellschaftlichen 
Teilhabe von sozial benachteiligten Gruppen geprägt 
sein kann.

Antwort auf sozialräumliche Spaltungen:  
nicht-investive Maßnahmen

Bereits Mitte der 1990er Jahre wurde immer deut-
licher, dass wachsende Arbeitslosigkeit und zuneh-
mende Armut die Gesellschaft zu spalten drohten. Bi
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Referatsleiter Stadtent-
wicklung, Wohnungs-

bau und Raumordnung
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BERLIN

T D M DAS PROGRAMM „SOZIALER ZUSAMMENHALT – ZUSAMMENLEBEN IM QUARTIER“

Von Dr. Oliver Gewand

Das früher „Soziale Stadt“ genannte Städtebauförderprogramm hat eine mehr als 
20-jährige Geschichte. Viele Städte und auch Wohnungsunternehmen haben von 
ihm profitiert. Ein Blick auf seine Erfolge lohnt. Doch wie muss das Programm an 
aktuelle Erfordernisse in den Städten angepasst werden? 
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Start des Programms im Jahr 1999 –  
mit 162 Gebieten

Das Programm „Soziale Stadt“ startete schließlich 
1999 als zusätzlicher Teil der Städtebauförderkulisse. 
Im ersten Jahr des Programms wurden bundesweit 
162 Stadt- und Ortsteile als Fördergebiete ausgewie-
sen. Die Zahl der Fördergebiete ist in den Folgejahren 
kontinuierlich gestiegen und hat sich in den letzten 
20 Jahren nahezu versechsfacht. 2018 wurden durch 
das Städtebauförderprogramm „Soziale Stadt“ ins-
gesamt 934 Fördergebiete in 533 Groß-, Mittel- und 
Kleinstädten unterstützt. 

Der Bund hat den Programmkommunen bis ein-
schließlich 2018 etwa 1,9 Mrd. € für die Umsetzung 
des Programms „Soziale Stadt“ zur Verfügung gestellt. 
Unter Berücksichtigung der ergänzenden Mittel von 
Ländern und Kommunen wurden im Zeitraum von 
1999 bis 2018 finanzielle Mittel in Höhe von rund 
5,3 Mrd. € eingesetzt.

Verteilung der finanziellen Mittel  
auf die Länder

Für die Umsetzung des Bundesprogramms in den 
Ländern wird regelmäßig eine Verwaltungsvereinba-
rung nach Art. 104 b GG abgeschlossen. Damit erfolgt 
eine geregelte Verteilung der Bundesmittel auf die 
Länder. Als Schlüssel zur Verteilung gelten laut aktu-
eller „Verwaltungsvereinbarung Städtebauförderung 
2021“ der Länder für das Förderprogramm „Sozialer 
Zusammenhalt“ allgemeine Indikatoren (auf der Län-
derebene) wie Bevölkerung, Anteil der Älteren (67+ 
Jahre), Einwohnerdichte, Umfang der Mindestsiche-

THEMA DES MONATS

rungsleistungen, bewohnte Wohnungen bis Baujahr 
1918, Bevölkerungsentwicklung sowie öffentliche 
Bauinvestitionen. Damit ist zwar eine grundsätzliche 
Verteilung der zur Verfügung stehenden Mittel auf die 
Länder geklärt, ob diese allerdings den tatsächlichen 
Bedarf in den einzelnen Ländern widerspiegeln, wird 
von Runkel und Kiepe (2010: 8) zu Recht in Zweifel 
gezogen. Sie plädieren vielmehr dafür, die Mittel am 
konkreten Bedarf der Städte und Stadtteile in den 
Bundesländern zu orientieren.

Weitergabe der Fördermittel  
innerhalb der Länder

Die konkrete Verteilung der Mittel des Programms 
„Sozialer Zusammenhalt“ wird in den einzelnen Län-
dern unterschiedlich gehandhabt. Grundlage sind die 
jeweiligen Landeshaushaltsordnungen. Auf dieser 
Grundlage werden die Mittel den einzelnen Kom-
munen auf Antrag entsprechend der Festlegung und 
Definition von Fördergebieten zugewiesen. 

Einrichtung eines Verfügungsfonds
Zudem können die Städte und Gemeinden einen Ver-
fügungsfonds einrichten. Dieser dient dazu, die Be-
troffenen in den Fördergebieten zur stärkeren Beteili-
gung und Mitwirkung an den Maßnahmen anzuregen. 
So entscheidet ein lokales Gremium darüber, für wel-
che konkreten Maßnahmen die Mittel des Verfügungs-
fonds eingesetzt werden. Der Verfügungsfonds kann 
im Programm „Sozialer Zusammenhalt“ im Gegensatz 
zu den übrigen Programmen bis zu 100 % aus den 
Mitteln der Städtebauförderung gebildet werden.

Anzahl der Fördergebiete im Programm Soziale Stadt 
1999 bis 2018

Datenquelle: BMI Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (2019): 20 Jahre integrierte Quartiersentwicklung. Die Soziale Stadt, Berlin, S. 8.
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In Berlin wurde zum Beispiel ein Quartiersfonds 
eingerichtet, der aus drei Teilen besteht:
·	� Baufonds
·	� Projektfonds
·	� Aktionsfonds

Während die Baufonds dazu dienen, die Stabi-
lisierung und Entwicklung der Quartiere mit be-
sonderen Bedarfen durch bauliche Maßnahmen zu 
unterstützen, geht es bei den Projektfonds vor al-
lem um strukturfördernde mittel- und langfristig 
angelegte soziale Maßnahmen zur Erreichung der 
Quartiersziele. Dagegen sind die Aktionsfonds auf 
kurzfristige und flexible Maßnahmen angelegt mit 

dem Ziel, das bürgerschaft-
liche Engagement durch die 
Finanzierung von Sachmitteln 
zu stärken.

Erweiterung und  
Konkretisierung

2004 wurde das Programm 
„Soziale Stadt“ mit seinen 
Aufgaben im Baugesetzbuch 
(BauGB) verankert. Die ge-
setzliche Fixierung fand im 
§ 171 e BauGB statt. Damit er-
folgte nicht nur eine inhalt-
liche Erweiterung, sondern 
auch eine Konkretisierung 
des Programms. Als inhaltli-
che Erweiterung des Städte
baurechts ist zu werten, dass 
sozialräumliche Aspekte bei 
städtebaulich investiven 
Maßnahmen im öffentlichen 
Interesse nicht nur eine Be-
rücksichtigung finden, son-
dern solche Aspekte sowohl 
investive als auch nicht-inves-
tive Maßnahmen rechtfertigen 
können.

Eine Konkretisierung hat 
das Städtebaurecht erfahren, 
da nunmehr definiert wurde, 
was als städtebauliche Maß-
nahme des Programms „Sozia-
le Stadt“ gelten kann. Letztlich 
werden darunter alle Maßnah-
men gefasst, die darauf abzie-
len, soziale Missstände in be-
nachteiligten Ortsteilen, also 
in Gebieten mit einem beson-
deren Entwicklungsbedarf, zu 
beseitigen, die Gebiete zu sta-
bilisieren und zu entwickeln.

Neben der räumlichen 
Festlegung von Maßnahmen 
der Sozialen Stadt nach § 171 e 
BauGB können Gemeinden die 

Fördermittel des Programms „Sozialer Zusammen-
halt“ im Übrigen auch in Gebieten einsetzen, die von 
den Gemeinden als Sanierungsgebiete nach § 142 
BauGB oder als Erhaltungsgebiete nach § 172 BauGB 
festgelegt wurden.

Wann liegen soziale Missstände vor?
Die Einführung des Begriffs des sozialen Missstands 
führt unweigerlich zu der Frage, was darunter ei-
gentlich zu verstehen ist. Demnach liegen soziale 
Missstände dann vor, wenn einzelne Gebiete aufgrund 
der sozialen Zusammensetzung und wirtschaftlichen 
Situation der Bewohner erheblich benachteiligt sind. Bi
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Bundesfinanzhilfen je Stadt / Gemeinde  
im Programm Soziale Stadt 1999 bis 2018

Datenquelle: BMI Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (2019): 20 Jahre integrierte Quartiersentwicklung.  
Die Soziale Stadt, Berlin, S. 14.

Bis einschließlich 2018 haben 
Bund, Länder und Kommunen 
rund 5,3 Mrd. € für Investitionen 
in den Programmkommunen 
bereitgestellt. Der Anteil des 
Bundes liegt insgesamt bei rund 
1,9 Mrd. €.

50 Mio.

10 Mio.
 5 Mio.
 1 Mio.



� STADT UND QUARTIER  13THEMA DES MONATS

Aus dieser Benachteiligung wird ein besonderer Ent-
wicklungsbedarf von einzelnen Stadt- und Ortsteilen 
abgeleitet. Oftmals handelt es sich dabei um innen-
städtische, verdichtete Wohn- und Mischgebiete, 
aber auch um Großwohnsiedlungen der 1960er bis 
1980er Jahre. Allen Gebieten gemeinsam ist, dass die 
Notwendigkeit einer Bündelung aufeinander abge-
stimmter investiver und nicht-investiver Maßnah-
men besteht, da eine Stabilisierung der Gebiete aus 
eigener Kraft nicht zu erwarten und bei fehlender 
Intervention eine weitere Abwärtsspirale aus sozi-
aler Armut, Kriminalität und baulichem Verfall zu 
befürchten ist. 

Die Mittel des Städtebauförderprogramms „So-
zialer Zusammenhalt“ sind vielfältig einsetzbar. So 
können zum Beispiel Maßnahmen zur Verbesserung 
der Angebote in den Bereichen Wohnumfeld, soziale 
Infrastruktur, Bildung, Sport/Gesundheit, Kultur, lo-
kale Wirtschaft, Integration und Teilhabe sowie für 
das Quartiersmanagement unterstützt werden.

Gebiete mit besonderem Entwicklungsbedarf
Die Beantragung der Fördermittel ist an eine be-
stimmte Gebietskulisse gebunden. Gemeinden kön-
nen Gebiete mit besonderem Entwicklungsbedarf 
auf der Grundlage sozialräumlicher Kriterien durch 
einen einfachen Beschluss festlegen.

Daher sind Wohnungsunternehmen angehalten, 
in direkter Kooperation und Abstimmung mit den 
Gemeinden, entlang der definierten Kriterien der Ge-
meinde für die eigenen Quartiere im Bestand proak-
tiv zu prüfen, ob die Voraussetzungen für eine Festle-
gung einzelner Quartiere als Gebiete mit besonderem 
Entwicklungsbedarf vorliegen, und diese Gebiete in 
die Diskussion für die Antragsstellung der Gemein-
den einzubringen. Erste Anhaltspunkte können dafür 
eigene regelmäßige Quartiersanalysen etwa auf der 
Basis geografischer Informationssysteme wie zum 
Beispiel SQIS (Strategisches Quartiersinformations-
system) oder QUIS (Quartiers-Informationssystem) 
bieten, die von den Wohnungsunternehmen inzwi-
schen auch webbasiert genutzt werden können.

Erstellung integrierter Entwicklungskonzepte
Aufgrund nur begrenzt zur Verfügung stehender Mit-
tel sind die Städte angehalten, die Fördermittel dort 
einzusetzen, wo der größte Handlungsbedarf besteht. 
Dazu erstellen die Kommunen regelmäßig soziale 
Entwicklungskonzepte bis hin zu einem regelmäßi-
gen sozialen Monitoring. Beide Ansätze basieren auf 
einer Analyse geeigneter Sozialindikatoren wie zum 
Beispiel Arbeitslosigkeit und Transferleistungsemp-
fänger. Insofern ist die Festlegung der Fördergebiete 
an die Erarbeitung eines integrierten Entwicklungs-
konzeptes gebunden, in dem die konkreten Ziele 
und Maßnahmen zur Verbesserung der Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse der Bewohner und zur Schaf-
fung beziehungsweise zum Erhalt stabiler Bewohner-
strukturen ausführlich dargestellt werden. 

Aktivierung der lokalen Stakeholder
Das Programm „Sozialer Zusammenhalt“ ist grund-
sätzlich als „Bottom-up“-Programm angelegt. Das 
heißt, es geht vor allem darum, die Betroffenen vor 
Ort, seien es Eigentümer, Pächter oder Bewohner, 
für das Quartier zu aktivieren und dabei mit den 
verschiedenen lokalen Institutionen und deren un-
terstützenden Maßnahmen zu verknüpfen. So ist auch 
explizit eine aktive Bürgerbeteiligung und ein pro-
fessionelles Quartiersmanagement gefordert. Dabei 
hat es sich bewährt, auf drei verschiedenen Ebenen 
zu arbeiten: Dazu gehört zum einen die aufsuchende 
Quartiersarbeit, um die Bewohner vor Ort zu aktivie-
ren. Zum anderen geht es darum, wichtige Akteure 
aus Politik, Verwaltung und Wirtschaft zusammen-
zubringen, um sich zu beraten und zu vernetzen. 
Und schließlich sollte auch die Verwaltung mit den 
verschiedenen Bereichen in integrativer Form, res-
sortübergreifend zusammenarbeiten.

Ressortübergreifenden Ansatz  
weiter ausrollen

Zur Weiterentwicklung und Stärkung des integrati-
ven Ansatzes hat die Bundesregierung bereits 2016 
die „Ressortübergreifende Strategie Soziale Stadt – 
Nachbarschaften stärken, Miteinander im Quartier“ 
auf den Weg gebracht. Dadurch war es möglich, die 
verschiedenen Ansätze der einzelnen Fachressorts 
integrativ zu bündeln und damit zu einer Verbes-
serung der Lebensbedingungen und der Stärkung 
lebendiger Nachbarschaften beizutragen. Die Finanz-
ausstattung des ergänzenden Ansatzes mit jährlich 
10 Mio. € (2017 bis 2020) hat bisher vor allem expe-
rimentellen Charakter, um Erfahrungen zu sammeln.

Dazu wurden sechs Modellprogramme mit den 
Schwerpunkten Integration, Soziokultur, Verbrau-
cherinformation, Ernährungsbildung für Kinder und 
Jugendliche, Sport, politische Bildung und interkul-
tureller Dialog initiiert, um Angebotslücken in 

Die Bürgerbeteiligung ist ein zentrales Element der Städtebauförderung. 
Bei der „Sozialen Stadt“ kam die Aktivierung lokaler Quartiersakteure  

zur Stärkung integrierter Entwicklungen hinzu
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der Quartiersarbeit zu schließen. Die Laufzeit der 
Modellprogramme liegt bei vier bis fünf Jahren. Ers-
te Zwischenevaluierungen zeigen positive Effekte 
hinsichtlich Erreichbarkeit und Aktivierung der ver-
schiedenen Zielgruppen.

Förderung ist zwar zielgerichtet,  
aber nicht ausreichend

Das BBSR (2020a) konnte in einer aktuellen Ana-
lyse „Wer lebt in den Gebieten der Sozialen Stadt“ 
nachweisen, dass ein zusätzlicher Bedarf an einer 
Erweiterung der Unterstützung von benachteiligten 
Gebieten in deutschen Städten besteht.

Dazu wurden 2.773 Stadtteile in 48 Städten an-
hand eines Indikatorensets für das Jahr 2017 aus der 
Innerstädtischen Raumbeobachtung (IRB) analysiert. 
Im Ergebnis wurden 227 Gebiete (8,2 %) erfasst, die 
Fördermittel aus dem Programm „Soziale Stadt“ er-
halten haben. Zudem konnte aber auch nachgewiesen 
werden, dass es in diesen Städten weitere 345 Stadt-
teile (12,4 %) gibt, die ebenfalls benachteiligt sind und 
sich von den „Soziale-Stadt-Gebieten“ hinsichtlich 
der Sozialstruktur kaum unterscheiden, jedoch keine 
Förderung aus dem Bundesprogramm erhalten.

Damit konnte zum einen zwar der Nachweis er-
bracht werden, dass die Mittel für das Städtebauför-
derprogramm „Soziale Stadt“ zielgerichtet eingesetzt 
werden. Zum anderen wird aber auch deutlich, dass 
der Bund aufgrund des aufgezeigten Bedarfs gefordert 
ist, die Mittel für das aktuelle Programm „Sozialer 
Zusammenhalt – Zusammenleben im Quartier“ er-
heblich auszuweiten. 

Es gibt vier wesentliche Gründe, die einen höhe-
ren Förderbedarf rechtfertigen:
1. �Der hohe Anteil an Gebieten in den Städten (12,4 %), 

die erheblich sozial benachteiligt sind und bisher 
keine Förderung erhalten.

2. �Die hohe Nettozuwanderung seit 2015, die zu er-
höhten Anforderungen an das soziale Quartiers-
management, insbesondere an die Integration in 
den Quartieren geführt hat.

3. �Die zusätzlichen Anforderungen, die sich aus den 
im Memorandum „Urbane Resilienz“ der Nationalen 
Stadtentwicklungspolitik des Bundesministeriums 
des Inneren, für Bau und Heimat (BMI) definierten 
zusätzlichen Aufgaben der Städte und Kommunen 
ergeben.

 Anzahl der untersuchten Stadtteile

Soziale-Stadt-
Gebiete

Benachteiligte 
Stadtteile ohne 

Förderung

Sonstige 
Stadtteile

Westdeutschland 123 213 1.478

Ostdeutschland 104 132 732

Gesamt 227 345 2.201

 Westdeutschland Ostdeutschland

Soziale-Stadt-
Gebiete

Benachteiligte 
Stadtteile ohne 

Förderung

Sonstige 
Stadtteile

Soziale-Stadt-
Gebiete

Benachteiligte 
Stadtteile ohne 

Förderung

Sonstige 
Stadtteile

Beschäftigungsquote (insgesamt) 49,31 % 51,40 % 56,71 % 52,57 % 55,76 % 60,98 %

  Beschäftigungsquote (deutsch) 55,95 % 57,60 % 60,49 % 58,41 % 60,41 % 63, 68 %

  Beschäftigungsquote (ausländisch) 35,97 % 36,77 % 42,14 % 24, 29 % 26,93 % 31,32 %

Arbeitslosenquote (insgesamt) 10,44 % 9,56 % 4,37 % 9,26 % 9,01 % 4,62 %

  davon Anteil Langzeitarbeitslose 42,47 % 43,01 % 34,44 % 29,77 % 31,76 % 29,70 %

  Arbeitslosenquote (deutsch) 8,70 % 8,11 % 3,73 % 8,53 % 8,25 % 4,21 %

  Arbeitslosenquote (ausl.) 13,68 % 13.03 % 6,75 % 10,52 % 12,01 % 6,80 %

Durch das BBSR untersuchte Stadtteile

Beschäftigung und Arbeitslosigkeit in Stadtteilen mit und ohne Förderung

Datenquelle: Innerstädtische Raumbeobachtung des BBSR, Datengrundlage:  
Kommunalstatistiken der IRB-Städte; Quelle: BBSR (2020a): S: 8.

Datenquelle: Innerstädtische Raumbeobachtung des BBSR, Datengrundlage: Kommunalstatistiken der IRB-Städte; Quelle: BBSR (2020a): S. 11.
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4. �Die ressortübergreifenden Ansätze und die zuneh-
mende Komplexität der Aufgaben des Quartiers-
managements, die mit einem erhöhten Koordinie-
rungsaufwand verbunden sind.

Die Fortführung der für 2021 zur Verfügung ge-
stellten Mittel für das Programm „Sozialer Zusam-
menhalt“ in Höhe von 200 Mio. € sind angesichts 
der wachsenden Aufgaben nicht ausreichend. Daher 
plädiert der GdW für eine deutliche Ausweitung der 
finanziellen Ausstattung des Programms auf min-
destens 300 Mio. €.

Kompetenzzentrum  
„Zusammenleben im Quartier“

Um den sozialen Zusammenhalt in der Gesellschaft 
weiter zu stärken, sollte neben einer verbesserten fi-
nanziellen Ausstattung der Städtebauförderung auch 
das Quartiersmanagement der Kommunen und der 
Wohnungsunternehmen in Deutschland weiter pro-
fessionalisiert werden. Daher setzt sich der GdW 
beim Bund für die Einrichtung eines bundesweiten 
Kompetenzzentrums „Zusammenleben im Quartier“ 
ein. 

Zu den wesentlichen Aufgaben des Kompetenz-
zentrums gehören zum Beispiel die Vernetzung, 
Bündelung und Unterstützung der verschiedenen 
Akteursgruppen, aber auch der Wissens- und Er-
fahrungsaustausch zwischen Politik, Wirtschaft und 
Wissenschaft sowie die Zusammenarbeit mit den 
bestehenden Bildungseinrichtungen in den einzelnen 
Ländern. Die Politik ist nun gefordert, die Ansiedlung 
des Kompetenzzentrums und damit den sozialen Zu-
sammenhalt in den Quartieren zu unterstützen.�  

Quellen:
BBSR Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (2020a): Wer lebt in 
den Gebieten der Sozialen Stadt. In: BBSR-Analysen KOMPAKT 04/2020, Bonn.
BBSR Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (2020b): Verfügungs-
fonds in kleineren Städten und Gemeinden: Eine Arbeitshilfe, Bonn.
BMI Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (2018): Programm
strategie Soziale Stadt, Berlin.
BMI Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (2019): 20 Jahre  
integrierte Quartiersentwicklung. Die Soziale Stadt, Berlin.
GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e. V. 
(2010): Erfolgsfaktoren sozialer Quartiersentwicklung. Ergebnisse einer empiri-
schen Untersuchung von Projekten der „Soziale Stadt“, Berlin.
Runkel, P. und Kiepe, F. (2010): Der institutionelle Rahmen des Förderprogramms 
Soziale Stadt und sein Fortentwicklungsbedarf. In: Friedrich-Ebert-Stiftung 
(Hrsg.), Das Programm Soziale Stadt. Kluge Städtebauförderung für die Zukunft 
der Städte, Bonn, S. 8-19.
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„Stadtumbau 
braucht einen  
langen Atem“

Dr. Heike Liebmann ist Prokuristin 
und Leiterin Stadtentwicklung bei der 
B.B.S.M. Brandenburgische Beratungs-
gesellschaft für Stadterneuerung und 
Modernisierung mbH aus Potsdam. 
Tobias Jacobs ist Geschäftsführer des 
Leipziger Büros Timourou – Wohn- und 
Stadtraumkonzepte. Beide Institutionen 
wirken als Bundestransferstelle „Wachs-
tum und nachhaltige Erneuerung“. Sie 
begleiten das gleichnamige Programm 
fachlich und sind Ansprechpartner für 
Kommunen und Politik.

Frau Dr. Liebmann, was genau versteht 
man unter Stadtumbau?

LIEBMANN: Stadtumbau hat zwei 
Facetten: Zum einen sprechen wir über 
das Städtebauförderungsprogramm, 
das 2002 als Reaktion auf wirtschaft-
liche und demografische Strukturver-
änderungen in den Städten und die 
daraus folgenden tiefgreifenden Ein-
schnitte in Stadtstrukturen zuerst in 

den östlichen und ab 2004 auch in den 
westlichen Bundesländern eingeführt 
wurde. Ausgangspunkt in Ostdeutsch-
land war insbesondere der zunehmen-
de Wohnungsleerstand. Die Beschrän-
kung auf das Programm ist aber aus 
meiner Sicht zu kurz gegriffen. Stadt-
umbau ist ein permanenter Prozess der 
Stadtentwicklung und -gestaltung, den 
es immer gegeben hat. 
Sie begleiten das Programm „Stadtum­
bau“ bereits seit Anbeginn. Was sind 
Ihrer Ansicht nach die größten Meilen­
steine?

LIEBMANN: Für mich war der größ-
te Meilenstein der Programmstart mit 
dem „Wettbewerb Stadtumbau-Ost 

2001/2002“, der das Thema des stark 
angestiegenen Wohnungsleerstands in 
Ostdeutschland und die damit verbun-
denen Gefährdungen auf dem Woh-
nungsmarkt in das Bewusstsein der 
Fachöffentlichkeit gebracht hat. Der 
Leerstand war ein eher schwer dis-
kutierbares Thema – abgesehen von 
Gesprächen mit Vertretern besonders 
stark betroffener Wohnungsunter-
nehmen und Städte. Wer sagt schon 
gern: „Meine Stadt schrumpft.“? Der 
Wettbewerb und die damit erzielte 
breite Beteiligung der Kommunen hat 
eine Auseinandersetzung auch auf der 
stadtpolitischen Ebene angestoßen.

Ein weiterer wichtiger Meilenstein 
war im Jahr 2016 die Zusammenfüh-
rung der Programme „Stadtumbau 
Ost“ und „Stadtumbau West“, welches 
2004 ins Leben gerufen wurde. Hier 
wurde deutlich, dass viele Probleme in 
Ost und West durchaus vergleichbar 
sind. Sie unterscheiden sich vor allem 
in der Massivität der Ausprägung. Ge-
nerell waren die Programmevaluierun-
gen als Momente der Reflexion wichtig. 
Denn hier wurde aufgezeigt: Die Pro

Das Städtebauförderungsprogramm 
„Stadtumbau“ ist nun „Wachstum und 
nachhaltige Erneuerung“. Das Interview 
mit Dr. Heike Liebmann und Tobias Jacobs 
gibt Einblick in den Programmalltag und 
thematisiert Meilensteine sowie Zukunfts-
aufgaben im Stadtumbau. 
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T D M INTERVIEW MIT DR. HEIKE L IEBMANN UND TOBIAS JACOBS
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bleme sind nicht weg, wir brauchen die 
Förderung weiterhin. 

JACOBS: Markant ist, dass das Pro-
gramm immer wieder in vielen klei-
nen und großen Schritten angepasst 
wurde. Aufwertung und Rückbau liefen 
stets als parallele Programmschienen. 
Schritt für Schritt wurden die Themen 
und Instrumente angepasst. Eine wich-
tige Erweiterung war die Initiierung 
des Programmbereichs „Sanierung, 
Sicherung und Erwerb von Altbau-
immobilien“ im Stadtumbau Ost als 
Bekenntnis für den Erhalt der histo-
rischen Altbausubstanz und damit ein 
stärkerer Fokus auf innerstädtische 
Lagen. Dadurch hat das Programm ein 
ganz anderes Image bekommen: vom 
Rückbaufokus hin zu einem Leitpro-
gramm der Stadtentwicklung rund um 
städtebauliche und wohnungswirt-
schaftliche Problemlagen mit einer 
Vielfalt an Instrumenten und Förder-
ansätzen.
Welche Rolle spielt die Wohnungswirt­
schaft im Programm?

JACOBS: Eine Entscheidende. Mitt-
lerweile ist diese stark in den Stadtum-
bau eingebunden. Der Impuls kam da-
mals mit der Existenzgefährdung vieler 

Unternehmen, die in den tiefroten Zah-
len standen, weil die Wohnungsmärkte 
nicht mehr funktionierten. Es begann 
ein kooperativer Prozess der gemein-
samen Suche nach Lösungen. Das war 
neu. Heute verstehen sich viele – vor 
allem kommunale – Wohnungsunter-
nehmen nicht nur als Wohnungsanbie-
ter, sondern als Stadtentwickler.
Können Sie ein besonders gelungenes 
Beispiel skizzieren?

LIEBMANN: Es gibt nicht das eine 
Beispiel, das für den Stadtumbau steht. 
Stadtumbau an sich ist viel zu vielfäl-
tig, um zu sagen, wir schauen uns eine 
Situation an und verstehen das Pro-
gramm. Aus der Anfangszeit sind Städ-

Welche Akteure gestalten den Stadt­
umbau? 

LIEBMANN: Generell hat sich mit 
dem Stadtumbau der Blick gewandelt: 
von der oft eher auf ein Quartier bezo-
genen Betrachtungsweise hin zu einer 
gesamtstädtischen Perspektive. Die 
integrierten Stadtentwicklungskon-
zepte, die mit dem Stadtumbau eine 
Renaissance erlebt haben und heute 
Voraussetzung für jede Städtebauför-
dermaßnahme sind, haben wesentlich 
dazu beigetragen.

JACOBS: Aus dem Erstellungspro-
zess dieser integrierten Stadtentwick-
lungskonzepte wurden Kommunikati-
onsstrukturen aufgebaut. Daraus sind 
Netzwerke und Interventionsstrate-
gien auf Quartiersebene entstanden. 
Die Akteursstruktur ist indes vielfäl-
tiger geworden. Wichtige Akteure 

te wie Leinefelde und Hoyerswerda mit 
einem starken Rückbaufokus sehr prä-
sent. In Wittenberge oder Bernburg 
geht es vorrangig um den Erhalt histo-
rischer Bausubstanz. In den westlichen 
Ländern spielt eher die Revitalisierung 
von Brachflächen eine Rolle. Aber auch 
hier gibt es große Unterschiede: So 
waren in Gummersbach oder in der 
Leverkusener Bahnstadt Opladen die 
Ansiedlung von Hochschulstandorten 
wichtige Impulsgeber, während in Tü-
bingen die Entwicklung unterschied-
licher Wohnmodelle im Fokus stand.

J A C O B S :  Hinzu kommt, dass 
der Stadtumbau einen langen Atem 
braucht. Auch nach Jahren gibt es 
noch Interventionsbedarfe. Insofern 
sind viele gelungene Beispiele gar nicht 
abgeschlossen, sondern befinden sich 
im Prozess. 

„Heute verstehen 
sich Wohnungs­

unternehmen nicht 
nur als Wohnungs­

anbieter, sondern als 
Stadtentwickler.“

Tobias Jacobs

THEMA DES MONATS

Entwicklung der Zahl der Programmkommunen 
im Stadtumbau von 2002 bis 2019
1.123 Städte und Gemeinden haben bisher am Programm „Stadtumbau“  
teilgenommen, knapp 75 % zählen zu den Klein- und Mittelstädten

2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019

197 229 277 325 380 396 399 408 442 473 496 529 584 600 613

80

250
292

332 355 379 393 399 411 427 449 458 489 489 490 494 502 510

190

Ost (einschl. Berlin) West Quelle: Bundesprogramm, eigene Darstellung

Bundestransferstelle 
Die Bundestransferstelle „Wachstum und nachhaltige Erneuerung“ begleitet das 
gleichnamige Förderprogramm im Auftrag des Bundesinstituts für Stadt-, Bau- und 
Raumforschung (BBSR) sowie des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat 
(BMI) fachlich und unterstützt den Wissenstransfer zwischen den beteiligten Akteuren. 
Sie führt Veranstaltungen durch und erstellt Fachexpertisen sowie Publikationen zu 
ausgewählten Themenschwerpunkten. Auf der Website zur Städtebauförderung stellt 
sie aktuelle Informationen aus dem Programm, Praxisbeispiele, Hinweise zu Förder-
möglichkeiten sowie vertiefende Literatur bereit. An der Schnittstelle zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen ist sie zudem politikberatend tätig.

Mehr Informationen unter: www.staedtebaufoerderung.info
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Strukturwandel formen auch weiter-
hin das Programmprofil. Das Bewährte 
wird fortgesetzt. Zusätzlich verstärkt 
wurde die thematische Ausrichtung 
auf Klimaschutz und Klimafolgen
anpassung. Nachhaltigkeit gewinnt 
bei der Betrachtung von Maßnahmen 
zunehmend an Bedeutung. 
Was sind Hindernisse in der Programm­
umsetzung? Wo gibt es Anpassungs­
bedarf? 

LIEBMANN: Stets knapp sind Zeit 
und Geduld, an manchen Stellen das 
Geld. Generelle Hemmnisse gibt es zu-
dem überall dort, wo sich die Akteure 
schwertun, zusammen an einen Tisch 

zu kommen. Es gibt sicher viele Instru-
mente, die stärker angewandt werden 
könnten – beispielsweise das Moder-
nisierungs- und Instandsetzungsgebot 
nach § 177 BauGB. Aber das ist natürlich 
aufwendig, braucht personelle Kapazi-
täten und das entsprechende Fachwis-
sen in den Kommunen.

JACOBS: Ein tückisches Kernpro
blem … Ausgangspunkt ist ja immer ein 
Strukturwandel, der oft mit Schrump-
fung verbunden ist. Und dann sind na-
türlich auch Verwaltung und kommu-
nale Haushalte eher im Rückwärtsgang, 
obwohl die Aufgaben viel größer sind. 
Neue Disparitäten entstehen. Damit 
fehlen Ressourcen, um vorhandene 
Instrumente auch nutzen zu können.
Wie schätzen Sie den zukünftigen 
Handlungsbedarf ein? Wird Stadtum­
bau 2050 noch ein Thema sein?

LIEBMANN: Ich würde den Blick 
erstmal auf 2030 richten, denn da bin 
ich mir sicher: Es wird weiterhin einen 
hohen Stadtumbaubedarf geben, der 
ohne eine Unterstützung mit Förder-
mitteln nicht zu bewältigen ist. Wir 
sehen eine immer stärkere Ausdiffe-
renzierung von Entwicklungen. Das 
betrifft wachsende und schrumpfende 

Regionen in Deutschland und zeichnet 
sich kleinräumlich auch innerhalb von 
Städten ab. Auch in prosperierenden 
Städten gibt es Quartiere mit Hand-
lungsbedarf. Ferner ist das Thema der 
Altbausanierung vielerorts längst noch 
nicht abgeschlossen. Gerade struk-
turschwächere, kleinere Gemeinden 
sollten nicht aus dem Blick geraten. 
Die Strukturen in Deutschland befin-
den sich weiterhin im Wandel. Für den 
Stadtumbau brauchen wir somit auch 
zukünftig ein hohes Maß an Kontinui-
tät und vor allem Beharrlichkeit. 

Vielen Dank für das Gespräch.
Das Interview führte Olaf Berger.� Fo
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„Es wird weiterhin 
einen hohen  

Stadtumbaubedarf 
geben, der ohne 

Fördermittel nicht  
zu bewältigen ist.“

Dr. Heike Liebmann

sind unter anderem kommunale Woh-
nungsunternehmen, Wohnungsgenos-
senschaften, Dritt- und Zwischen-
erwerber und viele kleine, private 
Eigentümer. Auch die Versorger sind 
ins Boot geholt worden. Dort, wo alle 
diese unterschiedlichen Akteure gut 
zusammenarbeiten, gibt es die erfolg-
reichsten Ergebnisse. Heute sieht man, 
dass etablierte Netzwerke nach wie 
vor bestehen und man sich weiterhin 
an einen Tisch setzt, auch wenn die 
Problemsituationen vielleicht geringer 
geworden sind. 
Was war der Grund für die unternom­
mene Neuausrichtung des Programms?

LIEBMANN: In den vergangenen 
Jahren kam es zu einer immer stär-
keren Aufweitung der Städtebauför-
derprogramme. Es wurden immer 
neue problemspezifische Programme 
aufgelegt. Dies führte zu einer Zer-
splitterung von Ressourcen, die nicht 
unbedingt hilfreich war. Die Neustruk-
turierung in drei größere und damit 
auch schlagkräftigere Programme ist 
somit ein logischer Schritt. 

JACOBS:Insgesamt zeichnet sich 
das Programm „Wachstum und nach-
haltige Erneuerung“ durch eine große 
Kontinuität aus, welche die bisheri-
gen Inhalte fortführt. Die Themen 
wirtschaftlicher und demografischer 

Die Wohnungsunternehmen haben in den zurückliegenden Jahren große  
Anstrengungen unternommen, ihre Wohnungsbestände zu sanieren,  
zu modernisieren und umzubauen – hier ein Beispiel aus Lübbenau

Die Altbausanierung bleibt ein Stadtum-
bauthema – hier ein aufwendig saniertes 

Gründerzeitgebäude der Wohnbau Prenzlau
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T D M DIE SANIERUNG DER LÜBECKER ALTSTADT VON 1971 B IS  HEUTE 

Erfolgsgeschichte der  
Städtebauförderung 

Einmalige Stadtansicht: die Lübecker Altstadtinsel aus der Luft 
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Von Birgit Maaß und Dr. Matthias Rasch

Lübeck verfügt über ein einmaliges Altstadterbe. 
Seit 1971 gehörte die Hansestadt zu den ersten 
Nutzern der Städtebauförderung. Pünktlich zum 
50-jährigen Geburtstag endet das Programm 
„Sanierung und Entwicklung“ auf der Altstadtinsel. 
Ein neuer Abschnitt der Anpassung an den gesell-
schaftlichen Wandel beginnt. 
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Blick von den Media Docks auf den sanierten und heute kulturell  
genutzten Hafenschuppen 6 – ein Beispiel für Gemeinbedarfseinrichtun-

gen, die mit Hilfe von Städtebaufördermitteln entstanden

B is Mitte des 19. Jahrhunderts konzen-
trierte sich die Entwicklung der Han-
sestadt Lübeck fast ausschließlich auf 
die rund 150 ha große Altstadtinsel 
zwischen den Flüssen Trave und Wa-
kenitz. Die Stadt hatte sich nach ihrer 

Gründung 1143 schnell zu einem bedeutenden Han-
delszentrum im Ostseeraum entwickelt und war als 
Mitglied des Handels- und Städtebundes „Hanse“ im 
Spätmittelalter eine bedeutende Weltstadt. Gegen 
1500 lebten rund 25.000 Menschen in Lübeck, die 
Altstadtinsel war baulich fast vollständig überformt. 
Der Mangel an Bauplätzen führte zu einer sehr ho-
hen Verdichtung auch der Blockinnenbereiche mit 
sogenannten Gängen und Gangbuden. Erst mit der 
Aufhebung der Torsperre 1864 konnte Lübeck auch 
nach außen wachsen. Die historische Stadtanlage mit 
ihren Rippen- und Querstraßen, der Block-
struktur und mit den bebauten Innenhöfen 
ist sich aber bis heute erhalten. 

Drohender Verlust von mehreren 
Jahrhunderten Stadtbaugeschichte 

Die starken Zerstörungen durch die Bom-
benangriffe im März 1942 und der an-
schließende moderne Wiederaufbau haben 
vor allem in der westlichen Altstadt zum 
Verlust der historischen Substanz ganzer 
Baublöcke geführt. Der Wiederaufbau nach 
dem Krieg konzentrierte sich auf die zer-
störten zentralen Bereiche, während die 
unzerstörten Wohnquartiere an den Rän-
dern von baulichem Verfall, Durchgangsverkehr und 
Abwanderung betroffen waren. Sozialprestige und 
Wertschätzung der Altstadt sanken, die Planung wei-
terer großflächiger Abbrüche schien selbstverständ-
lich. Aus heutiger Perspektive sind die ausgeblie-
benen Investitionen in die noch erhaltenen Bauten 
ein Glücksfall, da sie so bis zu einer fachgerechten 
Sanierung weitgehend im Originalzustand erhalten 
geblieben sind.

Das Ende des Wirtschaftswunders in der zweiten 
Hälfte der 1960er Jahre machte sich in der Grenzstadt 
Lübeck mit Arbeitsplatzverlusten und Abwanderung 
bemerkbar. Gleichzeitig erwuchs aber ein zivilgesell-
schaftliches Klima für die Wertschätzung und Erhal-
tung des bauhistorischen Erbes der Altstadt, das zur 
Gründung mehrerer Vereine und Initiativen führte. 

Die Stadt richtete eine interdisziplinär ausgerichtete 
Projektgruppe Stadtsanierung ein. 

Das am 1. August 1971 in Kraft getretene Städ-
tebauförderungsgesetz kam zur richtigen Zeit, um 
den neuen Absichten in Lübeck einen rechtlichen 
und finanziellen Rahmen zu geben. Im April 1972 
wurden die ersten drei Sanierungsgebiete förmlich 
festgelegt, schnell folgten weitere. Grundlage war 
eine Bestandsaufnahme auf 2.994 Grundstücken in 
der gesamten Altstadt, die das Büro Gewos von 1969 
bis 1971 im Auftrag der Stadt durchgeführt hatte. 

	  1980er und 1990er Jahre:  
Hochzeit der Stadtsanierung 

Die dabei festgestellten „Städtebaulichen 
Missstände“ betrafen vor allem die Randbe-
reiche der Altstadt mit ihrer überwiegen-
den Wohnnutzung. Konstruktive Mängel 
an Gebäuden, schlechte Wohnverhältnisse, 
fehlende Freiflächen und eine zunehmen-
de soziale Segregation bei sinkender Ein-
wohnerzahl (1970 rund 21.000) waren die 
Hauptprobleme. So hatten zum Beispiel 
rund 60 % der 9.000 erfassten Wohnun-
gen kein eigenes Bad. Für die in den Sanie-
rungsgebieten liegenden Altstadt-Blöcke 
wurden Konzepte erarbeitet, die für jedes 

Grundstück den aktuellen und einen beabsichtigten 
Endzustand beschrieben. Dieser konnte entweder 
durch eine Baumaßnahme (Modernisierung, In-

Birgit Maaß
Altstadtsanierung  

Fachbereich Planen 
und Bauen

Stadtverwaltung 
LÜBECK

Dr. Matthias 
Rasch

Geschäftsführer 
Grundstücks-

Gesellschaft Trave mbH
LÜBECK

THEMA DES MONATS
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erhielten, nahm die Nachfrage kaum ab. 
In allen Sanierungsbieten wurden denk-
malgeschützte Wohnhäuser erneuert, 
vom bescheidenden Ganghaus bis zum 
Kaufmannshaus mit repräsentativer 
Fassade und großzügiger Diele. Hinzu 
kamen die sogenannten Gemeinbedarfs- 
und Folgeeinrichtungen, die soziale oder 
kulturelle Nutzungen neu in die Altstadt 
brachten, sowie die Gestaltung von In-
nenhöfen und Straßenräumen. 

Lübeck war eine der ersten deut-
schen Städte, die Mitte der 1990er Jah-
re nicht nur über die autofreie Altstadt 
diskutierte, sondern diese auch in Tei-
len umsetzte. Durch die Verlagerung von 
Parkflächen an die Altstadtränder wurde 
dringend benötigter Freiraum geschaf-

fen. Auch dabei half die Städtebauförderung sowohl 
mit ihrem planerischen Instrumentarium als auch 
finanziell.

standsetzung oder Neubau) oder eine Ordnungs-
maßnahme (unter anderem Abbruch, Bodenordnung 
beziehungsweise Herstellung und Änderung einer 
Erschließungsanlage) erreicht werden. 

Nach und nach wuchs die Gesamtfördermaß-
nahme auf 25 Sanierungsgebiete an, die zusammen 
45 Altstadtblöcke ganz oder teilweise und somit etwa 
50 % der Altstadtfläche abdeckten. Finanziert wurden 
die Maßnahmen aus Städtebauförderungsmitteln, die 
vor allem in den 1980er Jahren reichlich flossen. Allein 
1983 wurden (umgerechnet) über 12 Mio. € bereit-
gestellt, von 1981 bis 1990 insgesamt über 57 Mio. €. 
Hinzu kamen erhebliche private Investitionen. Denn 
wesentliche Zielgruppe der Förderung waren private 
Immobilieneigentümer, die immer auch eigenes Geld 
investieren mussten, um Zuschüsse oder Darlehen 
zu erhalten.

1981 beauftragte die Hansestadt Lübeck ihr ei-
genes Wohnungsunternehmen, die Grundstücks-
Gesellschaft Trave mbH – die heute rund 8.400 
Wohnungen bewirtschaftet – als treuhänderischer 
Sanierungsträger mit der Umsetzung der Sanierungs-
tätigkeit. In dieser Funktion begleitete die Trave im 
Auftrag der Stadt sanierungswillige Privateigentümer 
und sorgte für eine sozialverträgliche Umsetzung 
der Pläne, sanierte aber auch selbst Gebäude. Auch 
wenn durch die Verschiebung der Städtebauförde-
rungsmittel in die neuen Bundesländer ab 1990 pri-
vate Eigentümer vorübergehend nur noch Darlehen 

Leuchtendes Beispiel für eine private Sanierung mit Fördermitteln ist das  
gelb gefasste Dielenhaus in der Glockengießerstraße 44
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Der früher den Witwen von Seefahrern und Kaufleuten vorbehaltene 
Glandorps Gang in der Glockengießerstraße vor seiner Sanierung
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Nach 2000 wird die Sanierung kleinteiliger: 
Freiräume rücken in den Fokus

Die Lübecker Sanierungsgebiete waren von Beginn 
an auf einen längeren Zeitraum angelegt. Nach 20 bis 
30 Jahren jedoch waren in vielen Altstadt-Blöcken 
die wesentlichen Ziele erreicht. Nun galt es für Stadt 
und Trave, den letzten Eigentümern Anreize zur Sa-
nierung zu geben oder besondere „Problemimmobi-
lien“ selbst anzukaufen, zu sanieren und wieder zu 
veräußern. Diese Tätigkeit erforderte Geduld und 
Verhandlungsgeschick – manchmal half tatsächlich 
erst ein Generationswechsel weiter. Dazu kamen 
größere Ordnungsmaßnahmen, wie zum Beispiel der 
lange als technisch zu schwierig bewertete Abbruch 
des Aalhof-Bunkers in der östlichen Altstadt. Mit 
Lockerungssprengungen einer Thüringer Sprengge-
sellschaft und einem, durch eine Reihe Seecontainer 
geschützten, Abbruch per Longfrontbagger wurde 
der Weltkriegsbunker entfernt und eine neue Wohn-
baufläche in der Altstadt geschaffen. 

Die Gestaltung von Uferbereichen an der Trave 
schuf neue Qualitäten für die Bewohner der Altstadt, 
aber auch für alle anderen Einwohner Lübecks sowie 
für Besucher und Touristen. Besonders die Umge-
staltung ehemaliger Parkflächen an der attraktiven 
Obertrave und der 2020 eröffnete Drehbrückenplatz 
gegenüber vom Hafenschuppen 6 machen die Erfolge 
der Städtebauförderung in Lübeck nicht nur sichtbar, 
sondern auch vielfältig erlebbar. 

Wie geht es in der Altstadt weiter?
Noch deutlich vor der Corona-Pandemie, die für die 
Zukunft der Lübecker Altstadt neue Fragen, Probleme 

aber auch Chancen aufwirft, hatte die Hansestadt 
Lübeck zwei richtungsweisende Entscheidungen zur 
Stärkung ihrer Innenstadt gefällt:

Um das auslaufende Programm „Sanierung und 
Entwicklung“ zu ersetzen, wurde zum einen be-
reits im Jahr 2019 ein neues Sanierungsgebiet im 
Programm „Städtebaulicher Denkmalschutz“ ge-
schaffen. Dieses umfasst Flächen in der zentralen 

Nach dem Abbruch des, einer Kirche nachempfundenen, Aalhof-Bunkers 
aus dem Zweiten Weltkrieg an der Ecke Hüxstraße / An der Mauer ist  
das Grundstück heute mit einem Wohn- und Geschäftshaus bebaut

THEMA DES MONATS

Lübeck plant und baut

Die Hansestadt Lübeck hat Ende 2020 
einen umfangreichen, 222-seitigen,  
Abschlussbericht zur städtebaulichen  
Gesamtmaßnahme Altstadt heraus
gegeben. Autorin ist Birgit Maaß.  
Der Band in der Reihe „Lübeck plant und 
baut“ (Heft 116) kann heruntergeladen 
werden unter: 
www.t1p.de/StBF-Altstadt-HL

Der Wohnhof im Eigentum der Trave wurde bereits Ende der 1970er Jahre mit Fördermitteln  
saniert und bildet heute eine ruhige Oase in der dicht bebauten Stadt
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Birgit Maaß ist im Fachbereich Planen 
und Bauen der Hansestadt Lübeck ver-
antwortlich für die Altstadtsanierung. Dr. 
Matthias Rasch ist Geschäftsführer der 
Grundstücks-Gesellschaft Trave mbH, 
die als treuhänderischer Sanierungsträ-
ger seit 1981 die Altstadt und andere För-
dergebiete im Auftrag der Stadt betreut. 
Rasch ist zudem Vorstandsmitglied beim 
Bundesverband „Die Stadtentwickler“. 

Die städtebauliche Gesamtmaßnahme 
„Altstadt Lübeck“ ist vor kurzem nach 
rund 50 Jahren abgeschlossen worden? 
Was hat so lange gedauert? 

MAASS: 50 Jahre sind eine lange 
Zeit. Doch letztlich umfasste die Ge-
samtmaßnahme 25 einzelne Sanie-
rungsgebiete und sogar 45 Baublöcke. 
Die ersten drei Sanierungsgebiete 
wurden 1972 festgelegt, das letzte erst 
1998. Dazu kam die kleinteilige Par-
zellen- und Gebäudestruktur, die die 
Umsetzung von baulichen und boden-
ordnenden Maßnahmen erschwerte. 
Die Altstadt war vor Sanierungsbeginn 
in beklagenswertem Zustand. Ohne 
zügige Eingriffe wäre viel der histori-
schen Bausubstanz Lübecks verloren 
gegangen. Es galt in den ersten Jahr-
zehnten quasi im bewohnten Zustand 
zu sanieren. So waren vorab sozial flan-
kierende Maßnahmen erforderlich, um 
die Bewohner nicht zu verdrängen. 
Die Fördermaßnahme ist formal ausge-
laufen. Sind Sie überhaupt schon fertig? 

RASCH: Fertig ist man in der Quar-
tiersentwicklung und Sanierung ei-
gentlich nie. Teile der Altstadt waren 
bisher kein Sanierungsgebiet, weshalb 
es jetzt ein neues Sanierungsgebiet im 
Folgeprogramm für die mittlere und 
südöstliche Altstadt gibt. Auch nach 
der Sanierung bleibt es Aufgabe der 
Eigentümer, ihre Gebäude verantwort-
lich zu pflegen und instand zu halten. 
Da gibt es natürlich auch negative Bei-
spiele. Aber insgesamt befindet sich 
die Altstadt heute – baulich wie funk-
tional – in einem guten Zustand. Mit 

INTERVIEW MIT BIRGIT MAASS UND DR. MATTHIAS RASCH

„Die Sanierung hat die  
Wohnfunktion deutlich gestärkt“

Blick auf die viel diskutierte Zukunft 
der Innenstädte hat Lübeck eine gute 
und resiliente Ausgangsposition. 
Welche Maßnahmen werten Sie als 
Meilensteine? 

MAASS: Ein Meilenstein war die 
Verlagerung von Parkplätzen und Ge-
werbebetrieben aus dem Inneren der 
Sanierungsgebiete in den Randbereich 
am Elbe-Lübeck-Kanal. Dies schuf die 
Voraussetzung für die deutliche Ver-
besserung der Wohnqualität durch die 
vielen Gebäudesanierungen. An Ein-
zelmaßnahmen sind der technisch raf-
finierte Abbruch des Aalhof-Bunkers 
und die Umgestaltung des Trave-Ufers 
am westlichen Altstadtrand zu nennen. 
Vom Charakter her ist die Altstadtsa-
nierung aber eher kleinteilig gewesen, 
daher gibt es nicht ‚die‘ eine große Maß-
nahme wie in anderen Fördergebieten.
Gab es auch Unerwartetes? 

RASCH: Häufig gab eine Maßnahme 
den Anstoß für Eingriffe auf Nachbar-
grundstücken, die man zunächst gar 
nicht für umsetzbar gehalten hatte, 
weil die Eigentümer sich verschlossen 
zeigten. Häufig sind wir beim Ankauf 
sanierungsbedürftiger Gebäude aber 
auch auf prekäre Wohnverhältnisse 
gestoßen, bei denen allein aus bau-
ordnungsrechtlichen Gründen, wie 
dem Brandschutz, umgehend gehan-
delt werden musste. Ganz oft durften 
wir die Erfahrung machen, dass auch 
dank unseres Umzugsmanagements 
gute Lösungen für die Sanierungs
betroffenen gefunden werden konnten. 
Welche der Lübecker Erfahrungen er-
achten Sie als nachahmenswert? 

MAASS: Die Anwendung des be-
sonderen Städtebaurechts ist zwar 
aufwendig, aber auf jeden Fall lohnend. 
Es funktioniert für viele städtebauliche 
Missstände und Gebietskulissen – und 
ist durch die Fördermittel auch finanzi-
ell leistbar. Beispielhaft ist sicher auch 
die Konzentration auf die Wohnfunk-
tion und die kleinteilige Verbesserung 
von Qualitäten. Über die gesamte Zeit 

ein hohes Interesse an der Altstadt und 
ihrer Entwicklung zu schaffen, war für 
alle Beteiligten fruchtbar. Private Ei-
gentümer haben großen Anteil an der 
Altstadtsanierung – ohne ihr finanzi-
elles und ideelles Engagement sähe die 
Stadt heute anders aus. Das haben wir 
von Beginn an erkannt und gefördert.
Welche Entwicklungen wurden verhin-
dert, was hätte man abwenden sollen?

MAASS: Verhindert wurde zuerst 
der drohende Verlust historischer Bau-
substanz und damit eines einmaligen 
Stadtdenkmals. Lübeck wäre 1987 nicht 
UNESCO-Welterbe geworden, hätte es 
nicht lange zuvor mit dem Erhalt der 
Struktur und der Gebäude begonnen. 

RASCH: Mit der Sanierung konnte 
die Wohnfunktion nicht nur erhalten, 
sondern deutlich gestärkt werden. 
Die Altstadt ist heute stark nachge-
fragt, was sich leider auch in einem 
der höchsten Mietniveaus in Lübeck 
ausdrückt. Komplett falsche Entwick-
lungen erkenne ich nicht – auch wenn 
die Sanierung des ein oder anderen 
Gebäudes aus verschiedenen Gründen 
selbst in 50 Jahren nicht gelungen ist.
Wie prägt die Rolle eines Wohnungs-
unternehmens das Wirken eines Sanie-
rungsträgers oder umgekehrt?

RASCH: Wohnungsunternehmen 
können als Immobilieneigentümer in 
Sanierungsgebieten im Sinne der städ-
tischen Ziele wirken. Sie beherrschen 
meist das notwendige rechtliche und 
wirtschaftliche Handwerk und kön-
nen auch bei sozialen Maßnahmen wie 
Umsetzungen von Bewohnern positiv 
wirken. Und die Beschäftigung mit his-
torischen Gebäuden und Stadtstruktu-
ren motiviert nicht nur die technischen 
Mitarbeiter. Ich freue mich, dass die 
Trave auch künftig als Sanierungsträ-
ger der Stadt arbeiten darf – nicht nur 
in der Altstadt, sondern auch in den 
Wohngebieten der Nachkriegszeit.

Danke für das Gespräch.
Das Interview führte Olaf Berger. Fo

to
s:

 H
an

se
st

ad
t L

üb
ec

k/
C

hr
is

tin
e 

Ru
do

lf;
 H

an
se

st
ad

t L
üb

ec
k/

N
ür

nb
er

g 
Lu

ft
bi

ld
; S

ilz
 &

 S
ilz

 F
ot

og
ra

fie



� STADT UND QUARTIER  25

nur geringfügig modifiziert – zur Grundlage für die 
Neuentwicklung. Das Ergebnis eines breit angelegten 
Architekturwettbewerbs und ein Gestaltungsleitfa-
den bildeten die Basis für die neuen Gebäude, die 
keine Kopien der historischen Häuser, aber auch 
keine von der Bauhistorie losgelösten Individualisten 
sein sollen. 

Die Trave schrieb ab Ende 2015 im Auftrag der 
Stadt Grundstücke für verschiedene Nutzergruppen 
(zum Beispiel auch Familien und Baugemeinschaf-
ten) aus. Die Investoren der Neubauten sind fast 
ausschließlich Privatleute, die die Grundstücke von 
der Hansestadt Lübeck zunächst befristet Anhand 
nehmen und dann erwerben konnten. Lediglich auf 
einem Grundstück entstehen ein größeres Mehrfa-
milienhaus mit einer zweigeschossigen Quartiers
tiefgarage. Die Gestaltung der Gebäude wird vom 
Lübecker Welterbe- und Gestaltungsbeirat begleitet, 
der sie vor und während der Bauphase begutachtet. 

Eine Besonderheit des Gründungsviertels sind 
die hohen Erdgeschosse, die in Anlehnung an die 
Lübecker Kaufmannshäuser vorgeschrieben sind und 
zu wohnergänzenden Nutzungen durch Geschäf-
te oder Praxen führen sollen. Aktuell sind bereits 
mehrere Gebäude fertiggestellt und bezogen, viele 
weitere sind parallel im Bau und lassen schon jetzt 
die gewünschte Gestaltungs- und Nutzungsvielfalt 
erkennen. 

Neues Wohnen und Leben mittendrin – so lässt 
sich das Entstehende umschreiben. Die bauliche Be-
reicherung des Vorhandenen zeugt von der stetigen 
Weiterentwicklung der Lübecker Altstadt, die auch 
in den nächsten Jahren von der Städtebauförderung 
begleitet sein wird.�

THEMA DES MONATS

und südöstlichen Altstadt – darunter 
zum Beispiel auch das Rathaus und den 
Karstadt-Komplex an der Breiten Straße.

Zum anderen wird mit dem Grün-
dungsviertel ein neues, mutiges städte-
bauliches Projekt umgesetzt. 

Neues Leben im zentralen  
Gründungsviertel

Dieses Gründungsviertel im westlichen 
Teil der Altstadt ist eine der Keimzel-
len Lübecks und war bereits vor über 
800 Jahren als Kaufmannsviertel nahe 
dem Hafen vollständig besiedelt. Bei der 
Bombardierung Lübecks 1942 wurden die 
meisten historischen Gebäude zerstört 
oder schwer beschädigt. In der Nach-
kriegszeit wurde das Viertel dem Zeit-
geist entsprechend mit schlichten Groß-
strukturen und Stellplätzen überbaut. 
Diese städtebauliche Situation empfand 
man in den 2000er Jahren zunehmend 
als unpassend, 2010 startete daher das Projekt Grün-
dungsviertel für eine Neuentwicklung. Nach dem Ab-
bruch von zwei Berufsschulen der Nachkriegszeit und 
mehrjährigen archäologischen Grabungen entstehen 
auf 38 Grundstücken zwischen der Kirche St. Marien, 
dem Kohlmarkt und der Untertrave neue Wohn- 
und Geschäftsgebäude. Möglich wurde das Projekt 
aber erst durch die Finanzierung der Grabungen 
mit 9 Mio. € aus dem 2009 aufgelegten Investitions
programm nationale UNESCO-Welterbestätten.

Vor der baulichen Erschließung wurden die his-
torischen Parzellenstrukturen aufgenommen und – 

Das Wohnhaus Wakenitzmauer 68 aus  
der Zeit um 1600 ist ein Beispiel für die  

Bebauung der schmalen Gassen

Baumaßnahmen im Lübecker Gründungs-
viertel zwischen der Kirche St. Marien und 

der Untertrave aus der Luft

Die alte Kaufmannsdiele im sanierten Eckhaus Hundestraße 98  
dient heute als Wohnzimmer

Infos zum Gründungsviertel sowie Broschüren und der  
Bebauungsplan zum Download: www.gruendungsviertel.de 
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Bauen und  
Technik

VLW: Erster Neubau seit 
40 Jahren in Leipzig 
Die Vereinigte Leipziger 
Wohnungsgenossenschaft 
eG (VLW) baut in der Otto-
Adam-Straße 11 das erste 
Haus seit 40 Jahren. In dem 
viergeschossigen Gebäude 
entstehen 27 Zweizimmer-
wohnungen mit einer Größe 
zwischen 37 und 55 m². Sie 
sind über einen Aufzug und 
Laubengänge erreichbar. Im 
Innenhof entstehen sieben 
Stellplätze, die teilweise auch 
für Elektromobilität vorgerich-
tet sind. Anfang 2022 soll das 
Haus bezugsfertig sein.

Hofquartier Möhringen  
fertiggestellt
38 Wohnungen, verteilt auf zwei Gebäude, in 
Stuttgart-Möhringen gehen in das Eigentum 
der Stuttgarter Wohnungs- und Städtebauge-
sellschaft mbH (SWSG) über. Das Unterneh-
men übernimmt die Ein- bis Fünfzimmerwoh-
nungen mit 40 bis 110 m² Größe schlüsselfertig 
von der BPD Immobilienentwicklung GmbH.

Neues Wohnen 
in Bensheim
Die Buwog Bauträger 
GmbH hat ein Areal in 
der Nibelungenstraße 85 
im hessischen Bensheim 
erworben. Hier plant das 
Unternehmen den Neubau 
von rund 130 Miet- und 
Eigentumswohnungen 
mit einer Gesamtwohn-
fläche von rund 9.800 m². 
Die Wohnungen in den 
Gebäuden mit drei bis 
vier Geschossen zuzüglich 
Staffelgeschoss sollen über 
Balkon, Terrasse oder – je 
nach Lage – Dachterrasse 
verfügen. Bisher befand 
sich auf dem Areal unter 
anderem ein Plastik pro-
duzierendes Unternehmen, 
das den Betrieb eingestellt 
hat. Mit dem Abbruch alter 
Bestandsgebäude, wie 
Fertigungs- und Lager-
hallen, will die Buwog im 
Sommer 2022 beginnen. 
Ein Bebauungsplan wird 
derzeit erstellt und muss 
mit der Stadt abgestimmt 
werden. Das zu bebau-
ende Grundstück befindet 
sich östlich des Stadtzen
trums. Die Umgebung bie-
tet attraktive Freizeit- und 
Erholungsmöglichkeiten für 
die zukünftigen Bewohner 
des Neubaus.

der Fenster in Deutschland sind 
sanierungsbedürftig, so der Ver­
band Fenster + Fassade und der 
Bundesverband Flachglas.

Holzbauweise 
Die Unternehmensgruppe  

Nassauische Heim
stätte | Wohnstadt hat am 

Brunnenweg in Darmstadt-
Eberstadt 18 neue Woh-

nungen durch Aufstockung 
errichtet.
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Fast

von links: Ingo Haußmann (SWSG) und Antonius Kirsch 
(BPD) im Hofquartier in Stuttgart-Möhringen
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Tiny House: Kleine Häuser 
ganz groß
Im Stadtteil Linden-Süd entsteht die erste Tiny-House-Siedlung Hannovers. 
Die kommunale Hanova Wohnen GmbH hat die ersten Mini-Häuser nun „ein-
fliegen“ lassen. Per Tieflader wurden die vier fertigen und vollständig zusam-
mengebauten Häuser der Firma Kodasema an die Roesebeckstraße geliefert. 
Ein mobiler Kran nahm die 7,20 m langen, 3,90 m breiten und 3,90 m hohen 
Mikrohäuser dann einzeln an den Haken und platzierte sie im grünen Innenhof 
einer bestehenden Wohnanlage nahe der Ihme. Die Holz-Glas-Konstruktionen 
sind loftartig geschnitten und erstrecken sich über zwei Ebenen. Das Bad mit 
Toilette und Dusche sowie die Küche sind vorinstalliert und hochwertig ausge-
stattet. Eine vorgelagerte, überdachte Terrasse ist ein weiterer Bestandteil des 
Tiny Houses und bietet zusätzlichen Freiraum für die neuen Mieter, die voraus-
sichtlich in diesem Monat einziehen können. Die Kaltmiete liegt bei 490 €. Ein 
Elektrolastenrad, das von den Mietern vor Ort per App gebucht werden kann, 
rundet das Angebot ab. 

KWG Senftenberg 
treibt die Energie­
wende voran

Die Kommunale Woh-
nungsgesellschaft mbH 
Senftenberg (KWG) hat 
sich dem Klimaschutz 
und der nachhaltigen 
Bewirtschaftung ihrer 
Wohnungen verschrie-
ben. Vor allem gilt es, die 
Klimaziele der Bundesre-
gierung zu erreichen, die 
unter anderem Klima
neutralität im Gebäude-
sektor bis 2050 vorsehen. 
Um das zu erreichen, 
setzt die KWG bei der 
energetischen Sanierung 
ihrer Bestände auf eine 
energieeffiziente An-
lagentechnik, gut isolie-
rende Fenster und Türen 
sowie eine hochdäm-
mende Außenhülle.
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Startschuss für die Weiler Höfe in Köln
Die GAG Immobilien AG errichtet im südlichen Bereich des Plangebiets am Damians-
weg im Norden Kölns rund 245 neue Wohnungen in Mehrfamilienhäusern. Davon sind 
etwa 185 öffentlich gefördert. Die Häuser werden drei- bis fünfgeschossig in gestaffelter 
Bauweise errichtet. Geplant wurden sie von einer Arbeitsgemeinschaft des Architekturbü-
ros Molestina und der Landschaftsarchitekten vom Studio Grüngrau. Im nördlichen Bereich 
des Baufelds errichten die Unternehmen der Dornieden Gruppe rund 130 Einfamilienhäu-
ser, die durch eine Grünachse mit Spielflächen mit den Häusern der GAG verbunden wer-
den. Außerdem entsteht eine neue, viergruppige Kindertagesstätte. Ein Quartiersplatz zwi-
schen Kita und Hof stellt die direkte Verbindung zwischen der bestehenden und der neuen 
Bebauung her. Die Erschließung des neuen Wohngebietes erfolgt über den Damiansweg, 
Parkplätze für die Mehrfamilienhäuser werden in Tiefgaragen untergebracht. Die GAG hat 
bereits mit der Baustelleneinrichtung begonnen, die Fertigstellung der Wohnungen und der 
Kindertagesstätte ist für Ende 2023 vorgesehen.

Bezahlbar wohnen an der 
Rheinstrandallee

Im Karlsruher Stadtteil 
Daxlanden errichtet die 
Volkswohnung GmbH ein 
Punkthaus mit 23 öffentlich 
geförderten Mietwohnun-
gen und einer Gesamt-
wohnfläche von knapp 
1.900 m². Überwiegend 
entstehen Vierzimmerwoh-
nungen, ergänzt durch 
barrierefreie Zweizimmer-
wohnungen in acht Stock-
werken. Die Fertigstellung 
des Ergänzungsbaus ist für 
Oktober 2022 geplant.
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11 Mio. € für 
das Branden­
burgische 
Viertel in 
Eberswalde
Der Aufsichtsrat der 
WHG Wohnungsbau- 
und Hausverwal-
tungs-GmbH hat den 
Weg frei gemacht für 
ein weiteres millio-
nenschweres Bauvor-
haben in Eberswalde: 
Zusätzlich zum WHG 
Sanierungs- und 
Instandhaltungspro-
gramm 2021 mit mehr 
als 18,5 Mio. € Volu-
men werden weitere 
11 Mio. € von 2021 bis 
2024 in Neubau- und 
Modernisierungsvor-
haben im Branden-
burgischen Viertel 
investiert.

Mio. € in Form 
eines Baudar­
lehens und ei­

nes Zuschusses 
erhält die SEG 
Stadtentwick­

lungsgesellschaft 
Wiesbaden mbH 

vom Land  
Hessen für 

den Bau von 
111 Sozial­

wohnungen.

13
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Bewertung der  
Bauausführungsqualität

 
Gero Weitz,  

Methode zur Bewertung der 
Bauausführungsqualität 

unter Einsatz des Building 
Information Modeling,  

194 Seiten, 69,90 €,  
ISBN 9-783736-974296,  

Cuvillier Verlag 

Einen wesentlichen Anteil 
an der Bauwerksqualität 
hat die Bauausführungs-
qualität. Eine praxisorien-

tierte und allgemeingültige 
Qualitätsbewertungsme-
thode soll bei der Prüfung 
und Dokumentation von 

Bauteilfehlern, deren 
Auswirkungen auf die 

Bauwerksfunktionen und 
die Dauer zur Beseitigung 

helfen.

Deutsche Wohnen startet Bau des neuen  
Wohnquartiers Schützengarten in Dresden
In den kommenden drei Jahren entsteht unweit des historischen Zentrums in Dres-
den ein neues Wohnquartier mit 479 Wohnungen, Grünflächen, einem Spielplatz 
sowie einem Park. In den 23 Häusern schafft die Deutsche Wohnen SE außerdem 21 
geförderte Wohnungen für Ein- bis Vierpersonenhaushalte. Im künftigen sogenann-
ten Torhaus werden rund 80 barrierefreie und teilweise rollstuhlgerechte Woh-
nungen für betreutes Wohnen ihren Platz finden. Alle Gebäude gruppieren sich als 
Blockrandbebauung um drei begrünte Innenhöfe. Auf einer Fläche von rund 2.200 m² 
sollen Räume für Gewerbetreibende entstehen. Drei Tiefgaragen mit rund 900 Fahr-
rad- und 190 Pkw-Stellplätzen inklusive E-Ladestationen runden das Angebot ab. Im 
Frühjahr 2024 sollen die ersten Mieter einziehen.

Von links: Maik Tanneberger (Porr GmbH & Co. KGaA), Stephan Kühn (Bürgermeister  
der Stadt Dresden), Henrik Thomsen (Deutsche Wohnen SE) und Lorenz Lautenschläger  

(Quarterback Immobilien AG) beim Spatenstich in Dresden
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C irca 12,5 Mio. Haushalte in Deutschland 
erhalten die TV-Grundversorgung 
über Breitbandnetze als Teil der Woh-
nungsmiete. Die monatlichen Kosten 
des Betriebs der dafür notwendigen 
Netze und die Urheberrechtsabgaben 

an die TV-Sender kann der Vermieter bislang über die 
Nebenkosten auf die Mieter umlegen. Das wird sich 
bald ändern – der Bundesrat hat am 7. Mai 2021 dem 
„Gesetz zur Modernisierung des Telekommunikati-
onsrechts“ (TKG-Novelle) abschließend zugestimmt.

Glasfaserausbau: Kosten sollen befristet  
und gedeckelt umgelegt werden können

Das Telekommunikationsmodernisierungsgesetz 
(TKModG) legt fest, dass die Kosten für TV-Kabelver-
träge, die vom Vermieter abgeschlossen worden sind, 
künftig nicht mehr auf die Mietnebenkosten umge-
legt werden dürfen. Doch es gibt eine Übergangsfrist: 
Bis zum 30. Juni 2024 gilt noch das sogenannte Ne-
benkostenprivileg (auch Umlagefähigkeit). Ab dem 
1. Juli 2024 haben dann die Mieter die Wahlfreiheit 
und können selbst bestimmen, welchen Anbieter sie 
haben wollen – oder ob sie ganz verzichten.

Gleichzeitig soll die Umlage der Kosten für eine 
moderne gebäudeinterne Glasfaser-Netzinfrastruk-
tur gepusht werden. Hat ein Wohnungsvermieter 
neue Glasfaserleitungen verlegen lassen, kann er sei-
nen Mietern ein „Bereitstellungsentgelt“ berechnen. 
Der Umlagebetrag wird auf maximal 60 € pro Jahr 
und Wohnung (insgesamt höchstens 540 €) begrenzt 

und wird zeitlich befristet gelten – regelmäßig bis 
fünf Jahre, höchstens neun Jahre.

Die Neuregelung schaffe „einen klaren Investiti-
onsanreiz für den Vermieter“, um in Glasfaserleitun-
gen zu investieren, lobten die SPD-Berichterstatter 
Falko Mohrs und Gustav Herzog den Entwurf. Die 
Deckelung auf 60 € pro Jahr und Wohnung sei ein 
ausreichender finanzieller Anreiz, meint Sven Knapp 
vom Bundesverband Breitbandkommunikation (Bre-
ko). Nicht ganz so euphorisch ist die Wohnungs-
wirtschaft.

Wohnungswirtschaft: Durchwachsenes  
Ergebnis bei der TKG-Novelle

Aus Sicht der Wohnungswirtschaft ist die Abschaf-
fung der Umlagefähigkeit bei den Kabel-TV-Kosten 
eine schlechte Option. Axel Gedaschko, Präsident 
des GdW Bundesverbands deutscher Wohnungs- 
und Immobilienunternehmen, sieht auf die Mieter 
Mehrkosten von bis zu 200 € jährlich pro Haushalt 
zukommen, sollte das Gesetz in Kraft treten. Ein 
günstiges Sammel-Abo über Wohnungsunternehmen 
wäre nicht mehr möglich, so Gedaschko. „Belastet 
werden mit dieser neuen Regelung ausgerechnet ge-
ringverdienende Haushalte: Für sie werden ab Mitte 
2024 die TV-Kosten dann auch nicht mehr als Kosten 
der Unterkunft von der Kommune übernommen.“

Das sogenannte „Glasfaserbereitstellungsent-
gelt“, das als Betriebskosten umlagefähig werden soll, 
findet der GdW besser als gar keine Anschlussrege-
lung, „doch leider gilt auch hier: einfach nur schlecht 

TELEKOMMUNIKATIONSNOVELLE

Nebenkostenprivileg ja – 
aber nicht für TV-Kosten
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Das Nebenkostenprivileg bei den Kabel-TV-Kosten 
wird fallen. Der Bundesrat hat der Novelle des 
Telekommunikationsgesetzes (TKG) zugestimmt. 
Mieter sollen für den Internet-Ausbau zahlen. „Ein 
Rohrkrepierer“, meint die Wohnungswirtschaft.
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gemacht“, beschwerte sich Gedaschko. Die neuen 
Regelungen seien zu restriktiv und würden den Glas-
faserausbau nicht wie erhofft in Schwung bringen. 
„Ganz im Gegenteil: Es droht ein Rohrkrepierer.“ Der 
Ausbau von Gigabit-Netzen, die nicht Glasfasernetze 
sind, bleibt ganz von der Umlage ausgeschlossen.

Der Verband hatte gegenüber der Politik bis zu-
letzt den Erhalt der Umlageoption gefordert und 
gleichzeitig ein individuelles, gesetzliches Opt-out-
Recht – also ein Kündigungsrecht für einen indivi-
duellen Ausstieg aus der Umlagefinanzierung und 
der Nutzung des Breitbandanschlusses – für Mieter 
unterstützt.

Streitpunkt Nebenkostenprivileg:  
Das Gesetzgebungsverfahren

Am 16. Dezember 2020 stimmte das Bundeskabinett 
erstmals einem TKModG-Entwurf aus dem Haus 
von CDU-Wirtschaftsminister Peter Altmaier zu. Da-
für wurde das geltende Telekommunikationsgesetz 
(TKG) laut Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie (BMWi) vollständig überarbeitet und neu 

gefasst. Die Gesetzesnovelle dient der Umsetzung des 
Europäischen Kodex für die elektronische Kommuni-
kation, der Ende 2018 in Kraft getreten war.

Die Bundesregierung hat ihren überarbeite-
ten Entwurf am 25. Januar 2021 eingebracht. Der 
Bundesrat sprach sich in seiner Stellungnahme am  
12. Februar 2021 mehrheitlich gegen den Regierungs-
plan aus, die Umlagefähigkeit als Nebenkostenprivi-
leg bei den Kabel-TV-Kosten ersatzlos zu streichen.

Den Kompromissvorschlag von Schleswig-Hol-
stein, den Mietern Wahlfreiheit beim Bezug des TV-
Signals zu ermöglichen, sie zugleich aber an den Kos-
ten für die Verlegung von neuen Glasfaserleitungen 
zu beteiligen, lehnte der Bundesrat damals ab. Nach 
der Wortmeldung der Länderkammer im Februar 
war der Bundestag am Zug und beschloss das Aus 
der Umlagefähigkeit im Wirtschaftsausschuss. Am 
22. April 2021 nahm der Bundestag den Entwurf in 
seiner abschließenden Beratung an.�

Mit dem Telekommunikationsmodernisierungsgesetz sollen Mieter künftig selbst bestimmen können,  
welchen Kabelanbieter sie haben möchten, oder ob sie ganz auf TV verzichten

Dieser Artikel ist zuerst erschienen auf  
www.haufe.de/immobilien
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V or dem Hintergrund sich wandelnder 
Anforderungen und Rahmenbedingun-
gen stellen sich viele Wohnungsunter-
nehmen deutschlandweit aktuell unter 
anderem sicher diese Frage: Wie sieht 
unsere Strategie für die kommenden 

Jahre bei der Multimediaversorgung der 
Wohnungsbestände aus? Doch so einfach 
die Frage ist, bei der Antwort dürften sich 
die Vorstände und Geschäftsführer durch-
weg schwer tun – zumindest ergibt sich 
dieses Bild bei der Berichterstattung. „Wir 
sind noch in der Überlegungsphase“, „Dazu 
will ich im Moment nichts sagen“, „Das ist 
aktuell noch nicht zu überblicken, was wir 
machen werden“ lauten viele Antworten 
der Unternehmensvertreter, die meist nicht 
zitiert werden wollen.

Herausforderung:  
Neue funktionierende Geschäftsmodelle

Etwas ausführlicher reagiert der Sprecher der Ar-
beitsgemeinschaft Hannover (ArGeWo), Frank Eretge. 
Der Geschäftsführer der Gundlach Bau und Immobi-
lien GmbH & Co. KG aus Hannover sagt deutlich: „Wir 
machen uns natürlich intensiv Gedanken, welche 
Rolle das Thema Medienversorgung in Zukunft spielt 
und gleichzeitig haben wir kein klares Bild davon, wie 
vorzugehen ist.“ Festzuhalten sei, dass viele Kunden 
Medien heutzutage anders nutzen und damit ein 
anderes Bedürfnis haben. „Die klassische Fernseh-

versorgung spielt zunehmend eine geringere Rolle. 
Hohe Bandbreiten und die Freiheiten in der Wahl 
von Anbietern stehen im Vordergrund“, so Eretge. 
Auch mit Blick auf die Novelle des TKG (siehe Seite 
30 in dieser DW), die eine bisher häufig praktizierte 
Abrechnung von Leistungen über die Betriebskosten 
ab 2024 nicht mehr zulasse, sei es „nicht ganz ein-
fach, hier für uns funktionierende Geschäftsmodelle 
zu entwickeln“. Man sei auf der Suche. Innerhalb der 
ArGeWo gebe es zu dem Thema allerdings noch keine 
abgestimmte Haltung: „Die Mitgliedsunternehmen 
testen unterschiedliche Wege und tauschen sich in-
tensiv dazu aus.“

Medienkonsum der 14- bis 49-Jährigen: 
100 % nutzen das Internet

Die Notwendigkeit, sich mit der Multimedianutzung 
und dem Medienkonsum zu beschäftigen, machen 
zahlreiche Studien deutlich. Die Erkenntnisse aller 
Erhebungen sind eindeutig: Immer mehr Zeit wird 
mit Mediennutzung verbracht und die Nutzung 
wird individueller und mobiler. So kommt die Stu-
die „ARD / ZDF-Massenkommunikation Trends 2019“ 
zu dem Ergebnis, dass zu dem Zeitpunkt im Schnitt 
jeder Deutsche sieben Stunden am Tag Medien – in 
welcher Form auch immer – konsumiert. Die Vielfalt 
der genutzten Angebote wächst und die individuali-
sierte Nutzung durch Streamen von Inhalten (Videos, 
Musik, Podcasts) über das Internet per Handy, Tablet, 
Smart-TV oder PC steigt im Vergleich zu linearen 
Angeboten wie dem klassischen Fernsehen. So ist die 

MULTIMEDIAVERSORGUNG: GLASFASER UND GESETZ

Eine Kombination, die für 
Verunsicherung sorgt
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Von Holger Hartwig

Homeoffice und -schooling, Musik und Filme 
streamen, Onlineshopping oder telefonieren – die 
Anforderungen der Haushalte an eine leistungs-
starke und schnelle Multimediaversorgung steigen. 
Die Novelle des Telekommunikationsgesetzes (TKG) 
schafft eine schwer überschaubare Gemengelage.

Holger Hartwig
Agentur Hartwig 3c
HAMBURG/LEER
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Nutzungsdauer von Fernsehen und Radio seit 2014 
kontinuierlich gesunken, während die Nutzungs-
dauer des inhaltlich genutzten Internets im selben 
Zeitraum von 61 auf 101 Minuten anstieg. 

Rund 88 % aller in Deutschland lebender Men-
schen verfügen über einen Internetzugang (2010: 
72 %). Bei den 14- bis 49-Jährigen ist das Internet 
ein absolutes Muss. Nahezu 100 %, so sagt der Media 
Activity Guide 2020, dieser Altersklasse haben einen 
Zugang zum Word Wide Web. Besonders beliebt da-
bei: Videos streamen und Musik hören. Der Anteil der 
Nutzer von Musikstreaming-Diensten stieg – so sagt 
die Studie aus – beispielsweise von 9 % im Jahr 2013 
auf 57 % im Jahr 2020.

Unsicherheiten und Ausbaudynamik
Für die Wohnungsunternehmen führen die gestie-
genen Anforderungen an die Mediennutzung zu 
vielen Fragestellungen. Viele Unternehmen haben 
vor gut einer Dekade auf die Anforderungen mit 
unterschiedlichen Lösungen reagiert. Das reichte 
vom eigenverantwortlichen (Aus-)Bau der Netze in 
den Quartieren mit Installation der Technik in den 
Gebäuden, über Contractor-Lösungen bis hin zur 
Gründung von Tochtergesellschaften mit Partnern 
wie Stadtwerken. Fast alle Modelle haben eines ge-
meinsam: Sie sind in die Jahre gekommen. So ist die 
Leistungsfähigkeit zum Beispiel von Coaxialnetz mit 
Baumstruktur gegenüber Glasfasernetzen reduziert 
und die individualisierbaren Möglichkeiten für die 
Mieter begrenzt. Auch die Rückkanalfähigkeit wird 

zunehmend ein Thema. Die Änderung des TKG zwingt 
nun zudem dazu, häufig gewählte pauschale Lösun-
gen neu aufzustellen, bei denen ein TV-, Internet- und 
Tefefonie-Angebot in die Betriebskostenabrechnung 
eingebunden ist.

Unterstützung bekommen die Unternehmen bei 
der Suche nach der besten Lösung – wie schon in 
den vergangenen Jahrzehnten – vom GdW Bundes-
verband deutscher Wohnungs- und Immobilienun-
ternehmen e. V. Dort kümmert sich Referatsleiter 
Dr. Claus Wedemeier um die Thematik. Er bestä-
tigt, dass die Überlegungen in vielen Unternehmen 
noch ganz am Anfang stehen, es allerdings einen 
hohen Handlungsdruck gebe. Dr. Wedemeier: „Wir 
befürchten, dass der Ausbau der schnellen Netze 

Der GdW befürchtet, dass der Netzausbau in den  
Gebäuden durch neue gesetzliche Regelungen an  

Dynamik verlieren wird

Der Medienkonsum steigt kontinuierlich. Für die Wohnungsunternehmen bedeutet dies, dass in den nächsten Jahren in  
den Ausbau der Kabelnetze investiert werden muss, um den Wünschen ihrer Kunden gerecht werden zu können
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INTERVIEW MIT RÜDIGER SCHMIDT

„Ziel ist ein Glasfaseranschluss 
für alle Wohnungen“

möglich ist, wird die Unternehmen 
vor neue Herausforderungen stellen. 
Mit der bisherigen Lösung waren der 
Ausbau, der Betrieb und die Versor-
gung wirtschaftlich planbar und damit 
gesichert. Jetzt müssen neue Wege ge-
gangen werden.
Woran denken Sie dabei?

Wenn die Modernisierung mit 
Glasfaser ansteht, ist zu berücksich-
tigen, wer die Leitungen, insbesonde-
re die im Haus – als Netzebene NE 4 
bezeichnet –, legt und wie die Infra-
struktur finanziert wird. Wir sehen den 
besten Weg darin, den Wohnungsun-
ternehmen komplette Lösungen an-
zubieten, die dann auch für Dritte mit 
ihren Leistungen offenstehen. Durch 
die Öffnung der Netze haben die Mieter 
zudem immer mehr Auswahlmöglich-
keiten. Es wird daher nötig sein, mit 
jedem Mieter viel mehr zu kommu-
nizieren. Die Unternehmen und ihre 
Partner haben die Aufgabe, eine gute 
Kommunikationsstrategie zu entwi-
ckeln. Und es gilt zu ermitteln, was die 
Mieter künftig gerne haben möchten.
Wie lange dauert es, bis Glasfaser zum 
Standard geworden ist?

Ich bin überzeugt, dass künftig alle 
Wohnungen einen Glasfaseranschluss 
haben müssen. Bis dahin werden noch 
mindestens zehn Jahre vergehen. Etwa 
2035 werden wir offene Netze haben, 
die vielen Anbietern gegen Bezahlung 
zur Verfügung stehen.
Stimmen denn dafür die Rahmenbe-
dingungen?

Da die Baukapazitäten für die Net-
ze begrenzt sind und sich der Fachkräf-
temangel weiter zuspitzen wird, haben 
wir frühzeitig begonnen, uns darauf 
einzustellen. Es wäre viel gewonnen ge-
wesen, hätte sich die Politik um bessere 
Rahmenbedingungen bemüht, anstatt 
immer neue Fördertöpfe aufzustellen, 
die praktisch niemand anfasst.

Vielen Dank für das Gespräch.
Das Interview führte Holger Hartwig. Fo
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selbst investieren soll, oder ihre Vorha-
ben in Kooperation mit einem Partner 
realisieren.
Ist Glasfaser die Zukunft oder gibt es 
Alternativen? Wie entwickelt sich der 
Markt aktuell?

Es ist spürbar, dass sich die 
Branche seit etwa eineinhalb Jahren 
verstärkt mit dem Glasfaserausbau 
beschäftigt. Ziel ist, sich auf Gigabit-
Bandbreiten und künftige Bandbrei-
tenzuwächse einzustellen. Jedes Jahr 
haben wir rund 35 % Zuwachs beim 
monatlichen Daten-Traffic pro Haus-
halt. Nach wie vor hat das lineare 
Fernsehen einen hohen Stellenwert, 
doch perspektivisch braucht es für alle 
Haushalte die Möglichkeit eines noch 
flexibleren Systems – das heißt, jeder 
Nutzer bekommt die Bandbreite, die er 
sich für sein berufliches und privates 
Leben wünscht. Fest steht: Die großen 
Bandbreiten werden im Parallelbetrieb 
nur mit Glasfasertechnik möglich sein. 
Zusätzlich wird der Wettbewerb die 
weitere Produktentwicklung der An-
bieter für Infrastruktur und Dienst-
leistungen beflügeln.
Welche Trends sehen Sie? Kabel oder 
Satellit?

Ab und an gibt es noch die Lösung 
über Satellit. Das halte ich nicht mehr 
für zeitgemäß. Zum Beispiel können 
heute alle nationalen und internatio-
nalen Fernsehprogramme über das In-
ternet per Streaming in die Haushalte 
empfangen werden. Der kabelgebun-
dene Internetzugang ist die Lösung. 
Es wird alles über das Internet gehen 
und dafür ist eine schnelle, zuverläs-
sige und leistungsstarke Leitung die 
wichtigste Voraussetzung.
Welche Auswirkungen erwarten Sie 
durch die Reform des Telekommunika-
tionsgesetzes?

Die Novelle wird die Situation in 
vielerlei Hinsicht verändern. Der Um-
stand, dass das Sammelinkasso über 
die Betriebskostenumlage nach ei-
nem Übergangszeitraum nicht mehr 

Der Chief Sales Officer der Tele Colum-
bus AG mit der Marke PŸUR beschäftigt 
sich seit über 30 Jahren mit der Frage, 
wie Wohnungsunternehmen die Versor-
gung mit TV-Signal, Telefon und schnel-
lem Internet wirtschaftlich und quali-
tativ am besten gestalten können. Im 
Gespräch gibt Rüdiger Schmidt Tipps, 
worauf es aus seiner Sicht ankommt, 
damit Vermieter den steigenden Anfor-
derungen der Nutzer und den veränder-
ten gesetzlichen Rahmenbedingungen 
gerecht werden können.

Vor etwa einem Jahrzehnt gab es eine 
große Modernisierungswelle der Ka-
belnetze in der Wohnungswirtschaft. 
Seitdem steigen die Anforderungen 
der Mieter – Stichworte Homeoffice, 
Streaming-Dienste – kontinuierlich. 
Wie sehen Sie die Netze und Unterneh-
men aufgestellt? Gibt es ausstehende 
„Hausaufgaben“?

Nein, auf den ersten Blick nicht. 
Die Grundversorgung ist gewährleis-
tet. Wir haben zum Beispiel ein leis-
tungsfähiges hybrides Glasfaser-Coax-
Netz und versorgen bereits einen Teil 
der Wohnungen direkt mit Glasfaser. 
In die Netze wurde in den vergangenen 
Jahren enorm investiert. 
Gibt es trotzdem Handlungsbedarf?

Ja, es gilt die Weichen für die Zu-
kunft zu stellen. Aus drei Gründen: Ers-
tens steigt der Bedarf an Leistung kon-
tinuierlich, sodass sich die Fragen des 
Ausbaus und des Anschlusses an das 
leistungsfähige Glasfasernetz kontinu-
ierlich weiterhin stellen. Zweitens än-
dern sich die gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen durch die Neufassung des 
Telekommunikationsgesetzes (TKG). 
Es wird für viele Unternehmen auch 
die Frage zu klären sein, ob und wie 
gegebenenfalls bisherige Geschäfts-
modelle angepasst oder neue Lösun-
gen gefunden werden müssen. Und 
drittens stellt sich bei den anstehenden 
Investitionen für die Wohnungswirt-
schaft einmal mehr die Frage, ob sie 
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neun Jahre über die Betriebskosten eine Umlage 
von monatlich 5 € gegenüber dem Mieter geltend 
machen – ganz gleich, ob der Mieter das Netz allein 
oder mit anderen nutzt. Dr. Wedemeier: „Natürlich 
ist es gut, dass es überhaupt eine Umlageoption gibt, 
sie ist aber deutlich schlechter als die derzeitige Um-
lage. Das sind dann über den Zeitraum 300 € pro 
Wohnungsanschluss. Experten schätzen, dass statt 
der 300 oder 540 € bei vielen Gebäudetypen bis zu 
1.500 € für die Installation erforderlich werden. Und: 
Nach fünf Jahren ist dann keine Umlagemöglichkeit 
von Kosten für Telekommunikationstechnik vorgese-
hen.“ Darüber hinaus würden sich alle Unternehmen 
beziehungsweise Netzbetreiber verpflichten, in 

vor allem, was die Infrastruktur in den Immobilien 
betrifft, durch die neuen gesetzlichen Regelungen 
insgesamt an Dynamik verlieren wird.“ 

Zu dieser Einschätzung kommt der GdW-Experte, 
wenn er die sich ändernden Rahmenbedingungen 
betrachtet. Wedemeier: „Bisher war es selbstver-
ständlich, dass sich die Wohnungsunternehmen – 
durch die Gestaltung der Verträge mit den Mietern 
– die Kosten, die für sie mit der Installation und dem 
Betrieb von Anlagen für TV- und Internetnutzung 
verbunden sind, vollständig über die Betriebskos-
ten wiederholen konnten. Alle Mieter waren dann 
an die entsprechende Anlage angeschlossen, was 
wirtschaftlich gut kalkulierbar ist. Das wird nach der 
neuen TKG-Novelle ab dem 30. Juni 2024 so nicht 
mehr möglich sein.“

Statt Sammellösungen nun  
Einzelvereinbarungen

Mit der Novelle habe der Gesetzgeber das Ziel, den 
Mietern eine vollständige Freiheit bei der Wahl der 
Telekommunikationsversorgung zu ermöglichen. 
„Die Wahlfreiheit gibt es schon immer. Neu ist, dass 
nicht nur die Wohnungsunternehmen sich alle be-
stehenden Verträge mit Netzbetreibern ansehen und 
neue Lösungen finden, sondern dass die Mieter neue 
Einzelverträge mit Anbietern schließen müssen“, so 
Dr. Wedemeier. Die bisher häufig praktizierte Lö-
sung eines Sammelinkassos mit Abrechnung über 
die Betriebskosten sei ab 1. Juli 2024 definitiv nicht 
mehr zulässig.

Mit der Novelle sei eine Neuerung verbunden: 
Wer ein Glasfasernetz im Gebäude zur Verfügung 
stellt, der kann über fünf beziehungsweise maximal 

Tägliche Dauer der Internetnutzung – 
starker Anstieg bei den 14-29-Jährigen
2018 im Vergleich zu 2017

alle Nutzer ab 14 Jahre
196 Min.

353 Min.

+47 Min.

+79 Min.
14-29 Jahre

Quelle: ZDF-Onlinestudie 2018
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der Folge die Infrastruktur zu betreiben und Dritten 
für die Nutzung entgeltfrei zur Verfügung zu stellen. 
„Umlagefähig sind dann nur noch die Stromkosten 
für den Betrieb der Anlage, aber keine Kosten für In-
standhaltung.“ Aus Sicht des GdW-Experten besteht 
die Gefahr, „dass dieses Modell ein Rohrkrepierer 
wird, weil es für die Beteiligten keine ausreichende 
Investitionssicherheit gibt und kein Massenfinan-
zierungsmodell wie die jetzigen Lösungen darstellt“.

Netzmodernisierung über die Kaltmiete?
Als Alternative zu Glasfaserbereitstellungsentgelten 
bestehe für Unternehmen aktuell die Möglichkeit, die 
Investitionen als umlagefähige Modernisierungsmaß-
nahme zu definieren. „Dann können die Investitionen 
nach geltendem Recht wie auch andere Moderni-
sierungen über die Miete abgerechnet werden.“ Ob 
das einen praktikablen Weg darstellt, ist aus Sicht 

Wedemeiers von regionalen Faktoren des Woh-
nungsmarktes abhängig. „Bisher haben nur wenige 
Unternehmen die Investitionen in diesem Bereich 
so angesetzt. Ich sehe zudem den Konflikt, dass die 
anstehenden energetischen Sanierungen ebenfalls zu 
einem Mietanstieg führen werden.“ 

Werden die Unternehmen dann den Mietern ten-
denziell eher Mietanpassungen aufgrund energeti-
scher Maßnahmen „verkaufen“ können? „Es fehlt im 
Moment etwa an der Fantasie, wie die Netzmoderni-
sierungen durch die Miete finanziert werden könn-
ten“, so Wedemeier. Kurzum: Mit Blick auf den Betrieb 
und die Modernisierung der Netze ist bezüglich des 
Zusammenspiels von Immobilieneigentümern und 
Netzbetreibern derzeit vieles offen. „Sowohl Netz-
betreiber als auch Wohnungsunternehmen überle-
gen, wie diese schwere Kuh langfristig wirtschaftlich 
sinnvoll vom Eis zu bekommen ist.“

Verträge prüfen,  
Kommunikationsstrategie aufbauen

Dr. Wedemeier empfiehlt allen Unternehmen, sich 
möglichst zeitnah einen Überblick über die Ver-
tragssituationen sowohl mit Anbietern als auch mit 
den Mietern zu verschaffen. Mit Blick auf die Mieter 
nennt er nur ein Beispiel als Grund: „Es gibt auch 
Verträge, in denen die Mieter einen Anspruch auf 
eine TV-Versorgung haben könnten, selbst wenn es 
die Möglichkeit künftig nicht mehr gibt, die Kosten 
über die Betriebskosten abzurechnen.“ Auf jeden Fall 
sollten sich die Unternehmen bewusst sein, dass „fast 
jede jetzige Regelung auf den Prüfstand und vieles 
dann im schlimmsten Fall mit Einzelvertragslösungen 
geregelt werden muss.“ 

Hinzu kommt, dass bei den heutigen noch be-
stehenden Baumnetz-Strukturen das Abschalten 
einzelner Wohnungen technisch nicht einfach ist. 
Das bedeutet, dass Mieter möglicherweise das Ange-
bot nutzen können, obwohl sie dafür nichts (mehr) 
zahlen.

Ab 2022 neue Strategie entwickeln
Mit Blick auf die Anbieter ergänzt er: „Es ist wichtig, 
dass spätestens im Jahr 2022 gemeinsam Anpas-
sungsstrategien entwickelt werden. Vor allem mit 
Blick auf die Mieter empfehle ich, eine Kommuni-
kation zu entwickeln, die allen Beteiligten und ins-
besondere den Mietern Sicherheit bietet.“ Zudem 
müsse eine Modernisierungsstrategie entwickelt 
werden – auch wenn „in vielen Objekten die heutigen 
Strukturen mit Koaxialnetzen den Bedürfnissen der 
Nutzer in den kommenden Jahren noch entsprechen 
werden.“ Für ihn steht fest: Die Hinwendung zur 
Glasfaser-Technologie ist unumgänglich, „weil für die 
nachrückenden Generationen, für die Arbeiten und 
Studieren von zuhause und das individuelle Streamen 
von Inhalten schon heute Alltag sind, eine exzellente 
Internetanbindung eine Selbstverständlichkeit sein 
wird“.�

Auswahl der Videonutzung im Internet
mindestens einmal wöchentlich in Prozent

Auswahl der Audionutzung im Internet 
mindestens einmal wöchentlich in Prozent

Fernsehsendungen  
live oder zeitversetzt 

Videoportale

Video-Streamin-
Dienste

Videos auf Facebook

Videos auf Instagram

Radioprogramme  
live im Internet

Hörbücher & Hörspiele

Musik-Streaming-
Dienste 

Musik über YouTube

Webradios/Webchannels

26 %

14 %

39 %

16 %

39 %

5 %

31 %

27 %

21 %

27 %

11 %

12 %

83 %

8 %

67 %

69 %

47 %

62 %

42 %

15 %

alle Nutzer ab 14 Jahre

alle Nutzer ab 14 Jahre

14-29 Jahre

14-29 Jahre

Quelle: ZDF-Onlinestudie 2018

Quelle: ZDF-Onlinestudie 2018
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gen der Sparren sind mit einem hohen Aufwand 
verbunden. 

Nicht nur diese Aspekte sprechen dagegen, 
Dachschrägen eines nicht bewohnten Dachbodens zu 
dämmen. Auch die Kosten der Maßnahme sind deut-
lich höher. Im Falle eines Satteldachs ist die Grund-
fläche der obersten Geschossdecke nur etwa halb so 
groß wie die Hüllfläche (Dachschrägen und Giebel-
wände). Folglich bedeutet die Dämmung der obersten 
Geschossdecke auch die Dämmung einer kleineren 
thermisch wirksamen Fläche, was Arbeitsaufwand 
und Material einspart. Das grundliegende Prinzip bei 
der Entscheidung zwischen Dach- und Deckendäm-
mung ist daher die Hüllflächenoptimierung.

Wahl der Ausführungsvariante
Fällt die Wahl auf die Dämmung der obersten Ge-
schossdecke, hängt die konkrete Dämmmaßnahme 
von den vorliegenden Gegebenheiten und der Nut-
zung des Dachbodens ab: Sind Hohlräume vorhan-
den? Wird der Dachboden als Lagerfläche oder Tro-
ckenraum genutzt? Muss der Boden beispielsweise 
für Schonsteinfeger begehbar sein?

Sind Hohlräume vorhanden, müssen diese zu-
nächst mit einem Einblasdämmstoff verfüllt werden, 
um Hinterlüftungseffekte auszuschließen. Zudem 
wird die Dämmdicke durch die Hohlschichtstärke 
(meist 10-14 cm) begrenzt. Daher ist im Anschluss 
eine zusätzliche oberseitige Dämmung sinnvoll. 

Eine Nutzung als Lager- oder Trockenraum im-
pliziert eine Begehbarkeit. Für diesen Zweck hat sich 

A uch wenn die nachträgliche Wär-
medämmung aufgrund verschiede-
ner Verfahren und einer Vielzahl an 
Dämmstoffen mit spezifischen Eigen-
schaften sehr komplex und bisweilen 
unübersichtlich erscheint – die Däm-

mung des oberen Gebäudeabschlusses ist es nicht. 
Doch was sollte berücksichtigt werden, um 
die geeignetste, effektivste und wirtschaft-
lichste Lösung zu finden? 

Dachdämmung oder Dämmung der 
obersten Geschossdecke?

Im ersten Schritt der Planung muss die 
Nutzungsweise des Dachbodens berück-
sichtigt werden. Soll dieser bewohnt und 
folglich beheizt werden?

Ist eine Nutzung des Dachbodens als 
beheizter Wohnraum gewünscht, sollte die 
Dämmung der Dachschrägen verbessert 
werden. Ist der Spitzboden hingegen nicht ausge-
baut und wird folglich nicht beheizt, bewirkt eine 
Dämmung der Dachschrägen zwar eine Reduktion 
des Wärmeüberganges zwischen dem unbeheizten 
Dachboden und der Außenluft. Jedoch kommt es 
zwangsläufig dazu, dass Wärme aus den beheiz-
ten Gebäudeteilen auf den unbeheizten Dachboden 
übertragen wird. Der Dachboden wird somit indirekt 
durch die darunter liegenden Wohnräume beheizt: 
der Heizbedarf steigt. Zudem wird die Dämmdicke 
durch die Dachschrägen limitiert und Aufdopplun- Bi
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Arnold Drewer
Geschäftsführer

Ipeg-Institut
PADERBORN

DÄMMUNG DER OBERSTEN GESCHOSSDECKE

Decke statt Dach?

Von Arnold Drewer

Guter Wille, schlechte Umsetzung – so kann man 
manche Sanierung beschreiben. Beim Dämmen 
des oberen Gebäudeabschlusses führen Planungs-
fehler zur Verringerung von Wirtschaftlichkeit und 
Effizienz. Was ist mit Blick auf Aufwand, Wirtschaft-
lichkeit und energetischem Ertrag zu beachten?
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das Dämmhülsensystem etabliert, bei dem druckfeste 
Pappröhren mit dem Einblasdämmstoff verfüllt und 
verteilt werden (drei bis vier Dämmhülsen pro m²). 
Mit den Dämmhülsen werden Holzwerkstoffplatten 
verbunden, die eine stabile, robuste und begehbare 
Oberfläche bilden (siehe Foto unten links). Der ent-
standene Zwischenraum wird mit einem Einblas-
dämmstoff fugenfrei verfüllt. Vorteile des Systems 
sind geringere Kosten (gegenüber Kreuzbalkenlage 
oder druckfesten Dämmplatten: -35 %) und die Ver-
meidung von Wärmebrücken. 

Ist keine Begehbarkeit gefordert, kann man auf 
die kostenintensive Installation von Holzwerkstoff-
platten verzichten und den Dämmstoff „offen auf-
blasen“. Dies ist die einfachste, schnellste und somit 
auch kostengünstigste Möglichkeit, den oberen Ab-
schluss zu dämmen. Optional kann eine Teilbegeh-
barkeit ermöglicht werden, um beispielsweise dem 
Schornsteinfeger den Zutritt zu gewährleisten. In 
diesem Fall wird ein Steg mit Dämmhülsen eingebaut 
(siehe Foto unten rechts). 

Gibt es besondere Anforderungen  
an den Dämmstoff?

Nach der Wahl der Durchführungsvariante muss 
geprüft werden, ob besondere Anforderungen an 
den Dämmstoff bestehen: Muss eine Brennbarkeit 
ausgeschlossen werden? Ist eine niedrige Wärme-
leitfähigkeit gefordert aufgrund einer begrenzten 
Dämmdicke? Oder sind Kosten ausschlaggebend?

Obgleich sich prinzipiell eine Vielzahl an Dämm-
stoffen für die Dämmung der obersten Geschoss-
decke eignen, sind aufgrund wirtschaftlicher, öko-
logischer und bautechnischer Aspekte faserige 
Einblasdämmstoffe vorzuziehen. Welches Material 
sich für die individuelle Situation eignet, wird be-

stimmt durch Anforderungen an Kosten, Brandschutz 
und Dämmdicke.

Bezüglich des Kostenaspektes ist Zellulose 
(ʎ=0,039 W/mK)1 der günstigste Dämmstoff auf dem 
Markt (25 €/m³ Netto-Materialkosten). Zugleich ist 
Zellulose auch unter den Aspekten der Nachhaltig-
keit und Ökologie die beste Wahl (siehe Infotext 
auf Seite 41). Wird jedoch eine Nicht-Brennbarkeit 
gefordert, können Steinwolle (ʎ=0,040 W/mK) oder 
Supafil (ʎ=0,035 W/mK) eingesetzt werden. Bei 

Optionen bei der Dämmung des oberen 
Gebäudeabschlusses

Wird der  
Dachboden beheizt?

Holzkonstruktion  
mit Hohlraum

Ausblasen und ggf. 
anschließend  

oberseitig dämmen

Begehbare  
Konstruktion

Nicht-begehbare 
Konstruktion  

(ggf. mit Steg)

Nein

Keine  
Nutzung

Nutzung als 
Lager/Trocken-

raum?

Ja

Dämmung oberste 
Geschossdecke

Dachdämmung

Massive Decke

Begehbare Dämmung der obersten Geschossdecke mit  
der Dämmhülsenkonstruktion (d=36 cm) mit Zellulose 

Dämmung einer obersten Geschossdecke mit Zellulose  
in teilbegehbarer Ausführung mit Steg
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begrenzter Dämmdicke bietet sich aufgrund der ge-
ringeren Wärmeleitfähigkeit Supafil an. 

Welche Dämmwirkung soll erreicht werden?
Gibt es keine baulich begründeten Beschränkungen 
der Dämmdicke, kann diese unter Berücksichtigung 
von Effizienz und Wirtschaftlichkeit festgelegt wer-
den. Bei langen Betrachtungszeiträumen ist immer 
eine Dämmdicke von 36-40 cm aus wirtschaftlicher 
Sicht am sinnvollsten – wie das Diagramm oben 
zeigt –, unabhängig von der Konstruktion (begehbar, 
teilbegehbar oder nicht begehbar). Weiterhin werden 
hohe Dämmdicken durch das BAFA gefördert. 

Für die oberste Geschossdecke gibt es, soweit 
ein U-Wert von 0,14 W/m²K erreicht wird, einen 
20 %igen Zuschuss vom Staat. Erforderlich ist dafür 
eine Dämmdicke von mindestens 27 cm (Zellulose 
oder Supafil). Besonders interessant ist diese Förde-
rung für begehbare Konstruktionen, da sie auch die 
kostenintensive Installation der Spanplatten umfasst. 
Dies führt dazu, dass bei der obersten Geschossdecke 
die Kapitalkosten einer Dämmung mit 30 cm Dämm-
stoff gleich hoch ausfallen wie für 20 cm. Über einen 
Betrachtungszeitraum von 50 Jahren ist in Hinblick 
auf die Gesamtkosten eine Dämmdicke von 40 cm 
die wirtschaftlichste Option.

Praxisbeispiele
In der Praxis zeigen verschiedene Beispiele (siehe Ta-
belle auf der nachfolgenden Seite 41), welche Aspekte 
die Planung der Dämmung der obersten Geschoss-
decke beeinflussen können. 

BEISPIEL 1 :  
ENERGETISCHE AUFRÜSTUNG WOHNGEBÄUDE 

Ausschlaggebend bei der Planung der Dämmung des 
oberen Abschlusses war die Nutzung der Dachböden 
als Trocknungsraum. Folglich wurde eine begehba-
re Konstruktion gewählt. Zugleich machte die Nut-
zungsweise eine gewisse Raumhöhe erforderlich, 
wodurch die Dämmdicke begrenzt wurde. Um den-
noch bei einer geplanten Dämmdicke von 28 cm eine 
bestmögliche Dämmwirkung zu erreichen, wurde Bi
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Richtig dämmen – ein Bauherren-Ratgeber

Das Buch wendet sich an Hausbesitzer, Planer, 
Handwerker, Energieberater, Politiker und immobi-
lienwirtschaftliche Akteure. Es beschreibt 22 Dämm-
stoffe und 37 Dämmverfahren sowie technische 
Eigenschaften, Nachhaltigkeitskriterien, Kosten, 
Wirtschaftlichkeit und Fördermöglichkeiten.

Arnold Drewer: Richtig dämmen; Stiftung Warentest, 
ISBN: 978-3-7471-0197-1; 191 Seiten, 29,90 €;  
www.test.de/shop

Wirtschaftlichkeit
Kapital- und Wärmekosten der Dämmung der obersten Geschossdecke (begehbar sowie  
nicht begehbar); Betrachtungszeitraum: 50 Jahre; 20%iger Zuschuss bei Dämmstärken  
> 27 cm berücksichtigt (U-Wert= 0,14 W/m²K)
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Nachhaltigkeit
Grundsätzlich bewirkt eine Dämmung der obersten Geschossdecke 
eine Einsparung von Energie und CO2. Durch den Einsatz von Ein-
blasdämmstoffen (geringer Verarbeitungsgrad, geringer Transport
aufwand durch gute Komprimierbarkeit, kein Verschnitt/Abfall) ist die 
Graue Energie sehr gering. Kleine materialabhängige Unterschiede 
ergeben sich aus der Herkunft der Rohstoffe. 

Alle Aspekte betrachtet, ist Zellulose am nachhaltigsten:
·	� aus nachwachsenden Rohstoffen (CO2-Speicher)
·	� Recyclingprodukt
·	� sehr geringer Primärenergieinhalt (nur Zerfaserung des Zeitungs-

papiers)

Das Produkt „Supafil“ folgt gleich der Zellulose:
·	� Rohstoffe: 70 % Altglas
·	� Wiederverwertung nach der Nutzungsphase 
·	� geringerer Materialverbrauch aufgrund besseren Dämmwertes

1 �Wärmeleitfähigkeit = Lambda-Wert, abgekürzt λ-Wert; Einheit der Wärme
leitfähigkeit: W/(mK) = Watt pro Meter und Kelvin

mit Supafil gedämmt. Durch einen Ziel-U-Wert von 
< 0,14 W/m²K war die Maßnahme förderfähig durch 
die BAFA. Bei diesem Beispiel bestimmte die maximal 
mögliche Dämmdicke die Materialauswahl, Wirt-
schaftlichkeit und Dämmwirkung der Maßnahme. 

BEISPIEL 2:  
DÄMMUNG VON 55 SCHULEN 

Auch bei diesen Gebäuden der Stadt Köln sollte eine 
Begehbarkeit gewährleistet werden, jedoch war die 
Dämmdicke nicht limitiert. Daher konnte die Aus-
wahl des Materials und der Dämmdicke entsprechend 
der Dämmwirkung und Wirtschaftlichkeit erfolgen. 
Folglich fiel die Wahl auf den kostengünstigsten 
Dämmstoff (Zellulose) und eine Dämmdicke von 
36 cm. Diese Dämmdicke ist aus wirtschaftlicher und 
ökologischer Sicht am sinnvollsten (damals ohne För-
derung durch die BAFA) und entspricht bei obersten 
Geschossdecken dem Passivhausstandard (U-Wert 
von 0,1 W/m²K). 

BEISPIEL 3:  
KONZERTHAUS „BREMER GLOCKE“

Ein anderer Aspekt stand hingegen bei dem Konzert-
haus „Bremer Glocke“ im Vordergrund. Bei diesem 
sollte die abgehängte Decke oberseitig gedämmt 
werden. Eine Begehbarkeit war nicht möglich und 
somit nicht erforderlich. Auch hier war die Dämm-
dicke limitiert, jedoch nicht durch die Raumhöhe, 
sondern durch die maximal zulässige Belastung 
(10 kg/m2). Aufgrund der geringeren Dichte und 
folglich stärkeren maximalen Dämmdicke entschied 
man sich für Zellulose (Dichte: 30 kg/m3; maximal 
mögliche Dämmdicke: 30 cm) statt Steinwolle 
(Dichte: 80 kg/m3; maximal mögliche Dämmdicke: 
12,5 cm).

Wie? Womit? Wie viel?
Die Dämmung des oberen Abschlusses von Gebäu-
den lässt sich anhand weniger Fragen planen. Gibt 
es keine determinierenden Bedingungen, sollte die 
wirtschaftlichste Variante gewählt werden. Jedoch 
gilt für alle Konstruktionen: die Investitionskosten 
sind gering, werden durch Förderungen zusätzlich 
verringert, wodurch kurze Amortisationszeiten von 
wenigen Jahren entstehen.�  

Praxisbeispiele für Dämmungen oberster Geschossdecken

Objekt 40 Wohngebäude,  
Ruhrgebiet 55 Schulgebäude, Köln Konzertgebäude  

„Bremer Glocke“, Bremen

Besonderheiten Begrenzte Dämmdicke Wirtschaftlichkeit
Anforderungen  

an die Statik

Gesamtfläche 2.500 m² 55.000 m² 1.000 m²

Ausführung begehbare Dämmung begehbare Dämmung
nicht begehbare  

Dämmung

Dämmstoff Supafil Zellulose Zellulose

Dämmdicke 28 cm 
(KfW- Standard)

36 cm  
(Passivhausstandard)

30 cm (statische und 
akustische Gründe)

Kosten 45 €/m² 60 €/m² 25 €/m²
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S eit Beginn des Jahres 2021 haben sich die 
Preise für Bauholz verdoppelt. Denn Holz 
wird aus deutschen Wäldern zurzeit zu 
den Bauweltmeistern nach Nordamerika 
und China exportiert. Hiesige Handwer-
ker und Verarbeiter appellierten schon 

an die Bundesregierung, einen Exportstopp zu ver-
hängen. Doch das spräche gegen den wirt-
schaftsliberalen Kurs der Regierung. Eine 
kurzfristige Erholung ist nicht in Sicht.

„Die Knappheit ist nach meiner Ein-
schätzung noch beherrschbar, es ist aber 
ganz klar ein Preisproblem. Es wird genug 
Holz in Deutschland produziert. Die Al-
ternativen sind leider noch teurer. Dass 
die Preise zurückgehen, glaube ich nicht“, 
schätzt Fabian Viehrig, Leiter Bauen und 
Technik beim GdW Bundesverband deut-
scher Wohnungs- und Immobilienunter-
nehmen. Damit wird derzeit dem alternativen Bau-
stoff Nummer eins hierzulande, eben dem Holz, eine 
Verwendung im großen Stil erschwert. 

Holz wird zuallererst für Dachstühle, Schalung 
und als Interieur verwendet, noch nicht mal in gro-
ßen Mengen für Holzbauten (siehe auch Schwer-
punktthema in DW 1/2021, ab Seite 20). Dabei wäre 
die Holz-Bauweise eine gute Alternative. Denn auch 
andere Rohstoffe wie Kies, Sand und damit Beton 
oder Stahl werden knapp und teuer. Nun sucht eine 
ganze Branche nach anderen Baustoffen, um im Woh-
nungsbau der Zukunft bestehen zu können – und 
das mit Baustoffen, die auch aufgrund ihrer Herkunft 
und ihrer Verarbeitung nachhaltig sind. Das ist auch 
bitter nötig, denn nach Schätzungen des Instituts 
Bauen und Umwelt (IBU) verbrauchen Bauen und 
Wohnen gut 50 % der weltweiten Ressourcen sowie 
einen Großteil des Energiebedarfs und haben damit 
wesentlichen Anteil an den CO2-Emissionen. Bisher 
befand sich der Wohnungsbau in einem Spannungs-
feld von Zeit, Kosten und Technologie. Nun kommt 

noch die Nachhaltigkeit hinzu, die auch verstärkt von 
Mietern oder Käufern verlangt wird. Zu stemmen ist 
dies nur mit nachhaltig erzeugten und wiederver-
wendbaren Baumaterialien.

Auswahl der Baustoffe nach CO2-Fußabdruck
Wie wählt man passende Baustoffe aus? Es müssten 
Lebensdauer, Aufwand und Kosten für Wartung, Ver-
schleiß oder eben Recycling als Kriterien beachtet 
werden. Ökologische Baumaterialien lassen sich nach 
den folgenden Punkten einschätzen:
·	� Material wurde aus der Natur gewonnen und ist 

durch Recycling wieder in die Natur zurückzufüh-
ren oder wiederzuverwenden.

·	� Behandlung des Materials darf Weiterverwendung 
nicht erschweren oder unmöglich machen.

·	� Je regionaler ein Baumaterial erzeugt wurde, umso 
nachhaltiger ist es.

Biologische Baustoffe aus nachwachsenden Roh-
stoffen (NaWaRo) sind deswegen besonders gut ge-
eignet – aber eben auch solche mit langen Lebens-
zyklen, wozu der fast unverwüstliche und deswegen 
am Bau so beliebte Stahlbeton gehört. Der lässt sich 
allerdings nur mit einem hohen Aufwand recyceln 

NACHHALTIG UND ALTERNATIV
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Frank Urbansky
freier Journalist

LEIPZIG

Der „MycoTree“ besteht aus einer Struktur aus 
Pilzmyzelium und Bambus und wurde erstmals bei 
der Seoul Biennale of Architecture and Urbanism 

2017 gezeigt

So hat der Wohnungsbau  
eine Zukunft

Von Frank Urbansky

Nicht nur Bauholz ist derzeit teuer und rar, auch andere Baustoffe wie Kies und 
Sand werden knapp. Für den Wohnungsbau der Zukunft sind neue Baustoffe und 
-technologien gefragt. Die sind mitunter nachhaltiger, regional verfügbar und nicht 
mal teurer als das klassische Stahlbeton-Kalksandstein-Ziegel-Allerlei.
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– im Gegensatz zu Holz, das einen deutlich geringe-
ren CO2-Fußabdruck hat. Jedoch weist es nicht die 
Haltbarkeit und einige bauphysikalisch wesentliche 
Eigenschaften wie Beton oder Metall auf, etwa Trag-
fähigkeit, Schwingungsverhalten und Verformung.

Welche Baustoffe wären Alternativen?
Will man nachhaltig bauen, kommt man um Holz, 
einer der ältesten Baustoffe der Menschheit, nicht 
herum. Er ist der einzige alternative Baustoff, der 
derzeit wirtschaftlich einzusetzen ist. Dabei ist Holz 
nicht für alle Bereiche am Bau geeignet. „Mineralische 
Baustoffe haben ganz klare Vorteile beim Tiefbau und 
bei allen Teilen, die mit Erde in Berührung kommen“, 
erklärt Viehrig. Deswegen werden im mehrgeschos-
sigen Holzbau, wie er inzwischen auch von manchen 
Wohnungsunternehmen in Angriff genommen wird, 
meist die neuralgischen Punkte in Stahlbeton ausge-
führt, so eben die Erdbereiche, aber auch Schächte 
für Treppenhäuser, Aufzüge und Medien. „Im Neu-
bau könnte sich Holz noch stärker positionieren, 
wenn die rechtlichen Weichen gestellt würden. Eine 
vom GdW durchaus kritisch betrachtete Ökobilan-
zierung als Neubauanforderung könnte Materialien 
mit kleinerem CO2-Fußabdruck zudem befördern“, 
so Viehrig.

Neben Holz gibt es noch andere nachhaltige Bau-
stoffe, etwa Kork, Lehm, Naturstein, Ton und Ziegel 
oder das von der Küste bekannte Reet für Dächer. 
Dabei sollte eine monostoffliche Bauweise gewählt 
werden, da die Komponenten nach dem Rückbau 
einfacher zu recyceln sind. Ziegel haben zudem her-
vorragende Dämmeigenschaften und können bei 
geeigneter Verwendung und ausreichender Mauer-
stärke eine Außendämmung oder ein Wärmedämm-
verbundsystem (WDVS) überflüssig machen.

Ökologische Dämmstoffe
Bei der Dämmung können schon heute alternative 
Stoffe zum Einsatz kommen. Statt dem allgegen-
wärtigen Polystyrol könnten Hanf, Holzfasern oder 
-wolle, Jute, Kokosfasern, Kork oder Schafwolle ver-
wendet werden. „Leider wird durch das Gebäude
energiegesetz der Einsatz solcher Dämmstoffe 
nicht belohnt“, schränkt Viehrig ein. „Letztlich ist 
Polystyrol einer der effizientesten Dämmstoffe und 
zudem vergleichsweise billig. Will man mit Natur-
stoffen dämmen, müsste die Dämmung und damit 
das Mauerwerk stärker ausfallen, vom Brandschutz 
abgesehen. Das wiederum treibt die ohnehin schon 
hohen Baukosten weiter in die Höhe und führt im in-
nerstädtischen Bereich mitunter zu Platzproblemen.“

Aktuell scheiterten solche Dämmstoffe deswegen 
am Konflikt zwischen Anforderung, Performance, 
Preis und zu bauendem Raum. Dabei hätten Pflanzen-
fasern als NaWaRo eine sehr gute CO2-Bilanz und 

Zertifikate: Nachhaltig ist  
nicht gleich nachhaltig
Nachhaltig gebaute Gebäude lassen sich zertifizieren. Der welt-
weit verbreitetste Standard ist die Building Research Establishment 
Environmental Assessment Method (BREEAM). Mit ihr wurden in 
mehr als 30 Jahren über 200.000 Bauwerke zertifiziert. Schwer-
punkte sind neben Gebäudemanagement, Energie, Wasser und 
Ökologie auch die verwendeten Materialien. Hierzulande wird 
es vom Deutschen Institut für Nachhaltige Immobilienwirtschaft 
(DIFNI) vergeben. Aus diesem Standard resultiert auch das Zertifi-
zierungssystem Leadership in Energy and Design (LEED), mit dem 
Kriterien wie nachhaltiger Grund und Boden, aber auch Materiali-
en und Ressourcen erfasst werden.
Der bekannteste Standard in Deutschland ist der von der Deut-
schen Gesellschaft für nachhaltiges Bauen (DGNB) entwickelte. 
Streng genommen kann man auch den Passivhausstandard hinzu-
zählen, der vom Passivhaus-Institut in Darmstadt zertifiziert wird. 
Das Green-Building-Label bewertet Kriterien wie Umweltschutz, 
Ressourceneffizienz und Gesundheit. Das Blue-Building-Label 
bewertet Ökologie, Ökonomie und soziokulturelle Aspekte. Eine 
Zertifizierung nach der Richtlinie 160 der German Facility Manage-
ment Association (GEFMA) ist auch möglich.
Das wohnungswirtschaftliche NaWoh-Siegel ist für die Wohnungs-
wirtschaft das vielleicht wichtigste Siegel. Die Nachhaltigkeit und 
Umwelteinflüsse von Baustoffen bewertet die Umweltproduktde-
klaration (englisch: Environmental Product Declaration, EPD). Die 
Baustoffe werden hier mittels ökobilanzbasierter Indikatoren ein-
geschätzt. Dazu gehören der Treibhauseffekt oder der Verbrauch 
an grauer Energie (Primärenergieinhalt, PEI). Die Ressourcen
effizienz hingegen spielt in den Produktdeklarationen nach ISO/TR 
14025 eine Rolle.

Das Holzhochhaus „Skaio“ in Heilbronn erhielt den Deutschen  
Nachhaltigkeitspreis Architektur. Es gilt als architektonischer Pionier  

und Wegbereiter für den Holzbau in Deutschland
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Johannes Kreißig ist Geschäftsführender 
Vorstand der Deutschen Gesellschaft 
für Nachhaltiges Bauen (DGNB). Im In-
terview erzählt er, welche alternativen 
Baustoffe sich angesichts einer zuneh-
menden Baustoffknappheit und damit 
steigender Preise beim Wohnungsbau 
eignen und was Wohnungsunterneh-
men bei der Verwendung alternativer 
Baustoffe beachten sollten.

Inwieweit könnte die aktuelle Knapp-
heit bei klassischen Baustoffen wie 
Holz, Sand und Kies zu einer verstärk-
ten Suche nach alternativen Baustoffen 
in der Wohnungswirtschaft beitragen?

Wir erleben gerade zwei Arten von 
Knappheiten: die strukturelle Knapp-
heit und den sogenannten Schweine
zyklus. Bei strukturellen Verschie-
bungen von Bauweisen, etwa hin zum 
Holzbau, müssen wir möglichst dafür 
sorgen, dass die Verfügbarkeit ent-
sprechend gesteigert wird. Dem ge-
genüber steht ein Phänomen, das wir 
zu Beginn der Corona-Pandemie bei 
der Klopapierknappheit erleben konn-
ten, also eine kurzfristig überragende, 
mitunter auch irrationale Nachfrage.

Viele Unternehmen haben eine 
eigene Lagerhaltung aufgegeben. Das 
macht sich nun bemerkbar, ist aber 
nichts Langfristiges. Die Lager werden 
wieder mit Regelprodukten aufgefüllt, 
was natürlich aktuell für Preisstei-
gerungen sorgt. Aber das wird sich 
einrenken. Alternative Baustoffe in 
großem Volumen in die Wohnungs-
wirtschaft einzuführen, ist ein Prozess 
von Jahrzehnten. Das löst kurzfristig 
keine Engpässe.
In welchen Bereichen böten sich schon 
heute alternative und vor allem nach-
haltige Baustoffe an?

Wir werben immer dafür, einen 
Bau bis zum „End of Life“ zu denken. 
Ein Bereich dabei ist sicher die Däm-
mung. Polystyrol hat sich hier seit den 
1970er Jahren durchgesetzt. Heute ha-
ben wir ein Recyclingproblem. Aller-

INTERVIEW MIT JOHANNES KREISSIG 

„Alternative Baustoffe einzuführen, 
ist ein Prozess von Jahrzehnten“

dings muss man auch differenzieren: 
Dämmstoff ist nicht gleich Dämmstoff. 
Mit einer Naturfaser kann man keine 
Perimeterdämmung vollbringen. Aber 
es gibt Anwendungsbereiche, wo die 
NaWaRo in einer Top-Position sind. 
In Dachgeschossen etwa kann man 
Holzfaserdämmstoffe nutzen oder 
diese als Dämmmaterial einblasen. 
Trotzdem gibt es Situationen, etwa 
wenn nur 10 cm Platz zum Dämmen 
zur Verfügung stehen, in welchen ein 
Hochleistungsdämmstoff mit höherem 
spezifischerem Aufwand die nachhal-
tigere Lösung ist.
Welche nachhaltigen Baustoffe könn-
ten aus Ihrer Sicht in Zukunft eine deut-
lich größere Rolle am Bau spielen?

Wenn man eine Berechnung über 
den gesamten Lebenszyklus anstellt, 
führt an Holz kein Weg vorbei. Man 
bekommt in allen Anwendungsgebie-
ten sehr gute Ergebnisse. Man kann 
holzfaserbasierte Vliese verwenden, 
Holzspäne zu harten Platten pressen, 
es einblasen und natürlich in der Holz-
ständer-Bauweise nutzen. Das zusam-
men mit einem Stahlbetonkern ist eine 
tolle Bauweise, die ein gutes Raumkli-
ma mit gutem Feuchtigkeitsausgleich 
garantiert. 

Für begehbare Flächen, auch 
Dachterrassen, sind Lösungen aus Holz 
hingegen nur bedingt geeignet, denn 
sie sind oft weniger robust. Nachhal-
tigkeit ist aber nicht nur Materialwahl, 
sondern auch Materialmenge. Früher 
wurde materialsparender gebaut, Be-
tonträger wurden nicht so stark mit 
Stahl bewehrt. Das hat auch funktio-
niert und hält heute noch. Mehr Stabili-
tät könnte man im Betonbau auch über 
Formen lösen. Wenn man dann noch 
einen CO2-reduzierten Beton verwen-
det, hat man einen hochinnovativen 
Baustoff.
Gibt es bei diesen Alternativen gravie-
rende Vor- und Nachteile gegenüber 
den klassischen, bisher verwendeten 
Baustoffen?

Das hängt von der Architektur ab. 
Wenn ich eine Holzfassade ohne Dach-
überstand baue, wird diese eine gerin-
gere Lebensdauer haben. Feuchtigkeit 
ist immer ein sensibles Thema beim 
Bauen mit nachwachsenden Rohstof-
fen. Alternative Baustoffe erfordern 
nun einmal eine andere Kompetenz 
als klassische Baustoffe. Hier brauchen 
wir eine Ausbildungsanstrengung, 
wie sie in der „Holzbau-Offensive“ in 
Baden-Württemberg derzeit angegan-
gen wird.
Welche Rolle spielt heute schon die 
Nachhaltigkeit bei der Auswahl von 
Baustoffen für die Wohnungswirt-
schaft? 

Wir sehen hier eine Bewusstseins-
änderung. Vor zehn Jahren wurde 
viel aus Beton gebaut und mit einem 
Wärmedämmverbundsystem (WDVS) 
gedämmt. Hauptsache, man schafft 
Wohnraum. Der Mieter hatte kein 
Recht mitzureden. Heute ist das an-
ders. Wohnungsunternehmen haben 
gelernt, dass Häuser nicht nur Objekte 
sind, die dastehen. Sie sind ein wich-
tiger Bilanzposten. Wenn der Green 
Deal der EU umgesetzt wird, müssen 
auch die Wohnungsunternehmen ihre 
Gebäue taxieren und erkennen, dass 
dies Auswirkung auf ihre Bilanz hat. 
Deswegen sehe ich ein Umdenken 
hin zur Ein-Stoff-Bauweise, weil man 
das einfacher recyceln kann als Ver-
bundmaterialien, zu denen ein WDVS 
eben gehört. Die Materialwahl bietet 
viele Möglichkeiten, diesem Dilemma 
zu entkommen. Ein Bürogebäude im 
konventionellen Stil verursacht über 
den Lebenszyklus etwa 400 bis 500 kg 
CO2 /m

2 plus die CO2-Emissionen des 
Betriebs. In Massivholz-Bauweise lässt 
sich dieser Wert halbieren. Aber auch 
mit Leichtbau aus mineralischen, CO2-
reduzierten Baustoffen lässt sich dieser 
Wert erreichen.

Vielen Dank für das Gespräch.
Das Interview führte Frank Urbansky. Bi
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ließen sich vielfältig einsetzen. Schilf oder Napiergras 
können zu stabilen Platten in Kammerform gepresst 
werden. Als Matten können sie auch in schrägliegen-
den Dachflächen zur Dämmung beitragen. Seegras 
eignet sich ebenfalls als Dämmstoff, weil es durch 
den hohen Salzgehalt nur schwer brennbar ist. Ein 
Exot als Dämmmaterial ist Popcorn. Es kann derzeit 
zu einem Drittel Holzspänen beigemischt und zu 
Platten gepresst werden. Forscher arbeiten daran, 
solche Platten zu 100 % aus den gepufften Maiskör-
nern herzustellen. Doch all diese Stoffe sind derzeit 
teurer als Polystyrol.

Tragende Konstruktion
Während es bei der Dämmung viele nachhaltige Al-
ternativen gibt, sieht es bei der tragenden Konstruk-
tion nicht so rosig aus. Stahlbeton ist hier Mittel der 
Wahl, da er sehr belastbar, feuerfest, kaum verform-
bar und langlebig ist – Eigenschaften, die ein Trag-
werk braucht. „Mit einem Stahlbetonskelettbau kann 
man langfristig sehr flexibel arbeiten, allerdings ist 
er nicht zerstörungsfrei rückbaubar. Die Ökobilanz 
fällt nicht so gut aus, aber hinsichtlich Langlebigkeit 
und Stabilität ist Beton fast unschlagbar“, so Viehrig.

Aber es gibt Möglichkeiten, den Stahl zu ersetzen. 
Am weitesten sind die Entwicklungen mit Carbon 
fortgeschritten. Betonelemente, die damit bewehrt 
sind, sind deutlich schlanker und damit leichter. Sie 
benötigen aufgrund der höheren Festigkeit des Car-
bons weniger Sand und Zement und lassen sich deut-
lich besser formen. Das wiederum macht neue Bau-
elemente möglich, die zu einer effizienteren Bauweise 
beitragen können. „Aber auch hier ist die stoffliche 
Trennung am ‚End of Life‘ noch unklar“, gibt Viehrig 
zu bedenken. Und: Für die Carbon-Herstellung ist 
doppelt so viel Energie sowie der dreifache CO2-
Ausstoß wie für Stahl nötig. Als Ersatzstoff kommt 
derzeit auf Forschungsebene auch Flachs in Form von 
Textilmatten zum Einsatz. Zugelassen als Baustoff ist 
dies jedoch noch nicht.

Eine weitere Möglichkeit wären auch Leichtbau- 
und Stahlbaukonstruktionen. Der große Vorteil: Die 

Materialien wären monostofflich und gut zu recyceln. 
Aluminium hätte jedoch den Nachteil, dass zu seiner 
Herstellung doppelt so viel Energie wie für Stahl nötig 
wäre und es zudem nicht so belastbar ist.

Exoten: Auch mit Pilzen kann man bauen
Neben diesen doch eher bekannten und schon lange 
verwendeten Materialien bieten sich weitere Alter-
nativen an. So können etwa sogenannte weiß ver-
faulende Pilze, die an toten Baumstümpfen sprießen, 
als Baustoff dienen. Tatsächlich lassen sich aus ihnen 
Bausteine formen. Am Karlsruher Institut für Tech-
nologie (KIT) wird dafür der Glänzende Lackporling 
(Ganoderma lucidum) erforscht. Die aus dem My-
zel gewonnene Masse lässt sich in fast jede Form 
füllen, wo sie sich innerhalb einiger Tage zu einer 
festen Struktur verdichtet. Abschließend wird sie 
getrocknet, um das Wachstum zu stoppen und den 
Pilz abzutöten. Verwendet wurde dieser Baustoff 2017 
auf der Seoul Biennale of Architecture and Urbanism 
in Südkorea. Hier präsentierten die Forscher ihren 
„MycoTree“ – eine selbsttragende, zimmerdecken
hohe Skulptur aus Myzel und Bambus. Ein mit diesem 
Baustoff errichtetes Haus kann nach Rückbau einfach 
auf dem Kompost entsorgt werden.�

Holz wird nicht nur bei Fassaden, sondern auch  
für Tragekonstruktionen immer beliebter

Tipp
Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 
(BMI) hat auf seinem Portal zum nachhaltigen Bauen eine 
Sammlung verschiedener Baustoffdaten zusammengestellt.

Mehr Informationen: www.nachhaltigesbauen.de

Zementgebundene Holzspanplatten, in der DDR 
als „Sauerkrautplatten“ das einzig verwendungs-

fähige Dämmmittel, erleben wieder eine  
Renaissance als alternativer Dämmstoff
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1 .  HAUFE SUMMIT REAL ESTATE

Das Potenzial des Holzbaus 
ist noch nicht ausgeschöpft

Im Hamburger Hotel „Le Méridien“ trafen sich Andreas Breitner, Izabela Fornalczyk, Moderatorin Ulrike Trampe, 
Achim Nagel und Frank Steffens (von links) zum Expertengespräch rund um das Thema Holz
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Von Christian Hunziker

Holz- und Holzhybridbau haben großes Potenzial 
im mehrgeschossigen Wohnungsbau. Das wurde 
in der Expertenrunde deutlich, die sich im Rahmen 
des 1. Haufe Summit Real Estate mit dem Baustoff 
Holz befasste. Doch es gibt auch Hindernisse – 
mehr als nur fehlende Fördermöglichkeiten.
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I m Berliner Regierungsviertel wächst derzeit in 
rasantem Tempo ein Bürogebäude in die Höhe. 
Anfang 2021 begannen die Bauarbeiten für den 
Erweiterungsbau des Deutschen Bundestags, 
und schon Ende dieses Jahres werden die 400 
Büros von dann neugewählten Parlamentari-

ern bezogen werden. Zu verdanken ist das – nicht 
nur für Bundesbauten – ungewöhnliche Tempo der 
Bauweise: Die Unternehmen Kaufmann Bausysteme 
und Primus Developments, die sich in einem Ver-
gabeverfahren durchgesetzt haben, errichten den 
Neubau mit rund 9.200 m² Nutzfläche in Holzhybrid-
Bauweise, wobei ein Großteil aus vorgefertigten Mo-
dulen besteht.

Über die Erfahrungen bei diesem und anderen 
Holzbau-Projekten berichtete im Panel „Holz als 
Baustoff“, das im Rahmen des 1. Haufe Summit Real 
Estate am 18. Mai 2021 stattfand, Achim Nagel, der 
Geschäftsführer der Primus Developments GmbH. 
Seit etwa sechs Jahren befasst sich sein Unterneh-
men mit dem Thema Holzbau, wie Nagel 
ausführte – nicht nur wegen der Notwen-
digkeit, den Klimawandel zu bekämpfen, 
sondern vor allem auch mit dem Ziel, das 
Bauen zu beschleunigen. Mit dem 2016 re-
alisierten Projekt „Woodie“, einem hölzer-
nen Studentenwohnheim in Hamburg, habe 
das Unternehmen als „Game-Changer“ das 
Umdenken in der Branche vorangetrieben. 
Noch aber seien die Möglichkeiten, mit Holz 
zu bauen, nicht ausgeschöpft, sagte der Im-
mobilienexperte in der von Ulrike Trampe 
moderierten Runde.

Zurückhaltung bei Wohnungsunternehmen
In der Tat spiele das Bauen mit Holz für die Mitglieds-
unternehmen des Verbands norddeutscher Woh-
nungsunternehmen e. V. (VNW) noch keine große 
Rolle, sagte VNW-Verbandsdirektor Andreas Breit-
ner. „Ich spüre bei unseren Mitgliedsunternehmen 
eine höfliche Distanz zum Thema Holz.“ Das hän-
ge mit dem Preis, der Verfügbarkeit des Rohstoffs, 
den Genehmigungsverfahren und auch dem Image 
zusammen – Holz sei ja auch Brennstoff. Obwohl 
aus ökologischer Sicht kein Weg daran vorbeiführe, 
im mehrgeschossigen Wohnungsbau mit Holz zu 
arbeiten, habe dieser Baustoff also leider noch eine 
untergeordnete Bedeutung, sagte Breitner.

Diese Zurückhaltung könnte allerdings auch geo-
graphische Gründe haben. In Süddeutschland gebe 
es eine lange Tradition des Bauens mit Holz, stellte 
Izabela Fornalczyk, Geschäftsführerin der B&O Bau 
Bayern GmbH, fest. In Norddeutschland hingegen 
habe das Thema tatsächlich noch nicht richtig Fuß 
fassen können. Dafür, verstärkt mit vorgefertigten 
Elementen und somit mit Holz zu bauen, spreche 
neben der höheren Baugeschwindigkeit auch der 
Fachkräftemangel. Gerade ältere Menschen arbei-
teten nun einmal lieber in Produktionshallen als bei 
Wind und Wetter auf der Baustelle, sagte Fornalczyk.

Da es nur eine begrenzte Zahl an Fachkräften 
gebe, sei es sinnvoll, den Personaleinsatz vor Ort zu 
reduzieren, bestätigte Frank Steffens, Geschäftsfüh-
rer der Brüninghoff GmbH & Co. KG. Deshalb könne 
er nicht nachvollziehen, warum Auftraggeber das 
Potenzial der Vorfertigung noch nicht erkannt hätten. 
Dabei plädierte Steffens gegen die ausschließliche 
Verwendung von Holz und für die Holzhybrid-Bau-
weise, insbesondere die Kombination von Holz und 
Beton. Diese Bauweise erlaube es, die Nachteile 

Christian  
Hunziker

freier  
Immobilienjournalist

BERLIN

Die Diskussionsteilnehmer
Izabela Fornalczyk, Geschäftsführerin, B&O Bau Bayern GmbH
Frank Steffens, Geschäftsführer, Brüninghoff GmbH & Co. KG
Achim Nagel, Geschäftsführer, Primus Developments GmbH
Andreas Breitner, Direktor des Verbands norddeutscher Wohnungs­
unternehmen e. V. (VNW)
Moderation: Ulrike Trampe, Editor-at-Large, DW Die Wohnungs­
wirtschaft

„Ich spüre bei unseren  
Mitgliedsunternehmen  
eine höfliche Distanz  

zum Thema Holz.“
Andreas Breitner

„Ich wünsche mir mehr  
Generalübernehmeraus-

schreibungen, um die Pla-
nungsphase zu optimieren 

und Zeit zu sparen.“
Frank Steffens
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de bei den Ausschreibungen oft nicht berücksichtigt. 
Nötig sei eigentlich eine Generalübernehmeraus-
schreibung, betonte Fornalczyk und bekam dafür Zu-
stimmung von Brüninghoff-Geschäftsführer Steffens: 
„Ich wünsche mir mehr Generalübernehmeraus-
schreibungen, um die Planungsphase zu optimieren 
und Zeit zu sparen.“

Nicht nur auf den Preis schauen
Auf der reinen Preisschiene schaffe man es beim 
Bauen mit Holz nicht, mit der konventionellen Bau-
weise zu konkurrieren, sagte Fornalczyk weiter, wo-
bei sie auch auf die jüngste starke Preissteigerung 
für Holz hinwies. „Aber wir schaffen es, wenn man 
Tempo und Qualität des Bauens mitberücksichtigt.“ 
Bauen mit Holz habe viele Vorteile, „und ich würde 
den Wohnungsunternehmen gern die Angst davor 
nehmen“. Das sei vielerorts auch schon gelungen, so 
etwa in München, wo an der mit öffentlichen Mitteln 
geförderten ökologischen Mustersiedlung im Prinz-
Eugen-Park (rund 570 Wohnungen in Holzbauweise) 
auch kommunale Wohnungsunternehmen beteiligt 
gewesen seien.

Um sich auf den Baustoff Holz einzulassen, 
bräuchten die Wohnungsunternehmen aber gute 
Partner, gab VNW-Verbandsdirektor Breitner zu 
bedenken. Denn eine kleine Genossenschaft, die 
nur alle zwei Jahre einmal baue, könne keine Expe-
rimente eingehen. Grundsätzlich aber, so Breitner, 
gebiete es der Klimawandel, nachhaltiger zu bauen 
und verstärkt Holz einzusetzen. Denn, wie Izabela 
Fornalczyk sagte: „Holz ist unschlagbar in der CO2-
Bilanzierung.“�

von Holz in Bezug auf Schall- und Brandschutz aus-
zugleichen, und sei zudem wirtschaftlicher. 

Andere Organisationsform erforderlich
Der Holzhybridbau erfordere jedoch auf Auftrag-
geberseite eine andere Organisationsform, betonte 
Steffens. Denn er setze voraus, dass der Auftraggeber 
am Anfang das richtige Planerteam zusammenstelle 
und nicht einfach denjenigen anspreche, „der als 
Erster auf dem Golfplatz ist“. Der Auftraggeber müsse 
also den Willen haben, die operativen Herausforde-
rungen des Baustoffs Holz zu verstehen und nicht al-
lein auf die Kosten zu schauen. Ansonsten 
ergebe es keinen Sinn, sich über Holzbau 
zu unterhalten.

Im Moment seien der Holz- und der 
Holzhybridbau gleich teuer oder etwas 
teurer als die konventionelle Bauweise, 
ergänzte Achim Nagel von Primus Deve-
lopments. Die wirtschaftlichen Vorteile 
ergäben sich daraus, dass schneller ge-
baut werden könne und es weniger Bau-
mängel gebe. Als Projektentwickler und 
Investor müsse man aber völlig anders 
– nämlich sehr früh im Voraus – planen, 
erklärte er. Darüber hinaus wies Nagel 
darauf hin, dass Ausschreibungsverfahren 
im Holzmodulbau „wahnsinnig zäh und 
mühsam“ seien, da es nicht genug Fir-
men gebe, welche die Projekte realisieren 
könnten.

Dieses Problem der Kapazitäten sehe 
sie nicht, widersprach Izabela Fornalczyk 
von B&O: Es gebe viele Unternehmen, die 
bereit seien, die Herstellung von Modulen 
zu übernehmen. Richtig sei jedoch, dass 
eine frühe Planung die Voraussetzung für 
den Erfolg der Vorfertigung sei. Dies wer- Fo
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„Bauen mit Holz hat viele Vorteile, 
und ich würde den Wohnungs-

unternehmen gern die Angst vor 
dieser Bauweise nehmen.“

Izabela Fornalczyk

„Der wirtschaftliche Vorteil des 
Holzbaus ergibt sich daraus, dass 

schneller gebaut wird und es  
weniger Mängel zu beseitigen gibt.“

Achim Nagel

Über den Haufe Summit Real Estate
Am 18. Mai 2021 fand der 1. Haufe Summit Real Estate in Hamburg 
statt. Im Hotel „Le Méridien“ trafen sich hochkarätige Vertreter aus 
der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft. Im Fokus stand das Thema 
„Zukunftsfähiges Planen, Bauen und Wohnen“. Das hybride Event 
brachte Vertreter der Industrie mit den Wohnungs- und Immobilien­
unternehmen an einen Tisch – eine spannende Mischung, bei der 
visionäre Ansichten und Fachargumente ausgetauscht wurden. Inter­
essierte Zuschauer konnten das Geschehen per Livestream verfolgen. 
Das Moderationsteam rund um die Redaktionen der Haufe Fach­
magazine „DW Die Wohnungswirtschaft“ und „Immobilienwirtschaft“ 
führte in vier Panels durch den Tag. 
Eine Zusammenfassung der Panels, Videos sowie Impressionen 
finden Sie unter www.summit.haufe.de/real-estate.

Save the Date: Der nächste Haufe Summit Real Estate findet am  
26. April 2022 statt.
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Produkte

Vegane Baustoffe
Zum essen sind die neuen Putze von Sakret 
Sachsen zwar nicht, vegan sind sie aber 
allemal: Für alle, die auch beim Bauen auf 
tierische Produkte verzichten wollen, bietet 
der Hersteller zwei neue Innen- und zwei 
Außenputze an, bei denen ausschließlich 
pflanzliche, mineralische sowie synthetisch 
erzeugte Stoffe zum Einsatz kommen. 
Vor der Herstellung werden zudem die 
Produktionsanlagen gereinigt, um Verun-
reinigungen auszuschließen. Und last, but 
not least erfolgt die Abfüllung in veganen 
Gebinden.

Weitere Informationen:  
www.vegane-baustoffe.org

Hygienefilter für hohe 
Raumluftqualität 
Für passende Lüftungskonzepte zu 
unterschiedlichen Anforderungen baut 
der Hersteller Kermi sein X-Well-Portfolio 
praxisgerecht aus: Um die Zuluft vor 
dem Einströmen von Schadstoffpartikeln 
und Pollen zu reinigen, nutzt der neue 
X-Well Hygienic Luftfilter ein elektrosta-
tisches Feld. Dadurch erhöht sich der 
Abscheidegrad gegenüber Standardfil-
tern nach Angaben des Unternehmens 
deutlich – Partikel mit einer Größe von 
1 μm werden zu mehr als 85 % gefiltert.

Weitere Informationen: www.kermi.de

Verarbeitungstipps  
„to go“

Mit ihrer neuen Verarbeitungs-App liefert 
die Unipor-Gruppe praxisorientierte Tipps 
für die fachgerechte Errichtung eines 
Ziegelhauses. Grafiken, Fotos und Anima-
tionen erklären dabei leicht verständlich 
den gesamten Prozess der Mauerwerks
erstellung.

Weitere Informationen: www.unipor.de

Ideal Standard ergänzt sein Sortiment um 
eine neue Oberfläche: Silk Black. Das  

Erscheinungsbild in Schwarz matt bietet 
eine Alternative zu traditionellen weißen  

und verchromten Oberflächen im Bad
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Markt und  
Management

GWG flaggt bunt 

Die Regenbogenfar-
ben stehen weltweit 
für Aufbruch, Verände-
rung und Frieden. Die 
GWG Gifhorn flaggt 
sie, um ein klares 
Statement für mehr 
Akzeptanz, Respekt, 
Offenheit und Vielfalt 
zu setzen. Das spiege-
le auch die im Genos-
senschaftswesen ver-
ankerten Grundwerte 
wider, so Vorstand 
Andreas Otto.

SWSG gewinnt Lea- 
Mittelstandspreis
Die Stuttgarter Wohnungs- und Städtebaugesell-
schaft mbH (SWSG) hat für ihr Engagement für die 
Unterstützung ihrer Gewerbemieter und sozialer 
Einrichtungen während der Corona-Pandemie den 
ersten Platz des Lea-Mittelstandspreises für soziale 
Verantwortung in Baden-Württemberg erhalten. 2021 
wurden insgesamt 256 Projekte eingereicht.

Chef-Wechsel 
in Bad Belzig
Beate Rulf ist neue Ge-
schäftsführerin der Bewog 
Bad Belziger Wohnungs-
gesellschaft mbH. Sie hat 
das Ruder von Udo Kunze 
übernommen, der nach 
über 16 Jahren an der 
Spitze der Bewog seinen 
Ruhestand angetreten hat. 
Rulf übernimmt das Unter-
nehmen in einer deutlich 
besseren Verfassung als 
Kunze zuvor. Durch die 
Modernisierung des Woh-
nungsbestands und die 
umfangreiche Neubau-
tätigkeit hatte die Bewog 
hohe Schulden ange-
häuft. Für Rulf ist deshalb 
einerseits der angetretene 
Konsolidierungskurs fortzu-
führen, andererseits muss 
nach Jahren der Entschul-
dung die Investitionstätig-
keit im Wohnungsbestand 
wieder verstärkt werden.
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Beate Rulf

Die SWSG belegte in der Kategorie 3  
(150-500 Mitarbeitende) den ersten Platz

4
Mio. € hat die 

Hochtaunusbau 
eG im Geschäfts-

jahr 2020 ohne 
Neubauten in 
ihren Bestand 

investiert.



Gesellschaft braucht Genossenschaft
Zum Internationalen Tag der Genossenschaften am 3. Juli 2021 zeigten 
die Wohnungsbaugenossenschaften Deutschlands auch in diesem Jahr 
gemeinsam Flagge und plakatierten Fassaden, Bauzäune, Gerüste und 
vieles mehr – alles im markanten Bauklötzchen-Auftritt, alle mit dersel-
ben Botschaft: Gesellschaft braucht Genossenschaft. Ziel der Aktion ist es, 
auf die gesellschaftliche Bedeutung von Wohnungsbaugenossenschaften 
hinzuweisen: Rund 2.000 Wohnungsgenossenschaften sorgen für sicheres 
und bezahlbares Wohnen in 2,2 Mio. Wohnungen, in denen circa 5 Mio. 
Menschen leben. Als Arbeitgeber und Ausbildungsbetriebe und dank ihrer 
umfangreichen Instandhaltungs-, Modernisierungs- und Neubauarbeiten 
sind sie außerdem wichtige Wirtschaftsfaktoren in ihren Regionen. 
Der Internationale Genossenschaftstag (International Cooperative Day) 
wird seit 1923 am ersten Samstag im Juli gefeiert. 2016 nahm die UNESCO 
die Genossenschaftsidee in die Liste des Immateriellen Kulturerbes der 
Menschheit auf.

Einheitliche Härtefall- 
Standards
Der Deutsche Mieterbund und die Woh-
nungsunternehmen LEG Immobilien AG, 
Vivawest GmbH sowie Vonovia SE 
haben im Sinne betroffener Mieter 
einheitliche Standards für Härtefall
regelungen bei Modernisierungen de-
finiert, die vom Deutschen Mieterbund 
unterstützt werden. Die Unternehmen 
wenden künftig einen gemeinsamen 
Orientierungsleitfaden im Härtefall
management bei Modernisierungen 
an. Bislang haben sich der Initiative 
zudem die Covivio Immobilien GmbH 
und die GWG-Gruppe aus Baden-
Württemberg angeschlossen.

WBM ergänzt 
Portfolio
Die Wohnungsbaugesell-
schaft Berlin-Mitte (WBM) 
hat die Werner-Düttmann-
Siedlung mit 577 Wohn- 
und drei Gewerbeeinhei-
ten in Berlin-Kreuzberg 
erworben. Sie umfasst 
sechs vier- bis sieben
geschossige Gebäude.
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BFW-Innovationspreis

Der BFW Niedersach-
sen/Bremen hat seinen 
ersten Innovationspreis 
verliehen. Er ging an die 
Gundlach Bau und Im-
mobilien GmbH, die Dr. 
Meinhof und Felsmann 
GBS GmbH und das Pla-
nungsbüro Rohling.

Mit dem Drahtesel zur Arbeit
Die Wohn + Stadtbau GmbH aus Münster wurde mit der Zertifizierungs-
stufe Silber als fahrradfreundlicher Arbeitgeber durch den ADFC aus-
gezeichnet. Zur Auditierung wurden zuvor einige interne Maßnahmen 
umgesetzt: So gründete das Unternehmen zum Beispiel in diesem Jahr 
ein eigenes Radsport-Team. Der unternehmenseigene Fuhrpark wurde 
um weitere Diensträder erweitert und ein moderner Sanitärraum zum 
Erfrischen eingerichtet. Überdachte Fahrradparkmöglichkeiten runden 
das Angebot ab und finden großen Anklang in der Belegschaft.

Gewobag 
gründet 
Tochter
gesellschaft
Die Gewobag hat die 
Gesellschaft für Innova-
tion, Digitalisierung und 
Geschäftsfeldentwicklung 
mbH, kurz Gewobag ID, 
gegründet. Unterneh-
mensziel ist es, die Mög-
lichkeiten der Digitalisie-
rung künftig noch besser 
zu nutzen und somit der 
Gewobag einen deutlichen 
Innovationsschub zu ver-
passen. Künftig wolle man 
einen starken Ansprech-
partner für die deutsche 
Prop-Tech-Community 
darstellen.

Wohnungen  
gab es Ende 2020  
in Bayern.6.549.811 
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Neuer Ge-
schäftsführer
An der Spitze der Ge-
bäude- und Wohnungs-
wirtschaft GmbH (Gewo) 
Zehdenick hat sich ein 
Führungswechsel ange-
bahnt. Der bisherige Pro-
kurist des Unternehmens, 
Dirk Erlecke, hat zum 1. Juli 
die Geschäfte übernom-
men. Sein Vorgänger 
Eckart Diemke hatte sich 
aus persönlichen Gründen 
bereits zum 30. Juni als 
Geschäftsführer zurückge-
zogen. Erlecke ist seit 2003 
bei der Gewo tätig und 
verantwortete seit 2009 als 
Prokurist den technischen 
Bereich im Unternehmen.

Die Wohn + Stadtbau ist der vierte zertifizierte Arbeitgeber  
in der Fahrradstadt Münster 

Dirk Erlecke



Reform des Mietspiegelrechts beschlossen
Die Reform des Mietspiegelrechts ist beschlossene Sache: Der Bundestag hat die 
Novelle mit den Stimmen von Union und SPD durchgewunken, auch den Bundesrat 
hat das Mietspiegelreformgesetz schon passiert. Mietspiegel sollen nun unter ande-
rem über mehr Standards rechtssicherer und zuverlässiger werden. In Städten mit 
mehr als 50.000 Einwohnern wird die Erstellung eines Mietspiegels zudem verpflich-
tend. Städte dieser Größe, die bislang keinen Mietspiegel haben, haben bis zum  
1. Januar 2023 Zeit, einen Mietspiegel zu erstellen; entscheidet sich eine Stadt für 
einen qualifizierten Mietspiegel, läuft die Übergangsfrist bis zum 1. Januar 2024.  
Für Mieter und Vermieter wird es künftig Pflicht, für die Erstellung der örtlichen 
Mietspiegel Auskunft über Miete und Merkmale der Wohnungen zu geben. Verstöße 
können mit einem Bußgeld geahndet werden. Anders als im ursprünglichen Ge-
setzentwurf vorgesehen bleibt es dabei, dass Mietspiegel nach zwei Jahren an die 
Marktentwicklung angepasst werden sollen und qualifizierte Mietspiegel nach vier 
Jahren neu erstellt werden müssen. Hier war zunächst eine Verlängerung auf drei be-
ziehungsweise fünf Jahre geplant. Vom Tisch ist auch ein Wegfall des Begründungs-
mittels Vergleichswohnungen bei Existenz eines Mietspiegels. Diese im ursprüngli-
chen Referentenentwurf enthaltene Regelung fand sich schon im Regierungsentwurf 
für ein Mietspiegelreformgesetz nicht wieder.

Crashkurs  
Personalpsychologie

 
Uwe Peter Kanning, 

204 Seiten, 
29,95 €, 
Haufe, 

ISBN 978-3-648-14726-9 

Psychologische Aspek-
te können einen großen 
Teil dazu beitragen, die 
Personalarbeit deutlich 

effektiver und nachhaltiger 
zu gestalten.  

„Crashkurs Personalpsy-
chologie“ von Uwe Peter 

Kanning ist eine übersicht-
liche Einführung in das 

weite Feld der Personal-
psychologie und zeigt auf 
mehr als 200 Seiten, wie 

diese theoretischen Über-
legungen konkret in die 

Praxis übertragen werden 
können. 

Tag-1-Stipendium
Die EBZ Business School und 
der Verein Wohnen in Genos-
senschaften haben ihr Genos-
senschaftsstipendium überar-
beitet: Es trägt nun den Namen 
„Tag 1-Stipendium“ und winkt 
mit mehr Fördermitteln und 
größerer Unterstützung. Es 
richtet sich neuerdings zudem 
auch an Studieninteressierte, 
die noch nicht bei einer Genos-
senschaft beschäftigt sind.

„Klimaschutzpartner des Jahres 2021“
Nachhaltigkeit, wirtschaftliches Bauen und sozialer 
Wohnraum im Einklang: Für das Projekt Buckower 

Felder hat die Stadt und Land Wohnbauten-Gesell-
schaft mbH den Berliner Klimaschutzpreis erhalten.
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I n Pakistan sind Christen eine Min-
derheit. Sie machen nur rund 1,6 % 
der Gesamtbevölkerung aus. Ihre 
Chancen, die eigene soziale und 
wirtschaftliche Situation zu verbes-
sern, sind in der muslimisch gepräg-

ten Mehrheitsgesellschaft begrenzt. 

Schlechte Wohn- und  
Lebensbedingungen

Viele christliche Familien in kleinen 
Bauerndörfern um Faisalabad, der dritt-
größten Stadt Pakistans, ringen um sozi-
ale Anerkennung und wirtschaftliche Si-
cherheit. Viele sind obdachlos, wohnen zu 
überteuerten Mieten oder sind vorübergehend bei 
Verwandten untergekommen. Bis zu fünf Familien 
teilen sich oft drei kleine Zimmer; die Häuser sind 
dunkel und haben kaum Fenster. Tücher anstelle 
von Türen schützen die Eingänge nur notdürftig vor 
Staub und Wind. In den kleinen Innenhöfen stehen 
Kochherde und einfache Bettrahmen auf der blanken 
Erde unter freiem Himmel. Von einer eigenen Toilette 
oder Waschmöglichkeit träumen die meisten Men-
schen. Und in der Corona-Pandemie wird besonders 
deutlich, wie sehr die Familien und ihre Kinder unter 
beengten und unhygienischen Wohnbedingungen 
leiden.

„Die Mehrheit lebt unterhalb der Armutsgrenze 
und muss als ungelernte Arbeitskräfte schwere Jobs 
in Ziegelbrennereien, als Latrinenarbeiter oder als 
Tagelöhner verrichten. Sie sind gezwungen, unter 
schlimmen Bedingungen zu leben. Das vergrößert 
ihre Armut noch mehr“, beschreibt Salva Rafiq, Di-
rektorin von Concern-Lane Alliance for Rural Areas 
(CLARA), der DESWOS-Partnerorganisation in Pa-
kistan, die Situation der Christen in ihrem Land. Ein 
großer Erfolg der Hilfsorganisation CLARA war es 
deshalb, dass Kleinbauern und Familien vor weni-

gen Jahren das Recht zugesprochen bekamen, Land 
zu besitzen, auf dem sie Landwirtschaft betreiben 
können. 

30 pakistanische Familien  
bauen ihr menschenwürdiges Zuhause

Damit sich benachteiligte Familien ein schützendes 
Zuhause aufbauen können, starteten die DESWOS 
Deutsche Entwicklungshilfe für soziales Wohnungs- 
und Siedlungswesen und CLARA im Jahr 2014 ihr ers-
tes Hausbauprogramm in einem Dorf mit dem unge-
wöhnlichen Namen „Chak 412“. Chak heißt übersetzt 
Dorf; die Nummerierung der Dörfer stammt noch 
aus der britischen Kolonialzeit. 45 Familien konnten 
durch das Projekt in Hilfe zur Selbsthilfe – also mit 
fachlicher Unterstützung von Experten – einfache 
und stabile Häuser errichten und beziehen.

Doch noch immer leben viele Familien in Armut 
und in unsäglichen Wohnverhältnissen. Daher för-

HAUFE-BENEFIZ-GOLFTURNIERSERIE 2021 

Die Häuser in Pakistan werden traditionell  
aus Backsteinen gemauert und mit einem  

Flachdach versehen
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Alma Winkler
Öffentlichkeitsarbeit /

Spendenprojekte
Deutsche 

Entwicklungshilfe für 
soziales Wohnungs- 
und Siedlungswesen

KÖLN

„Golf baut auf“ unterstützt  
DESWOS-Projekt in Pakistan

Von Alma Winkler

Auch wenn Pandemie-bedingt nicht alle Golf-baut-auf-Benefiz-Golfturniere von 
Haufe zugunsten der DESWOS stattfinden konnten – die Arbeit der DESWOS ver-
dient Unterstützung. Das diesjährige Spendenprojekt widmet sich Pakistan. Und 
Anfang Oktober kann man sich auch golfend beim Dr. Klein Wowi-Cup engagieren.
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dert die DESWOS nun aktuell ein weiteres Projekt in 
Chak 412. „Starkregen fluten mehrmals im Jahr die 
kleinen Behausungen vieler benachteiligter Men-
schen. Dann steht meist ihr ganzes Leben unter Was-
ser. Und eigene Toiletten gibt es nicht“, erklärt die 
Journalistin und Moderatorin Katie Gallus, die sich 
seit September als ehrenamtliche Botschafterin der 
DESWOS engagiert. Auch wenn die unhygienischen, 
meist nur behelfsmäßigen Wohnbedingungen in den 
Dörfern südlich von Faisalabad Alltag für die Bauern 
und Tagelöhner sind, eine Verbesserung ihrer Wohn- 
und Lebensverhältnisse ist geboten. Der Lohn als 
Tagelöhner in Ziegelbrennereien oder Landarbeiter 
für Großgrundbesitzer reicht kaum für das tägliche 
Essen. Die tief in der Gesellschaft verankerte Diskri-
minierung von Christen verhindert eine Besserung.

Hin zur Verbesserung der Wohnverhältnisse von 
weiteren Familien ist es ein langer Weg – dafür baut 
die DESWOS 30 weitere aus Backstein gemauerte 
Häuser. Mit Wohnraum, Küche, Veranda und einem 
ummauerten Innenhof mit Toilette und Waschge-
legenheit haben die Häuser eine Größe von 24 m2.

Spenden für menschenwürdiges Wohnen
„Wieviel Quadratmeter weist Ihr Zuhause auf?“, fragt 
Katie Gallus. „Ich kam selber ins Grübeln, als ich an 
die Quadratmeterzahl meiner Wohnung dachte.“ 

Doch wie viel kostet so ein Haus? 1.100 € Spenden 
ermöglichen den Bau eines Hauses; mit 267 € kann 
eine Toilette mit Waschmöglichkeit errichtet wer-

den. Mit „Hilfe zur Selbsthilfe“ bauen die Familien ihr 
eigenes, menschenwürdiges Zuhause. Es ist ein Fun-
dament für mehr Zuversicht und Hoffnung und der 
Chance auf eine bessere und sichere Zukunft. Gallus: 
„Und vielleicht denken Sie bei diesen Zahlen, wie ich, 
an Ihre eigene Miete oder Ihre monatlichen Ausga-
ben? Bitte spenden Sie für die Familien in Chak 412.  
Vielen Dank.“�

Golf baut auf – Hausbau in Chak 412
An dem Netzwerkwochenende beim Dr. Klein Wowi-Cup vom 1. bis 3. 
Oktober 2021 im Hotel Heitlinger Hof in Östringen golfen Sie für den 
guten Zweck. Getreu dem Motto „Golf baut auf“ spenden die Teil
nehmer dieses Benefiz-Golfturniers für das Hausbauprojekt Chak 412. 
Spielen Sie mit!

Weitere Informationen: www.golf.haufe.de 

Spendenmöglichkeit 

Sie können die Deutsche Entwicklungshilfe für soziales Wohnungs-  
und Siedlungswesen jederzeit unterstützen: 
DESWOS  
Sparkasse KölnBonn  
IBAN DE87 3705 0198 0006 6022 21 
Stichwort: Golf baut auf – 2021  
www.deswos.de

Diese Kinder wachsen hoffentlich in eine bessere Zukunft hinein – ohne Unterdrückung. Die neuen, von der  
DESWOS geförderten Häuser für die Familien werden die viel zu beengten Behausungen im Hintergrund ergänzen
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Handwerkerleistungen. Genossenschaftsmitglied 
wurde, wer 400 Reichsmark einbrachte – und 700 
Arbeitsstunden. Gemeinsam wurde ausgeschachtet, 
gehackt und geschippt, die ersten Häuser wurden mit 
direktester Mitwirkung gebaut. Dass man sich kann­
te, miteinander sprach, sich gegenseitig unterstützte, 
brachten die Erfordernisse der Nachkriegszeit und 
der besonderen Situation mit sich. Mitwirkung er­
zeugte geradezu nebenbei Kontakt und Miteinander, 
ohne besonders dafür konzipierte Initiativen und 
Anregungen. 

Mitwirkung und  
Mitbestimmung heute

Wie lässt sich also heute ein aktives Mit­
wirken an und in der Genossenschaft ge­
stalten, wie ein Miteinander der Mitglieder 
realisieren? Natürlich wird im Jahr 2021  
nicht mehr gemeinsam gebaut und nach­
barschaftliche Tauschgeschäfte mit Kartof­
feln, Kaffee und Kinderbetreuung dürften 
so kaum mehr stattfinden. Doch ist der 
„genossenschaftliche Gedanke“ noch zeit­
gemäß? Trifft er überhaupt auf Interesse 
bei den Mitgliedern? 

Der Blick auf die Angebote der Woh­
nungsbaugenossenschaften für ihre Mitglieder zeigt, 
dass viel getan wird in Sachen Förderung des nachbar­
schaftlichen Miteinanders. Es gibt Nachbarschafts­
treffs und -feste, Quartierszentren und Sportgrup­
pen. Das Ziel: Im Mikrokosmos der Genossenschaft 

W o und wie Mitbestim­
mung ausgeübt wird, 
lässt sich in vielen Be­
reichen recht klar um­
reißen: Durch die de­
mokratische Struktur 

von Genossenschaften erfolgt die Beset­
zung der Entscheiderpositionen indirekt 
durch die Mitglieder – hier ist die Mitbe­
stimmung systemimmanent. Doch auch in 
Feldern, die nicht die Organisationsstruk­
tur betreffen, kann Mitbestimmung ausge­
übt werden. Wo und auf welche Weise das geschieht, 
ist je nach Genossenschaft verschieden und hat sich 
im Lauf der Jahrzehnte deutlich verändert. 

Neue Wege zu gehen hat sich hier bewährt, 
wie der Blick auf drei Genossenschaften im Rhein-
Ruhr-Ballungsraum zeigt: Die Düsseldorfer Bau- und 
Spargenossenschaft eG (DüBS), die Mülheimer Woh­
nungsbau eG (MWB) und die Dortmunder Spar- und 
Bauverein eG (Sparbau) verwirklichen die Mitbestim­
mungsmöglichkeit auf verschiedene Weisen.

Komplizierter sieht es heute bei der Verwirkli­
chung des Miteinanders aus – schwieriger als in den 
Entstehungsjahren vieler Wohnungsbaugenossen­
schaften, als die Mitwirkung zum Teil sogar Beitritts­
voraussetzung war. Mitglied der DüBS konnte in den 
Entstehungsjahren der Genossenschaft beispielswei­
se nur werden, wer selbst mitarbeitete am Hausbau. 
Im Gründungsjahr 1946 war in Düsseldorf durch den 
Krieg Wohnraum knapp, ebenso Baumaterial und Fo
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Dr. Sandra Bissels
Gesellschafterin 

Hangele & Bissels  
Organisationsberater 

SCHWALMTAL

Niels Klein
Sprecher des Vorstands 
Düsseldorfer Bau- und 
Spargenossenschaft eG 

DÜSSELDORF

GENOSSENSCHAFT STÄRKEN, MITBESTIMMUNG ORGANISIEREN

Gelebte Gemeinschaft & Beteiligung 
– ein Genossenschaftstraum?

Von Dr. Sandra Bissels, Niels Klein und Cornelia Kleine-Birkenheuer

Miteinander und Partizipation – diese Begriffe verdeutlichen die Besonderheiten 
genossenschaftlicher gegenüber anderen Unternehmensformen der Wohnungs-
wirtschaft. Wie werden Partizipation und genossenschaftliches Miteinander heute 
gelebt? Und welche Rolle spielen digitale Devices? 
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eine Gegenbewegung zur gesamtgesellschaftlichen 
Vereinzelung zu schaffen. Miteinander statt allein, 
gemeinsam statt einsam – so die Bestrebungen.

Die Erfahrungen von DüBS, MWB und Sparbau 
zeigen, dass Mitwirkung und Miteinander keine 
Selbstläufer sind. Nicht alle Angebote werden ge­
nutzt. Nicht jeder will und möchte ein Miteinander, 
wie es die ursprüngliche Idee vom genossenschaftli­
chen Ideal vorgibt. Die DüBS hat deswegen 
im Rahmen einer Mieterbefragung im Jahr 
2019 die Haltungen zu Mitwirkungs- und 
Mitbestimmungsbereitschaft sowie Inter­
esse an einem Miteinander ausgelotet. Die 
Ergebnisse sind erhellend und richtung­
gebend.

Partizipation in der Praxis
Genossenschaftliche Organisationsstruk­
turen sind demokratisch geprägt. Die Mit­
glieder wählen die Vertreter, die Vertreter 
den Aufsichtsrat, der Aufsichtsrat beruft 
den Vorstand. Schon wer von seinem 
Stimmrecht bei den Vertreterwahlen Ge­
brauch macht, bestimmt daher die Geschi­
cke der Genossenschaft mit. Wer sich als Kandidat 
bei der Vertreterwahl oder als Aufsichtsratsmitglied 
aufstellen lässt und gewählt wird, kann entspre­
chend in den jeweiligen Gremien abstimmen oder 
entscheiden. Ein wichtiges Datum dafür ist die all­
jährliche Vertreterversammlung mit Wieder- und 
Neuwahl der Aufsichtsräte, Beschlussfassung über 

Cornelia Kleine-
Birkenheuer

Referentin  
Öffentlichkeitsarbeit 

Düsseldorfer Bau- und 
Spargenossenschaft eG 

DÜSSELDORF

Satzungsänderungen, Verwendung des Bilanzge­
winns, Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat 
und weiteren wesentlichen Tagesordnungspunkten. 

Weil das analoge Abstimmungsprozedere je nach 
Größe der Vertreterversammlung zeitaufwändig ist, 
wendete die Spar- und Bauverein eG in Dortmund 
2019 erstmalig ein in Teilen digitales Verfahren an. 
Die Erfahrungen waren positiv: Bei den Vertretern 
kam der schnelle Klick gut an, es wurden Zeit und 
Nervenkraft geschont. Ein Jahr später wurde, durch 
Corona bedingt, erstmalig ein vollständig digitales 
Verfahren eingesetzt (siehe auch DW 3/2021, S. 58). 

Musik wirkt wie ein Magnet – hier bei einem Nachbarschaftsfest der Sparbau Dortmund

Gemeinsames Tun wirkt verbindend – wie die 
Pflanz- und Aufräum-Aktion „Nachbarschaft  

verschönern“ der DüBS im Sommer 2019
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Auf analogem Weg wird in den Genossenschaf­
ten Mitbestimmung auf vielfältige Weise realisiert. 
Dabei spielen die Vertreter eine wesentliche Rol­
le. Veränderungswünsche, die das Wohnumfeld auf 
baulicher oder auf sozialer Ebene betreffen, werden 
in der Regel durch die Mitglieder über die Vertreter 
an die Genossenschaft herangetragen. Das kann der 
Wunsch nach Räumen für einen Nachbarschaftstreff 
sein oder kleine, den Alltag erleichternde bauliche 
Ergänzungen wie Unterstände für die Fahrräder einer 
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Abb. 1: 

Was bedeutet für Sie genossen­
schaftliches Wohnen?
n = 530; Mehrfachnennungen möglich

90 %

65 %

51 %

42 %

27 %

26 %

15 %

4 %

2 %

Bezahlbare Wohnungen

Sicheres Mietverhältnis 
(keine Eigenbedarfskündigung)

Gute, lebenswerte Wohnungen

Guter Service
Zusammenleben von mehreren 

Generationen (z. B. Senioren-WG, 
Mehrgenerationen-Siedlungen)

Dividende

Gelebte Gemeinschaft/ 
Gemeinsame Aktivitäten

Mitarbeit/eigenes Engagement

Andere

Vertreter einladen. Bei der Sparbau stoßen die „Ver­
treterwerkstätten“ auf gute Resonanz, die zu diesem 
Zweck im vergangenen Jahr eingerichtet wurden. 
Neu eingeführt wurde bei der Dortmunder Genos­
senschaft im September 2020 auch das „Vorstands-
Telefon“ – eine telefonische Sprechstunde, während 
derer der Vorstand direkt angerufen werden kann. 
Gehör finden ist die Vorstufe zur Mitbestimmung. 

Die DüBS setzt beispielsweise seit vielen Jahren 
auf regelmäßige Treffen in lockerer Runde, bei denen 
die Vertreter über Aktuelles informiert werden und 
ihrerseits Anliegen aus der Mitgliedergemeinschaft 
thematisieren können. In der Regel werden die Ver­
treter je eines, höchstens zweier Quartiere auf einmal 
eingeladen. So bleibt der Kreis überschaubar, die Be­
reitschaft, sich zu äußern, ist hoch und das Gesagte 
stößt bei allen Anwesenden auf Interesse: Schließlich 
betreffen die Themen das eigene Wohnumfeld. Im 
weiteren Verlauf, wenn es um die konkrete Planung 
der angeregten Projekte geht, werden die Vertreter 
oder Mieter möglichst stark einbezogen. Wie umzu­
gestaltende Außenanlagen konzipiert werden, wo ge­
nau der sinnvollste Platz für den Fahrradunterstand 
ist, ob Wege bekiest oder an welchen Stellen Wildpar­
ker durch Findlinge behindert werden sollten – klei­
ne, aber konkrete Beispiele für die Mitbestimmung. 

Auch auf übergeordneter Ebene kann Partizipa­
tion realisiert werden. So gab es im Vorfeld der Ent­
scheidung über die Art der Neugestaltung des größ­
ten DüBS-Quartiers in Düsseldorf-Lichtenbroich 
eine umfassende Bewohnerbefragung, deren Ergeb­
nisse in den Entscheidungsprozess eingeflossen sind. 

Miteinander – geht das?
„Wohnungsgenossenschaften treffen den Zeitgeist“, 
so irrlichtert es immer wieder durch Beiträge ein­
schlägiger Medien. Gemeint ist damit nicht nur gutes 
und zugleich erschwingliches Wohnen, sondern auch 
ein Miteinander der Mieter und Genossenschaftsmit­
glieder. Sich gegenseitig helfend und unterstützend, 
mindestens aber sich nachbarschaftlich-freundlich 
begegnend. Ist diese Vorstellung realistisch? Ver­
einzelungstendenzen und Unverbindlichkeits-Hype 
versus genossenschaftliches Miteinander: Die DüBS 
hat eine Mieterbefragung1 durchgeführt, die zeigt, 
wie die Wünsche und Bedürfnisse ihrer Mitglieder 
tatsächlich sind. 

Die Antworten auf die sehr grundsätzliche Frage, 
was genossenschaftliches Wohnen für die Befragten 
bedeutet, zeigten den klaren Schwerpunkt auf dem 
Kernprodukt: gutes, sicheres und bezahlbares Woh­
nen. Gelebte Gemeinschaft und Partizipation haben 
eine deutlich geringere Bedeutung für die Mitglieder 
(siehe Abbildung 1). 

Jedoch zeigt sich bei einer generationenbezoge­
nen Auswertung ein Trend hin zu genossenschaftli­
chen Werten. Die Generation Y (Geburtsjahr 1980-
1995) gewichtet gelebte Gemeinschaft deutlich höher 
als alle anderen Altersgruppen (siehe Abbildung 2). 

Nicht nur die Liebe, auch gute Nachbarschaft geht 
durch den Magen – hier beim gemeinsamen  
Kochen im MWB-Nachbarschaftshaus 2020 

Hausgemeinschaft. Die Mieter wenden sich mit ihren 
Anliegen an ihren Vertreter in den Quartieren, der 
wiederum direkt mit den Mitarbeitern (beziehungs­
weise Aufsichtsrat oder Vorständen) der Genossen­
schaften in Kontakt tritt. Oft werden für das Vortra­
gen und Besprechen von Wünschen und Vorschlägen 
Treffen genutzt, zu denen die Genossenschaften die 
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Auch wenn dieser Trend die Aussicht auf eine an­
dere Entwicklung öffnet, ist das Ergebnis insgesamt 
ernüchternd. Das geringe Interesse am Miteinander, 
an gelebter Gemeinschaft lässt das große Potenzial 
genossenschaftlichen Wohnens ungenutzt: Würde es 
als „Wohnen in einer gelebten Gemeinschaft“ reali­
siert, hätte es das Potenzial zum attraktiven Gegen­
entwurf zu anonymen Wohnformen und der damit 
einhergehenden Vereinsamung. Ein gutes nachbar­
schaftliches Netzwerk könnte die Probleme auffan­
gen, die Überalterung und Singularisierung mit sich 
bringen und den unterstützenden Familienverbund 
teilweise ersetzen. Auf Basis ihrer Interviews mit 
Hamburger Wohnungsgenossenschaften bestätigt 
Dr. Iris Beuerle (2014)  diesen Bedarf.2 Sie stellt aber 
auch fest, dass der Bedarf und die Nutzung entspre­
chender Angebote sehr von der Struktur der Mitglie­
der abhängen.

Ambivalenz
Die DüBS bietet Nachbarschaftstreffs, Feste und ge­
meinsame Aktivitäten an und wirbt aktiv für die 
Teilnahme daran. Angenommen wird das Angebot 
ganz unterschiedlich: Es gibt Hausgemeinschaften, 
die diese Impulse und Rahmenbedingungen nutzen, 
selbständig weiterführen und sich dadurch zu einer 
lebendigen Gemeinschaft entwickeln. In anderen 
Hausgemeinschaften „verpuffen“ die Initiativen.

Ein Grund könnte sein, dass intensiver nach­
barschaftlicher Kontakt nicht immer positiv erlebt 
wird. Einige Studien zeigen, dass lose Beziehungen 
offensichtlich viel mehr zum Wohlbefinden beitragen 

als stark gemeinschaftliche Nachbarschaften (zum 
Beispiel Emmenegger et al., 2016)3. Der Wunsch nach 
Autonomie und unverbindlichen Kontakten scheint 
stärker zu sein als die Vorteile einer starken Nach­
barschaft. Die Mieterbefragung konnte genaueren 
Aufschluss dazu geben: 

Wie die Abbildung 3 auf dieser Seite oben zeigt, 
verneint über die Hälfte der Befragten den Wunsch 
nach mehr Kontakt zu den Nachbarn – sie ist zufrie­
den mit der gegenwärtigen Kontaktintensität, über 
alle Altersgruppen hinweg. Für die andere Hälfte der 
Mieter stellen wir fest: Je jünger die Befragten, umso 
eher äußern sie den Wunsch nach mehr Kontakt zu 
den Nachbarn (44 %).

Auf welche Weise das „Mehr“ an Kontakt erfolgen 
sollte, zeigte die konkrete Abfrage zu verschiedenen 
Angeboten und Aktivitäten (siehe Abbildung 4 auf 
Seite 60): Angebote zur Stärkung der Hausgemein­
schaft und Intensivierung der Nachbarschaft (Feste, 
Flohmärkte, Gesprächskreise etc.) kommen deshalb 
auch nicht bei allen Mietern gut an. Passend zum 
zurückhaltenden Wunsch nach mehr Kontakt zu 
den Nachbarn vor allem von den Mietern über 75 
Jahre finden wir in dieser Altersgruppe auch relativ 
wenig Interesse an den konkreten Angeboten wie 
Interessensgruppen (nur 29 %) oder Hilfestellungen 
im Alltag (44 %).

Über Angebote, Möglichkeitsräume  
und die Bereitschaft

Angebote annehmen, Kurse und Treffen besuchen, die 
genossenschaftsseitig organisiert werden – aber 

Abb. 2: 
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wie steht es mit eigener Aktivität? In ihrer Mieter­
befragung hat die DüBS auch die Bereitschaft, sich 
selbst aktiv einzubringen, gezielt abgefragt (siehe 
Abbildung 5 auf dieser Seite unten). 

Die Befragung zeigt: Insgesamt ist wenig Be­
reitschaft vorhanden, sich für die genossenschaft­
liche Idee aktiv einzubringen – ein Trend, der auch 
von anderen Wohnungsgenossenschaften beklagt 
wird. Diese geringe Beteiligungsbereitschaft wird 
in der Fachliteratur jedoch nicht als grundsätzliche 
Abwendung vom genossenschaftlichen Gedanken 
gesehen, sondern als Verschiebung. Interviews in 
einer Schweizer Wohnungsbaugenossenschaft zei­
gen, dass formelle und fixe Mitwirkungsangebote 
nicht in den Alltag Berufstätiger integrierbar zu sein 
scheinen. Emmenegger, Müller und Nägeli (2016)3 
empfehlen deshalb das Schaffen von Möglichkeits­
räumen anstelle der formalen Mitwirkung in Gremien 
und Körperschaften. Engagement sollte sporadisch, 
selbstorganisiert und themenbezogen möglich sein 
und in weniger abstrakten Bereichen stattfinden, 
etwa in der Hausgemeinschaft oder innerhalb der 
Siedlung. Wenn Engagement, dann bevorzugt auf 
diese Weise: informell, frei gestaltet und bezogen auf 
ein klar umrissenes Thema. 

Die Sparbau berichtet, dass sich in Vierteln mit 
traditionell besonders engem Nachbarschaftsver­
bund viele Treffen und Aktionen ohne jeden Anstoß 
von außen aus der Mieterschaft gebildet haben und 
über Jahre bestehen. Bewährt hat sich für die Spar­
bau die Kooperation mit der Caritas und dem Pla­
nerladen e. V., die Nachbarschaftstreffs „bespielen“ 
und so lebendig halten – aber natürlich auch in der 
Jahresabrechnung auftauchen. Je nach Genossen­
schafts- und Quartiersgröße – allein der Althoffblock 
der Sparbau in Dortmund umfasst rund 2.000 Ein­
heiten – ist dies ein erfolgreiches Konzept.

Alle drei Kriterien (informell, frei gestaltet und 
themenbezogen) erfüllt auch eine Mieterinitiative, die 
sich bei der DüBS mit nur diskreter Unterstützung 
seitens der Sozialarbeiterin der Genossenschaft ge­
bildet hat: In der 100 Einheiten umfassenden Wohn­
anlage Kastanienhöfe haben sich Katzenbesitzer zu 
einer Katzensitting-Gruppe zusammengeschlossen. 
Per WhatsApp schließt man sich kurz und versorgt 
den felligen Vierbeiner eines Nachbarn, wenn dieser 
abwesend ist. 

Genossenschaftliches Miteinander – das ist kei­
ne reine Wunschvorstellung, sondern funktioniert. 
Allerdings muss der geringen Bereitschaft zu Ver­
pflichtung und dem Bedürfnis nach Freiwilligkeit 
Rechnung getragen werden. Der Ansatz, ein Angebot 
von Möglichkeitsräumen zu schaffen, das nur ein ge­
ringes Maß an persönlicher Verpflichtung beinhaltet, 
ist daher erfolgsversprechend. Jedoch: Eigeninitiativ 
und auf eigene Kosten werden Räume nicht ange­
mietet oder das eigene Wohnzimmer zur Verfügung 
gestellt. Ein neutraler Ort ist also Voraussetzung, 
ebenso Kostenfreiheit und je nach Größenordnung Bi
ld

er
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Abb. 3: 
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Abb. 4: 

Welche der möglichen Angebote in Ihrer 
Umgebung würden Sie nutzen?

Feste

Winterdienst

Treppenhausreinigung

Flohmarkt

Hilfestellungen im Alltag

Kulturangebote

Sport- und Bewegungsangebote

Netzwerke/Kontakte

Interessensgruppen 

Nachbarschaftlicher Verleih

Gesprächskreise

60 14 27

59 15 25

3819

41 19 40

36 22 41

4618

31 21 48

26 22 52

54 16 30

14 35

18 40

43

43

52

36

Ja Keine Angabe Nein

Angaben in %, Rundungsdifferenzen möglich

Abb. 5: 
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1 �DüBS-Mieterbefragung: Zeitraum Mai/Juni 2019, Rücklaufquote 34 %.
2 �Beuerle, Iris: Wohnungsgenossenschaften im gesellschaftlichen Wandel. Berlin 

2014.
3 �Emmenegger, Barbara; Müller, Meike und Naegeli, Bettina: Nachbarschaften 

in Wohnbaugenossenschaften: Wohnen zwischen Optionen und Verbindlichkeit. 
In: Dérive. Zeitschrift für Stadtforschung (2016), S. 23-28. 

professionelle Begleitung/„Bespielung“ der Zusam­
menkünfte – so die einheitliche Erfahrung von MWB, 
Sparbau und DüBS.

Mieter oder Genosse?
Als „Einbahnstraße“ wird die Genossenschaftsidee 
allerdings nicht funktionieren. Ihre erfolgreiche Um­
setzung erfordert die Ausrichtung auf gemeinsame 
Ziele, ein Geben und Nehmen aller Beteiligten. Ist die 
Bereitschaft dazu vorhanden? 

Die wohnenden Mitglieder wurden gefragt, wel­
che drei Wünsche sie an die DüBS hätten und außer­
dem, was sie selbst für die DüBS tun könnten – eine 
Frage, die irritiert hat und die eine klare Teilung in 
zwei Grundhaltungen offenbarte: die der „Mieter“ und 
die der „Mitglieder“ beziehungsweise „Genossen“. 
Bei den „Mietern“ reichte der Platz für die Wünsche 
nicht aus, die Frage zur Gegenleistung wurde sogar 
mit weiteren Wünschen an die DüBS beantwortet; 
oder mit dem Hinweis: „Die Gegenleistung besteht 
in der Mietzahlung.“ Von den „Genossen“ dagegen 
kamen Ideen zur Stärkung der Nachbarschaft („bei 
Problemen den Nachbarn helfen“), Ansätze zur Küm­
merer-Rolle („Aufpassen rund ums Haus“, „Augen of­
fen halten“) und Vorschläge zur Mitwirkung auf allen 
Ebenen („Vertreteramt“, „DüBS-App mitentwickeln“, 
„bei Festen helfen“). Ist die Bereitschaft also da, um 
zu nehmen und zu geben? In Teilen der Mieterschaft 
ja, in anderen nicht, so die Erkenntnis. 

Was heißt das für die Genossenschaften? Sie kön­
nen Orte zur Begegnung und Möglichkeitsräume 
schaffen, Initiativen von Mitgliedern unterstützen, die 
die Gemeinschaft fördern und die Kontaktaufnahme 

untereinander erleichtern. Diese Möglichkeiten zu 
nutzen und mit Leben zu füllen, liegt in der Hand 
ihrer Mitglieder. Denn gelebte Gemeinschaft lässt 
sich nicht erzwingen. Aber sie kann wachsen, wenn:
·	� die Genossenschaften weiter attraktive Rahmenbe­

dingungen für das Entstehen guter Nachbarschaften 
schaffen, 

·	� Menschen zusammenkommen, die dieselben Ziele 
und Werte verbinden; darauf kann bei der Aufnah­
me neuer Mitglieder geachtet werden und 

·	� wenn der genossenschaftliche Gedanke gut kom­
muniziert wird und die Mitglieder besser verstehen, 
was genossenschaftliches Wohnen bedeutet. 

Was genossenschaftliches Wohnen bedeutet, for­
mulierte Iris Beuerle (2014: 189) so: „Eine Form des 
Wohnens, die nicht altbacken ist, sondern modern; 
die den Vorzug der Einbindung in eine Gemeinschaft 
hat, die den Einzelnen nicht auf das Engste verpflich­
tet, sondern ihm die Freiheit und Flexibilität lässt, die 
er möchte – und braucht“.�  
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B isher sind große kapitalmarktorientierte 
Unternehmen sowie Kreditinstitute und 
Versicherungen seit 2017 zur nichtfinan­
ziellen Berichterstattung verpflichtet. 
Die Berichterstattung kann entweder 
im Lagebericht oder auch 

alternativ außerhalb des Lageberichts in 
einem gesonderten nichtfinanziellen Be­
richt abgegeben werden. Im Rahmen der 
Jahresabschlussprüfung ist lediglich zu 
prüfen, ob die nichtfinanzielle Erklärung 
beziehungsweise der gesonderte nicht­
finanzielle Bericht vorgelegt wurden. In 
der Praxis bestehen seit Umsetzung der 
CSR-Richtlinie Unsicherheiten bezüglich 
der Auswahl von relevanten Informatio­
nen und der inhaltlichen Ausgestaltung der 
nichtfinanziellen Erklärung.

Die Überarbeitung der EU-Richtlinie 
zur Nachhaltigkeitsberichterstattung (vor­
mals nichtfinanzielle Berichterstattung) 
soll diese Lücken nun schließen und die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung mit dem Europä­
ischen Green Deal in Einklang bringen.

Folgende Punkte sind im Entwurf der CSR-Richt­
linie geplant:
·	� Unternehmen, die zwei von drei Kriterien erfüllen – 

mehr als 250 Mitarbeiter, mehr als 40 Mio. € Umsatz 
oder mehr als 20 Mio. € in der Bilanz – würden zu­
künftig in die Berichterstattungspflicht einbezogen 
werden

·	� Ort der Berichterstattung soll zwingend der Lage­
bericht werden

·	� verpflichtende prüferische Durchsicht der Nach­
haltigkeitsberichterstattung

·	� vorgeschriebenes digitales Format (ESEF-Format) 
für Jahresabschluss und Lagebericht

Im Ergebnis bedeutet die Ausweitung des Gel­
tungsbereichs der CSR-Richtlinie, dass alle großen 
Unternehmen im Sinne des § 267 HGB von der Re­
gelung erfasst wären.

Nachhaltigkeitsberichterstattung:  
Welcher Standard ist künftig anzuwenden? 

Bisher gibt es auf internationaler und europäischer 
Ebene keinen einheitlichen Standard zur Nachhaltig­
keitsberichterstattung. Nach dem Richtlinienentwurf 
plant die EU-Kommission, bis zum 31. Oktober 2022 
verpflichtende (einheitliche) Standards für die Nach­
haltigkeitsberichterstattung vorzulegen. 

Dazu gibt es eine Reihe von Bestrebungen, einen 
international anerkannten Standardsetter für die 
nichtfinanzielle Berichterstattung zu schaffen. So ist 
in der Diskussion, unter dem Dach der IFRS Foun­
dation ein Sustainability Standards Board (SSB) zu 
schaffen, das für die Entwicklung globaler Nachhal­
tigkeitsstandards zuständig sein soll. Darüber hinaus 
hat auch die EU-Kommission die European Financial 
Reporting Advisory Group (EFRAG) damit beauftragt, 
erste Vorarbeiten für die Entwicklung eines nicht­
finanziellen Berichtsstandards auf europäischer Ebe­
ne zu leisten. Dies soll aber nur eine Zwischenlösung 

BILANZ- UND STEUERWISSEN – AKTUELLES AUS DEN PRÜFUNGSORGANISATIONEN DES GDW

Nachhaltigkeitsbericht – 
Pflicht oder Kür?
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Von Christian Gebhardt

Die EU-Kommission plant, den Geltungsbereich 
der Corporate Sustainability Reporting Directive 
(CSRD) auf alle großen Unternehmen auszuweiten. 
Nachhaltigkeitsinformationen sollen dann ver-
pflichtender Bestandteil des Lageberichts werden. 
Was kommt auf die Wohnungsunternehmen zu?
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sein, sofern die Etablierung weltweiter Standards 
unter dem Dach der IFRS-Stiftung nicht kurzfristig 
realisiert werden kanen. 

Obwohl eine Standardisierung der Nachhaltig­
keitsberichterstattung grundsätzlich zu befürworten 
ist, besteht die Gefahr, dass bisher nicht berichts­
pflichtige Unternehmen sowohl vom Umfang der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung als auch vom zeit­
lichen Umsetzungsplan überfordert sein könnten. 
Darüber hinaus muss bei der Umsetzung auf die Situ­
ation der Unternehmen geachtet werden, die bereits 
heute einen Nachhaltigkeitsbericht auf der Grundlage 
von nationalen Standards erstellen. In Deutschland 
hat sich der Deutsche Nachhaltigkeitskodex (DNK) 
als ein besonders geeignetes und praxisgerechtes 
Rahmenwerk erwiesen. 

Eine wesentliche Forderung des GdW ist es da­
her, dass unterhalb der Berichtspflichten für kapi­
talmarktorientierte Unternehmen (ähnlich wie bei 
den IFRS- und HGB-Bilanzierungsanforderungen) für 
große (nicht kapitalmarktorientierte) Unternehmen 
es auch zulässig sein muss, nationale Standards wie 
den DNK anzuwenden.

Der DNK: geeignetes Instrument zur  
Nachhaltigkeitsberichterstattung

Der DNK bietet für die Nachhaltigkeitsberichter­
stattung eine klare Fokussierung auf Wesentlichkeit 
und Transparenz. Er beschreibt die Mindestanfor­

derungen für Unternehmen, was unter Nachhaltig­
keitsgesichtspunkten zu berichten ist, und erfüllt die 
Anforderungen der bisherigen CSR-Richtlinie. 

Um den DNK zu erfüllen, erstellen Anwender eine 
Erklärung zu den 20 DNK-Kriterien und den ergän­
zenden nichtfinanziellen Leistungsindikatoren, die 

Grundlage der  
Nachhaltigkeitsberichterstattung
Unternehmen werden zunehmend nicht mehr ausschließlich auf Basis 
ihrer Finanzdaten bewertet. Die sogenannten Stakeholder verlangen 
vielmehr nichtfinanzielle Informationen als Grundlage für ihre Entschei-
dungen, sodass diese einen immer wichtigeren Bereich der Unterneh-
menskommunikation bilden. Die Stakeholder legen ihren Beurteilungen 
und Entscheidungen beispielsweise auch soziale und umweltbezogene 
Determinanten zugrunde. Vor diesem Hintergrund wurde 2014 die EU-
Richtlinie zur Veröffentlichung nichtfinanzieller Informationen erlassen, 
die mit dem CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz 2017 (CSR-RUG) in natio-
nales Recht transformiert wurde. 
Im Zusammenhang mit der Strategie der EU-Kommission, die Klimaziele 
für Unternehmen insbesondere auch über Berichterstattungspflichten und 
den Umbau zu einem nachhaltigen Finanzsystem durchzusetzen, erfolgt 
nun eine deutliche Ausweitung des Anwenderkreises der CSR-Richtlinie. 
Allein in Deutschland wird der Kreis der berichtspflichtigen Unternehmen 
von rund 500 auf circa 15.000 Unternehmen ansteigen. 

Nachhaltigkeitsinformationen sollen laut Vorstellungen der EU-Kommission verpflichtender Bestandteil des  
Lageberichts werden. Auch eine prüferische Durchsicht der Nachhaltigkeitsberichterstattung soll Pflicht werden
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noch im Kalenderjahr 2021 verabschiedet werden. Bis 
Ende 2022 müssen die Mitgliedsstaaten die Vorgaben 
in nationales Recht umsetzen. Die Berichtspflicht 
soll für Nachhaltigkeitsberichte gelten, die ab dem 
1. Januar 2024 veröffentlicht werden. Die Änderun­
gen würden dann bereits die Berichtsperiode 2023 
betreffen. 

Fazit
Die EU-Kommission stärkt durch ihren aktuellen 
Richtlinienentwurf die Bedeutung der Nachhaltig­
keitsberichterstattung. Zukünftig werden die be­
richtspflichtigen Unternehmen die Generierung von 
Nachhaltigkeitsinformationen noch stärker in die 
bestehenden Prozesse zur Finanzberichterstattung 
integrieren müssen. Ort der Berichterstattung wird 
der Lagebericht sein.

Die Anforderungen an den „Rechnungsleger“ 
(und auch den Prüfer) steigen durch die Vorgaben 
der CSR-Richtlinie deutlich an. Kenntnisse im Be­
reich Nachhaltigkeitsberichterstattung und CO2-
Bilanzierung gehören zukünftig zum Rüstzeug des 
Rechnungswesens.

Die regionalen Prüfungsverbände der Woh­
nungs- und Immobilienwirtschaft und ihre nahe­
stehenden Wirtschaftsprüfungsgesellschaften un­
terstützen gern bei Fragen rund um die Themen 
Nachhaltigkeitsstrategie und Nachhaltigkeitsbe­
richterstattung.�

aus den umfassenden Berichtsrahmen der Global Re­
porting Initiative (GRI) und der European Federation 
of Financial Analysts Societies (EFFAS) ausgewählt 
wurden. Der DNK wird zudem von vielen Anwendern 
als Managementinstrument genutzt. Anhand der Kri­
terien lassen sich die Nachhaltigkeitsaktivitäten im 
Unternehmen strukturieren und operationalisieren. 
Ein wesentlicher Bestandteil der Berichterstattung 
ist die CO2-Bilanzanzierung.

Gemeinsam mit dem Rat für Nachhaltige Ent­
wicklung (RNE), dem Arbeitskreis großer Wohnungs­
unternehmen (AGW) und dem GdW wurde 2014 eine 
auf die Wohnungswirtschaft ausgerichtete branchen­
spezifische Ergänzung des Deutschen Nachhaltig­
keitskodex entwickelt und den Wohnungsunterneh­
men zur Verfügung gestellt.

Welcher Zeitplan ist für  
die Umsetzung vorgesehen?

Der Zeitplan für die Umsetzung der Änderungen ist 
sehr ambitioniert: Der Vorschlag soll voraussichtlich 
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Weitere Informationen: www.gdw-pruefungsverbaende.de

Leitfaden zur branchenspezifischen Ergänzung des 
Deutschen Nachhaltigkeitskodex

Mit dem Leitfaden liegt ein maßgeschneidertes  
Instrument vor, mit dem auch kleine und mittlere 
Wohnungsunternehmen ihre Nachhaltigkeitsstra
tegien darstellen können. Er stellt eine Richtschnur  
zur Beantwortung der DNK-Kriterien dar.

Bestellmöglichkeit: bestellung@gdw.de 
Download: www.gdw.de

Nachhaltigkeitsberichterstattung – Kriterien (Auswahl)

Schonende Inanspruchnahme 
natürlicher Ressourcen/ 
Förderung von Biodiversität

Vielfalt und Chancen­
gerechtigkeit/attraktiver 
Arbeitgeber

Gemeinwohlorientierung/ 
Wahrung der Menschenrechte

Bezahlbares Wohnen/ 
ganzheitliche Quartiers­

entwicklung

Erneuerbare  
Energien/ 
Klimarelevanz von  
Maßnahmen 

Governance und  
Compliance/  

verbindliche Regeln  
und Prozesse

Wesentlichkeit/ 
langfristige Wertschöpfung

Transparenz/Beteiligung von 
Anspruchsgruppen

Kriterien





Kaufmännischer Vorstand (m/w/d)
Wohnungsgenossenschaft Rostock-Süd eG
Rostock
Job-ID 022513507

Vorstandsmitglied (m/w/d)
CAWG eG über ifp | Personalberatung  
Managementdiagnostik
Chemnitz
Job-ID 022245331

Bereichsleitung (m/w/d) Kundenservice 
und Bestandsmanagement
Wohnbau Gießen GmbH
Gießen
Job-ID 022389932

Hauptamtliches kaufmännisches  
Vorstandsmitglied (w/m/d)
Wohnungsgenossenschaft Köln-Süd eG
Köln
Job-ID 022313333

Technischer Vorstand (m/w/d)
Wohnungsbaugenossenschaft Oelsnitz/ 
E. eG über DOMUS Consult Wirtschafts
beratungsgesellschaft mbH
Raum Oelsnitz/Erzgebirge
Job-ID 022527906

Strategische(r) Projektleiter/-in  
als Steuerungsunterstützung für die 
Leitung Projektentwicklung (m/w/d)
Gewofag Holding GmbH
München
Job-ID 022575690

Projektleiter (m/w/d) MSR/Gebäude-
automation
Caverion Deutschland GmbH
Dresden
Job-ID 022584791

Fachbereichsleitung (m/w/d)  
Bauen und Umwelt
Gemeinde Halstenbek
Halstenbek
Job-ID 022303249

Property Data Consultant (m/w/d)
Jones Lang LaSalle SE (JLL)
München
Job-ID 022790058

Bauingenieurin/Bauingenieur,  
Architektin/Architekt (w/m/d) für die 
Kostenkalkulation von Bauvorhaben
Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW
Bielefeld, Düsseldorf
Job-ID 022848259

Risikoingenieur (m/w/d) Sicherheits-
technik Sach
Concordia Versicherungsgesellschaft a.G.
Hannover
Job-ID 022569722

Job-ID eingeben und bewerben!

Einfach auf www.stellenmarkt.haufe.de  
die gewünschte Job-ID eintippen und  
Sie gelangen direkt zu Ihrem gewünschten 
Stellenangebot. 

Finden Sie aktuelle Stellenangebote unter www.stellenmarkt.haufe.de

berufsgruppe wohnungs- und immobilienwirtschaft

Sie möchten eine Stellenanzeige  
aufgeben?

Ihr Ansprechpartner:  
Alexander Mahr 
Tel. 0931 2791-452 
stellenmarkt@haufe.de

Finden statt suchen – 
Jobs für fach- und führungskräfte
–
Haufe Stellenmarkt

Buchungsschluss für die nächste Ausgabe ist am 06. August 2021
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schon gewusst?
–
Mit dem stellenmarkt 
von Haufe ...

…erreichen Sie passiv suchende 
Bewerber, die tiefes 
Branchen-Know.how besitzen.
Finden statt Suchen – 
Jobs für Fach- und Führungskräfte

Hier � nden:
www.stellenmarkt.haufe.de

Die Gebausie Gesellschaft für Bauen und Wohnen 
GmbH der Stadt Brühl ist die kommunale Wohnungs­
baugesellschaft in der Schlossstadt Brühl. Wir wachsen 
weiter und suchen im Zuge unserer Unternehmensent­
wicklung zum nächstmöglichen Zeitpunkt in Vollzeit 
für ein unbefristetes Arbeitsverhältnis einen…

Projektmanager Real Estate 
(m/w/d)

in Vollzeit (37 Std./Woche) oder Teilzeit

Ihre vielseitigen Aufgaben
•  Planung, Koordination und Realisierung von Sonder­

projekten
• Digitalisierung der Geschäftsprozesse
•  Wirtschaftlichkeitsberechnungen und die wirtschaft­

liche Projektsteuerung von Bauvorhaben
• Steuerung von internen und externen Schnittstellen
•  Analyse und Optimierung von Unternehmensprozes­

sen zur Effizienzsteigerung

Ihr Profil
•  Erfahrung in der Projektarbeit – idealerweise ergänzt 

um Kenntnisse in der Immobilienwirtschaft
•  Erfolgreich abgeschlossenes Studium der Wirt­

schaftswissenschaften, Wirtschaftsingenieurwesen 
oder vergleichbare Qualifikation

•  Analytische und unternehmerische Denkweise, 
Be geisterung für komplexe Themen

•  Gute Kenntnisse im Rechnungswesen bzw. Control­
ling

• Bilanzierungskenntnisse nach HGB
•  Ausgeprägte Kommunikationsfähigkeit und Team­

geist
•  Flexibles Zeit­ und Selbstmanagement sowie eine 

hohe Motivation, die Projektziele voranzubringen

Das bieten wir
•  Eine interessante und abwechslungsreiche Tätigkeit 

mit hoher Eigenverantwortung
•  Förderung und Unterstützung der fachlichen und 

persönlichen Entwicklung
•  Flexible Arbeitszeitgestaltung und die Möglichkeit 

zum mobilen Arbeiten
•  Attraktive Konditionen im Rahmen des wohnungs­

wirtschaftlichen Tarifvertrags und betriebliche 
Alters vorsorge

• Firmenlaptop und Diensthandy

Haben wir Ihr Interesse geweckt? Dann bewerben Sie 
sich unter Angabe Ihres frühesten Eintrittstermins 
und Ihrer Gehaltsvorstellung mit einer PDF-Datei per 
E-Mail an bewerbung@gebausie.de. Ihr Ansprechpart­
ner ist Herr Kliesch.

gebausie-bruehl.de

Die Baugenossenschaft Mietervereinigung Mannheim eG ist eine 
Genossenschaft mit langer Tradition, die sich der sozialen Wohn-
raumversorgung ihrer Mitglieder verpflichtet fühlt. Sie verwaltet 
aktuell knapp 550 Wohnungen im Stadtgebiet von Mannheim. 
Im Zuge einer geplanten Nachfolgeregelung suchen wir einen haupt-
amtlichen

Kaufmännischen Vorstand (m/w/d)
Sie sind verantwortlich für die operative Geschäftsführung, die 
Vertretung der Genossenschaft sowie die strategische erfolgreiche 
Weiterentwicklung des Unternehmens. Ein nebenamtlicher Vor-
standskollege unterstützt Sie bei Ihren Aufgaben.

Ihre Qualifikation:
•  Kaufmännisches Studium oder eine vergleichbare Qualifikation 

mit Bezug zur Wohnungswirtschaft
•  Berufs- und Führungserfahrung in der Wohnungswirtschaft,  

idealerweise in einer Genossenschaft
•  Bautechnisches Verständnis
•  Sicherer Umgang mit ERP-Programmen und digitalen Tools
•  Führungskompetenz und sehr gutes Kommunikationsverhalten
•  Team- und Kooperationsfähigkeit

Wir bieten eine langfristige Position mit viel Gestaltungsspielraum 
sowie eine angemessene außertarifliche Vergütung in Anlehnung an 
den Tarif der Wohnungswirtschaft.
Weitere Informationen finden Sie unter www.personal-plus.de.
Interessiert? Dann senden Sie bitte Ihre Bewerbung bis spätestens 
31. August 2021 an die von uns beauftragte Personalberatung.

Personal-Plus 
Frau Ulrike Schmatz
Anthoniweg 1, 34131 Kassel
Tel.: 0561-574 33 02 
info@personal-plus.de
www.personal-plus.de



Hier � nden:
www.stellenmarkt.haufe.de

Finden statt Suchen: 
jobs für fach- und 
führungskräfte

im haufe stellenmarkt   
� nden Sie die passenden Jobs in den Bereichen Immobilien, 
Wohnungswirtschaft, Finanzierung u.v.m.  

führungskräfte
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Urteile

Aus dem Beschluss
Zum Anspruch auf Herausgabe der 
Ehewohnung nach Rechtskraft der 
Scheidung. 

Bedeutung für die Praxis
Ein Ehegatte kann verlangen, dass 
ihm der andere Ehegatte anlässlich 
der Scheidung die Ehewohnung über­
lässt, wenn er auf deren Nutzung un­
ter Berücksichtigung des Wohls der 
im Haushalt lebenden Kinder und der 
Lebensverhältnisse der Ehegatten in 
stärkerem Maße angewiesen ist als der 
andere Ehegatte oder die Überlassung 
aus anderen Gründen der Billigkeit 
entspricht. Ob es sich noch um eine 
Ehewohnung im Sinne des § 1568 a BGB 
handelt, ist nach der Situation im Zeit­
punkt der Rechtskraft der Eheschei­
dung und nicht bezogen auf den Zeit­
punkt der die Wohnung betreffenden 
Entscheidung zu beurteilen.
Soweit der Rechtsprechung des BGH 
zur früheren Hausratsverordnung 
Abweichendes entnommen werden 
konnte, hält der BGH hieran für die 
gegenwärtige Rechtslage nicht mehr 
fest. Ferner erkennt der BGH darauf, 
dass der Anspruch auf Überlassung der 
Ehewohnung ein Jahr nach Rechts­
kraft der Ehescheidung erlischt, wenn 
er nicht vorher rechtshängig gemacht 
worden ist. Die Anwendbarkeit der 
§§ 1361 b, 1568 a BGB bewirkt eine 
Sperrwirkung für andere Anspruchs­
grundlagen, insbesondere für einen 
Herausgabeanspruch aus § 985 BGB. 
� HO

BGH, Beschluss vom 10.3.2021, XII ZB 243/20  

BGB §§ 985, 1568 a 

Aus dem Urteil
Für die Ermittlung der Einzelver­
gleichsmiete stehen dem Tatrichter 
verschiedene Ansätze zur Verfügung. 

Bedeutung für die Praxis
Einem sachverständig beratenen Tat­
richter stehen, wenn sich nach der 
stets erforderlichen Berücksichtigung 
von Qualitätsunterschieden in den 
Wohnwertmerkmalen der zum Ver­
gleich herangezogenen Wohnungen 
noch eine breite Marktstreuung er­
gibt, verschiedene Ansätze für die Er­
mittlung der Einzelvergleichsmiete zur 
Verfügung. Lassen sich Besonderheiten 
bei der Verteilung der Vergleichsmie­
ten – etwa in Form einer auffälligen 
Häufung der Vergleichsmieten um ei­
nen kleinen Wert herum – nicht fest­
stellen, kann es angemessen sein, auf 
den arithmetischen Mittelwert abzu­
stellen.
Der BGH lässt unbeanstandet, dass 
der zu Rat gezogene Sachverständige 
zunächst unter Anwendung des Ver­
gleichswertverfahrens die Bandbreite 
der ortsüblichen Vergleichsmiete für 
die zu bewertende Wohnung ermit­
telt und sodann ausgehend von dem 
arithmetischen Mittelwert mit Hilfe 
einer „Nutzwertanalyse auf Basis der 
wissenschaftlichen Zielbaummethode“ 
eine wertmäßige Einstufung vorge­
nommen hatte. Die von der Revision 
vermisste Bestimmung des „breiten 
Mittelfelds“ der Vergleichsmieten war 
bei dieser Vorgehensweise nach Auf­
fassung des BGH nicht erforderlich. 
� HO

BGH, Urteil vom 28.4.2021, VIII ZR 22/20  

BGB §§ 558, 558 c, 558 d 

Ehewohnung Ermittlung der  
Einzelvergleichsmiete

Dr. Olaf Riecke
WEG-RECHT

olaf@riecke-hamburg.de 
www.riecke-hamburg.de

RA Heiko  
Ormanschick

MIETRECHT
kanzlei@ormanschick.de 

www.ormanschick.de

MIETRECHT

69	 Ehewohnung
69	 Ermittlung der  
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70	 �Zeitpunkt der Ermittlung der 

ortsüblichen Vergleichsmiete
70	 Indexmiete im Wohnraum-		
	 mietvertrag

WEG-RECHT

70	 Ablauf der Bestellungszeit  
	 während des Anfechtungs-		
	 prozesses
71	 �Doppelt korrigierte  

Jahresabrechnungen
71	 Beschlussanfechtung aus der 		
	 Zeit vor dem 1.12.2020
71	� Pflicht zur Einholung von  

Alternativangeboten
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Aus dem Urteil
Der BGH befasst sich mit der Frage der 
wirksamen Vereinbarung einer Index­
miete und der Geltendmachung einer 
hierauf gestützten Mietänderung. 

Bedeutung für die Praxis
Vertragsparteien können schriftlich 
vereinbaren, dass die Miete durch den 
vom Statistischen Bundesamt ermit­
telten Preisindex für die Lebenshaltung 
aller privaten Haushalte in Deutsch­
land – Verbraucherpreisindex für 
Deutschland (VDI) – bestimmt wird 
(Indexmiete). Dabei kann dahinste­
hen, ob die formularvertragliche Ver­
einbarung einer Indexmiete als eine 
die Miethöhe unmittelbar regelnde 
Bestimmung und damit nicht kon­
trollfähige Preishauptabrede oder als 
Preisnebenabrede anzusehen ist.
Die Indexklausel ist auch nicht wegen 
der fehlenden Angabe eines Basisjahres 
des Verbraucherpreisindexes intrans­
parent. Dieses gilt jedenfalls für eine 
Indexmietvereinbarung, bei welcher 
die Mietentwicklung an die prozentu­
ale Änderung des Verbraucherpreisin­
dexes geknüpft ist. Zum einen verlangt 
der Wortlaut des § 557 b Abs. 1 BGB eine 
solche Festlegung nicht. Überdies wäre 
bei der vorliegend vereinbarten Pro­
zentklausel die Festlegung eines Ba­
sisjahres im Mietvertrag für die spätere 
Berechnung der Mietänderung, anders 
als bei einer sogenannte Punkteklau­
sel, bei welcher maßgebend ist, ob die 
Indexentwicklung einen bestimmten 
Punktwert erreicht hat, unerheblich. 
� HO

BGH, Urteil vom 26.5.2021, VIII ZR 42/20  

BGB § 557b

Aus dem Beschluss
Das Rechtsschutzinteresse des Anfech­
tungsklägers fällt im laufenden Verfah­
ren nicht generell mit dem Ablauf von 
Bestellungszeitraum und Vertragslauf­
zeit des Verwalters nachträglich weg, 
sondern nur ausnahmsweise, wenn ein 
Erfolg der Klage den Wohnungseigen­
tümern oder der Gemeinschaft keinen 
Nutzen mehr bringen kann (vgl. BGH 
ZMR 2020, 206). 
Auch bei einer vorgezogenen Wieder­
wahl sind existente Alternativangebo­
te, die schon wegen der Zerstrittenheit 
der Sondereigentümer hier notwendig 
waren, rechtzeitig den Abstimmenden 
zur Kenntnis zu bringen.

Bedeutung für die Praxis
Die Beschlüsse zur Bestellung oder Ab­
berufung eines Verwalters können seit 
1.12.2020 nicht mehr vom Verwalter, 
aber von jedem Eigentümer angefoch­
ten werden. Wird nun ein Verwalter 
nicht auf mehrere Jahre, sondern zum 
Beispiel in Anlehnung an § 309 Nr. 9 a 
BGB nur für zwei Jahre bestellt, ist 
es wahrscheinlich, dass während des 
Rechtsstreits die Bestellungszeit en­
den könnte, wenn das Verfahren nur 
hinreichend verzögert wird. Dies hat 
jetzt für das Anfechtungsverfahren in 
der Regel keine Bedeutung mehr.
Auch wenn man nichts von der Einho­
lung mehrerer Alternativangebote hält 
(vgl. jüngst Küttner, ZMR 2021, 285 ff.), 
so müssen doch bereits existierende 
Alternativangebote deutlich vor der 
Versammlung, am besten mit der Ein­
ladung, allen Eigentümern vorgelegt 
werden.� OR

LG Frankfurt/M, Beschluss vom 25.2.2021,  

2-13 S 23/20 | WEG a. F. §§ 21, 26, 43 Nr. 4

Aus dem Urteil
Zum maßgeblichen Zeitpunkt für 
die Ermittlung der ortsüblichen Ver­
gleichsmiete. 

Bedeutung für die Praxis
Der BGH bestätigt seine Rechtspre­
chung, wonach die Gerichte grund­
sätzlich auch dann zur Bestimmung 
der ortsüblichen Vergleichsmiete be­
rechtigt sind, ein von der beweisbelas­
teten Partei angebotenes Sachverstän­
digengutachten einzuholen, wenn ein 
Mietspiegel vorliegt, der tabellarisch 
Mietspannen ausweist und zusätzlich 
eine Orientierungshilfe für die Span­
neneinordnung enthält. Das gilt bei 
solchen Mietspiegeln nicht nur in den 
Fällen, in denen zwischen den Parteien 
Streit über die Voraussetzungen für 
das Eingreifen beziehungsweise die 
Reichweite einer dem Mietspiegel ge­
gebenenfalls zukommenden Vermu­
tungs- oder Indizwirkung herrscht, 
sondern unabhängig davon in der Re­
gel auch dann, wenn die ortsübliche 
Vergleichsmiete unstreitig innerhalb 
der für das einschlägige Mietspiegel­
feld ausgewiesenen Spanne liegt und 
deshalb lediglich die Einordnung der 
konkreten Einzelvergleichsmiete in 
dieser Spanne einer Erklärung bedarf.
Maßgebend für die Ermittlung der 
ortsüblichen Vergleichsmiete ist der 
Zeitpunkt, zu dem das Erhöhungsver­
langen dem Mieter zugeht und nicht 
der Zeitpunkt, ab dem der Mieter die 
erhöhte Miete gegebenenfalls schuldet. 
Die nach § 558 Abs. 2 BGB a. F. maß­
gebliche Vierjahresfrist erstreckt sich 
demnach vom Zugang des Erhöhungs­
verlangens an vier Jahre zurück. � HO

BGH, Urteil vom 26.5.2021, VIII ZR 93/20 

BGB §§ 558, 558c, 558d

Indexmiete im Wohn-
raummietvertrag

Ablauf der Bestel-
lungszeit während 
des Anfechtungs
prozesses

Zeitpunkt der Ermitt-
lung der ortsüblichen 
Vergleichsmiete
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Aus dem Beschluss
Neue gesetzliche Regelungen dür­
fen nicht rückwirkend bei der Beur­
teilung von Beschlüssen angewandt 
werden, die vor der Rechtsänderung 
am 1.12.2020 gefasst wurden; die Gül­
tigkeit solcher Beschlüsse ist vielmehr 
auf der Grundlage der im Zeitpunkt der 
Beschlussfassung geltenden Rechtsla­
ge zu beurteilen (vgl. BGH, ZMR 2009, 
296 zur WEG-Novelle 2007 sowie El­
zer, in: Skauradszun/Elzer/Hinz/Riecke 
(SEHR), Die WEG-Reform 2020, § 15, 
Rn. 2 f., m. w. N.).
Im Beschlussweg können einem Eigen­
tümer auch nicht teilweise bestehende 
Ansprüche genommen werden, etwa 
durch Begrenzung eines Kostenerstat­
tungsanspruchs der Höhe nach. 
Das Recht zum Nachverhandeln eines 
Angebotes in mehrfachen Punkten 
sowie das Streichen von Positionen 
nach Rücksprache mit dem Architek­
ten steht originär nur den Eigentümern 
zu; es kann nicht delegiert werden.

Bedeutung für die Praxis
Ebenso wenig wie die Wohnungsei­
gentümer die Kompetenz haben, im 
Beschlussweg Leistungspflichten zu 
begründen, können sie einem ande­
ren Eigentümer einen bestehenden An­
spruch durch Beschluss nehmen oder 
auch nur beschränken beziehungswei­
se kürzen.
Bei Beschlüssen, die Rechte der Eigen­
tümerversammlung an Dritte delegie­
ren, müssen zumindest die Eckpunkte 
präzise vorgegeben und die Gestal­
tungsfreiheit des Dritten begrenzt 
werden.� OR

AG Hamburg-St. Georg, Beschluss vom 

23.4.2021, 980b C 27/20  

WEG n. F. § 48; WEG a. F. §§ 23, 43 Nr. 4, 46

Aus dem Urteil
Wenn über neue korrigierte Zweitab­
rechnungen Beschluss gefasst werden 
soll, dann genügt es nicht, überholte 
Zweitabrechnungen mit der Einladung 
zu versenden und nur den anwesen­
den Eigentümern auf der Versammlung 
die Neufassungen der Abrechnungen 
vorzulegen. Wenn dann auch im Be­
schlusstenor der Text der inhaltlich 
abweichenden Einladung wiederholt 
wird, verstößt auch der Beschluss 
selbst gegen den Bestimmtheitsgrund­
satz.

Bedeutung für die Praxis
Wenn ein TOP zu eng gefasst angekün­
digt wird, scheidet eine weitergehende 
oder andere Beschlussfassung aus.
Wurde ein TOP „Genehmigung der 
Jahresabrechnung“ nach dem bis 
30.11.2020 geltenden Recht angekün­
digt und existieren Zweit- und Dritt­
abrechnungen, so muss sich aus dem 
Beschluss selbst – für Dritte erkenn­
bar – ergeben, welche Abrechnung Be­
schlussgegenstand war. Bestimmtheit 
ist insbesondere vonnöten, wenn beim 
Beschließen der Jahresabrechnung 
noch Änderungen erfolgten (LG Mün­
chen I, Urteil vom 19.4.2017, 1 S 6728/16, 
ZMR 2017, 583). Beim Beschluss über 
die Jahresabrechnung bedurfte es ent­
weder einer Bezugnahme auf die dem 
Protokoll (Niederschrift) anliegende 
Gesamtabrechnung und die Einzel­
abrechnungen oder die Abrechnung 
musste durch Datumsangabe präzise 
beschrieben werden (vgl. AG Dort­
mund ZMR 2016, 401).� OR

AG Suhl, Urteil vom 10.3.2021, 1 C 144/19 

WEG a. F. §§ 16, 21, 23, 43 Nr. 8, 48 Abs. 4

Aus dem Urteil
Es ist seit langem anerkannt – und 
daran hat sich auch infolge der No­
vellierung des Wohnungseigentums­
gesetzes mit Wirkung zum 1.12.2020 
nichts geändert –, dass vor einer Be­
schlussfassung über kostenintensive 
Erhaltungsmaßnahmen mehrere Al­
ternativangebote einzuholen sind. Die 
Pflicht zur Einholung von Alternativan­
geboten gilt auch bei Folgeaufträgen, 
die Anzahl der einzuholenden Angebo­
te ist aber nicht starr festgelegt.

Bedeutung für die Praxis
Der Verwalter muss bei fehlenden 
Angeboten alternativ dartun, welche 
Maßnahmen er vor der Versammlung 
bereits ergriffen hat, um den Eigentü­
mern eine ermessensfehlerfreie Ent­
scheidung, die auf einer ausreichen­
den Tatsachengrundlage basiert, zu 
ermöglichen. Gegebenenfalls sind die 
Sondereigentümer aufzufordern, selbst 
Vergleichsangebote zu beschaffen.
Auch wenn es derzeit wegen der ho­
hen Nachfrage und der Auslastung der 
(Handwerks-)Unternehmen durchaus 
nicht leicht ist, mehrere Angebote von 
Fachunternehmen einzuholen, recht­
fertigt dies nicht eine dies antizipie­
rende völlige Untätigkeit des Verwal­
ters.� OR

AG Hamburg-St. Georg, Urteil vom 23.4.2021, 

980b C 33/20 | WEG a. F. §§ 21 Abs.4, 43 Nr. 4

Beschlussanfechtung 
aus der Zeit vor dem 
1.12.2020

Doppelt korrigierte 
Jahresabrechnungen 

Pflicht zur Einholung 
von Alternativange-
boten
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ZAHL DES MONATS

Mehr als ein Dach 
über dem Kopf
13 % der Mieter in Deutschland haben während der 
Corona-Pandemie zusätzliche Unterstützung durch 
ihren Vermieter erfahren. Dabei lag der Anteil 
bei kommunalen Wohnungsunternehmen sowie 
Genossenschaften höher als bei anderen Vermie-
tern, wie das Beratungsunternehmen Analyse & 
Konzepte Immoconsult herausgefunden hat. Wenn 
Zahlungsschwierigkeiten auftraten, gewährten 
viele Vermieter Stundungen, Ratenzahlungen oder 
Mietkürzungen. Darüber hinaus halfen die Woh-
nungsunternehmen mit praktischen Maßnahmen 
wie der Ausgabe von Masken und Informationen zu 
Hygienemaßnahmen.
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Haben Sie bereits Unterstützung 
durch Ihren Vermieter im Rahmen 
der Corona-Pandemie erfahren?

13 %
Ja

83 %
Nein

4 %
Keine Angabe
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